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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 40. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich den Arbeitskreis der Seniorinnen und Senioren
der Gewerkschaft der Polizei aus Rostock, eine zehnte
Klasse des Schulzentrums Ronzelenstraße, eine Klasse
der Johann-Gutenberg-Schule aus Bremerhaven und
eine Gruppe der Erwachsenenschule, Abteilung Kol-
leg Bremen.

(Beifall)

Gemäß Paragraph 21 der Geschäftsordnung gebe
ich Ihnen folgende Eingänge bekannt:

1. Nachtragshaushaltsgesetz und Nachtragshaus-
haltsplan  der  Freien  Hansestadt  Bremen  für  das
Haushaltsjahr 2005 einschließlich Veränderungen im
Produktgruppenhaushalt, Bericht und Dringlichkeits-
antrag  des  staatlichen  Haushalts-  und  Finanzaus-
schusses vom 20. Mai 2005, Drucksache 16/625.

Ich gehe davon aus, dass Einverständnis besteht,
diese Vorlage mit der zu den Haushaltsberatungen
gehörenden Vorlage zu verbinden.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann verfahren wir
so.

2. Aussetzung  der  Beschlussfassung  über  den
Nachtragshaushalt  2005,  Dringlichkeitsantrag  des
Abgeordneten Wedler, FDP, vom 23. Mai 2005, Druck-
sache 16/626.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen hier eine Verbindung mit den zu
den Haushaltsberatungen gehörenden Vorlagen vor.

Ich  höre  keinen  Widerspruch.  Die  Bürgerschaft
(Landtag) ist damit einverstanden.

3. Ausbildungs- und Beschäftigungschancen für Ju-
gendliche verbessern, Dringlichkeitsantrag der Frak-
tionen der SPD und der CDU vom 24. Mai 2005, Druck-
sache 16/627.

Ich lasse auch hier über die dringliche Behandlung
dieses Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung des Antrags
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit den schon
miteinander  verbundenen  Tagesordnungspunkten
drei und vier, Regionaler Pakt für Ausbildung und
Fachkräftenachwuchs, vor.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Dann wer-
den wir so verfahren.

4. Keine öffentliche Finanzierung des Visionarums,
Dringlichkeitsantrag  der  Fraktion  Bündnis  90/Die
Grünen vom 24. Mai 2005, Drucksache 16/634.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich wieder über die Dringlichkeit dieses
Antrags abstimmen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit Tagesord-
nungspunkt neun, Keine öffentliche Finanzierung des
Visionarums, vor.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann wird so ver-
fahren.

5. Nachträglich haben die Fraktion der SPD noch
um die Wahl eines Mitglieds für die staatliche De-
putation für Soziales, Jugend, Senioren und Auslän-
derintegration und die Fraktion der CDU um die Wahl
eines Mitglieds der Parlamentarischen Kontrollkom-
mission gebeten.

Ich schlage Ihnen vor, diese Wahlen am Schluss der
Tagesordnung aufzurufen.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Dann ver-
fahren wir so.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen so-
wie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Drittmittel, Eigenmittel des Landes und die re-
gionalen ökonomischen Wirkungen von Wis-
senschaftsausgaben

Große Anfrage der Fraktionen der SPD
und der CDU
vom 19. Mai 2005
(Drucksache 16/624)
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2. Bericht zur Konzeption für den Jugendvollzug
im Lande Bremen

Mitteilung des Senats vom 24. Mai 2005
(Drucksache 16/628)

3. Stärkung  des  Fernverkehrs  durch  bessere
Schieneninfrastruktur

Mitteilung des Senats vom 24. Mai 2005
(Drucksache 16/629)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tages-
ordnung der Juni-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Konsumtive Einsparungen im Konzern Bre-
men

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 13. Januar 2005

D a z u

Antwort des Senats vom 26. April 2005
(Drucksache 16/592)

2. Fahrgastrechte im öffentlichen Schienen-
Personennahverkehr in Bremen und der Re-
gion

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 23. Februar 2005

D a z u

Antwort des Senats vom 26. April 2005
(Drucksache 16/593)

3. Entwicklung der Arbeitslosigkeit im Sanie-
rungszeitraum

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 4. März 2005

D a z u

Antwort des Senats vom 26. April 2005
(Drucksache 16/594)

4. Anzahl und Umstände zurückliegender Brech-
mitteleinsätze

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 17. März 2005

D a z u

Antwort des Senats vom 10. Mai 2005
(Drucksache 16/621)

5. Gegenwärtige Praxis der Beweissicherung bei
Betäubungsmittelverdacht

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 17. März 2005

D a z u

Antwort des Senats vom 10. Mai 2005
(Drucksache 16/622)

6. Wirtschaftlichkeitsberechnungen im öffentli-
chen Hochbau bei Öffentlich Privaten Part-
nerschaften (ÖPP)

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 17. März 2005
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Antwort des Senats vom 24. Mai 2005
(Drucksache 16/631)

7. Jugend-Tourismus im Land Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 19. April 2005

8. Anzahl der nicht bestandenen Prüfungen in
den Berufsausbildungsgängen im Lande Bre-
men

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 19. April 2005

9. Verteilung von Jodtabletten bei Unfällen in
norddeutschen Atomkraftwerken

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 26. April 2005

D a z u

Antwort des Senats vom 24. Mai 2005
(Drucksache 16/630)

10. Baggergutentsorgung

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 2. Mai 2005

11. Wirtschaftsstrukturelle Ursachen der Arbeits-
losenzahlentwicklung

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 3. Mai 2005

12. Investitionsplanung

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 10. Mai 2005

13. Bilanz des Sondervermögens Häfen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 18. Mai 2005

14. Psychotherapie für Strafgefangene

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 18. Mai 2005

15. Verwechslungsgefahr durch Softair-Waffen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 24. Mai 2005

16. Einstellung von Hochschulabsolventen mit der
Fächerkombination Wirtschaftswissenschaf-
ten und Englisch

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 24. Mai 2005
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III. Eingabe gemäß § 70 der Geschäftsordnung

Offener Brief von Frau Tina Brenner und Frau
Saskia Dreyer (European Musical Academy) mit
anliegenden Unterschriftenlisten zur Situation der
Bremer Musical Company (BMC).

Die Eingabe kann bei der Verwaltung der Bürger-
schaft eingesehen werden.

IV. Sonstiger Eingang

Rechnungslegung der Fraktionen der Bremischen
Bürgerschaft

Bericht des Vorstands
vom 2. Mai 2005
(Drucksache 16/597)

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
setzung des Tagesordnungspunktes fünf, Moderni-
sierung der beruflichen Bildung, des Tagesordnungs-
punktes 14, Ermittlungsverfahren und Strafverfah-
ren wegen Straftaten mit rechtsextremistischem Hin-
tergrund – notwendige Verbesserungen im Strafrecht
und Versammlungsrecht, des Tagesordnungspunk-
tes 19, Schutz kindlicher Opfer von Sexualdelikten
im Strafverfahren verbessern, des Tagesordnungs-
punktes 21, Wirtschaftspolitische Auswirkungen der
EU-Osterweiterung für das Land Bremen, und des
Tagesordnungspunktes 22, Altersdiskriminierung, zur
Verbindung der Tagesordnungspunkte drei und vier,
Regionaler Pakt für Ausbildung und  Fachkräftenach-
wuchs in Bremen und Bremerhaven, der Tagesord-
nungspunkte zehn und elf, Luftqualität verbessern:
Rußfilter für den öffentlichen Fuhrpark, und der Ta-
gesordnungspunkte 15 und 25, hier handelt es sich
um die Petitionsberichte Nummer 31 und 32, sowie
zur Vereinbarung von Redezeiten bei einigen Tages-
ordnungspunkten.

Hinsichtlich  der  Abwicklung  der  Tagesordnung
der  Bürgerschaft  (Landtag)  wurde  vereinbart,  dass
heute Vormittag zu Beginn der Sitzung die Wahl und
Vereidigung eines Mitglieds des Senats, danach der
Nachtragshaushalt 2005, dann der Tagesordnungs-
punkt 13, Gesetz zur Änderung der Landesverfassung,
und im Anschluss daran der Tagesordnungspunkt 16,
Jahresbericht  des  Petitionsausschusses,  behandelt
werden.

Für die Wahl eines Mitglieds des Senats ist verlän-
gerte Redezeit für den jeweils ersten Redner je Frak-
tion bis zu 20 Minuten vereinbart. In der Ausspra-
che  erhält  zunächst  der  Vertreter  der  Fraktion  der
CDU, danach der Fraktion der SPD und im Anschluss
daran der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort.
Die Wahl soll geheim in Wahlkabinen erfolgen. Bei
der Beratung des Nachtragshaushalts erhält nach der
Berichterstatterin der Vertreter der Fraktion der SPD,
dann der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und danach
der Fraktion der CDU das Wort.

Die Sitzung heute Nachmittag beginnt mit dem Ta-
gesordnungspunkt eins, Fragestunde, danach wer-

den die Tagesordnungspunkte 26, Gesetz zur Ände-
rung des Bremischen Schulgesetzes und des Bremi-
schen Schulverwaltungsgesetzes, 27, Gesetz zur Än-
derung des Privatschulgesetzes, 28, Gesetz zur Än-
derung des Lehrerarbeitszeitaufteilungsgesetzes, und
29, Gesetz zur Änderung des Bremischen Besoldungs-
gesetzes, aufgerufen.

Zu Beginn der Sitzung morgen Vormittag werden
die miteinander verbundenen Tagesordnungspunke
drei  und  vier,  Regionaler  Pakt  für  Ausbildung  und
Fachkräftenachwuchs, zur Verhandlung gestellt. Die
miteinander verbundenen Tagesordnungspunkte zehn
und elf, Luftqualität verbessern: Rußfilter für den öf-
fentlichen Fuhrpark, werden zu Beginn der Sitzung
morgen Nachmittag behandelt.

Nachträglich  teile  ich  Ihnen  noch  mit,  dass  die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ihre Aktuelle Stunde
mit dem Thema „Senatorenaffären schaden Bremen!“
zurückgezogen hat.

Des Weiteren wurde nachträglich interfraktionell
vereinbart, den Tagesordnungspunkt 20, Gesetz zur
Änderung des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaß-
nahmen bei psychischen Krankheiten und zur Än-
derung des Gesetzes über das Krebsregister der Freien
Hansestadt Bremen, und den dazugehörenden Än-
derungsantrag für diese Sitzung auszusetzen.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht?

Das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte
ich davon Kenntnis geben – wie schon gestern in der
Sitzung der Stadtbürgerschaft –, dass die Fraktion der
CDU den Abgeordneten Hartmut Perschau zum Vor-
sitzenden gewählt hat.

Herr Perschau, auch hier noch einmal herzlichen
Glückwunsch und Erfolg für Ihre Tätigkeit!

(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Wahl und Vereidigung eines Mitglieds des Senats

Für  die  Wahl  eines  Mitglieds  des  Senats  hat  die
Fraktion der CDU Herrn Jörg Kastendiek vorgeschla-
gen.
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Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Perschau.

Abg. Perschau (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Herr Dr. Gloystein hat
bei der Eröffnung des Weinfestes mit seiner unbe-
dachten Reaktion, sicherlich auch einer Reaktion, die
von einer ganz ungewöhnlichen Abwegigkeit und
auch von einer seltenen Einmaligkeit war, einen Sturm
der Entrüstung sowohl in den Medien als auch in Tei-
len der Bevölkerung ausgelöst. Es ist müßig, glaube
ich, darüber nachzudenken, ob es ein Blackout oder
etwas anderes war. Die Entrüstung ist so, wie sie war,
und Herr Dr. Gloystein hat dann sehr schnell seinen
Rücktritt erklärt, er hat sich sehr ausgiebig bei dem
Betroffenen entschuldigt, er hat dann auf die ihm ge-
setzmäßig  zustehenden  Übergangsgehaltsregelun-
gen verzichtet – ob das juristisch überhaupt geht, will
ich einmal dahingestellt sein lassen –, aber er hat ei-
gentlich alles das getan, was man tun kann.

Ich glaube und ich weiß es auch, dass Peter Gloy-
stein über das, was dort geschehen ist, sehr, sehr trau-
rig ist. Wenn Sie ehrlich sind, möchte vermutlich nie-
mand von Ihnen im Moment in seiner Haut stecken
nach dem, was da über ihn hereingebrochen ist. Des-
halb denke ich auch, es ist zu dem Thema nahezu
alles gesagt, mag sein, noch nicht von jedem! Es spricht
vieles dafür, dass wir den Blick in die Zukunft rich-
ten, wenn eine zu intensive und immer wieder sich
wiederholende Befassung für mich keinen nachvoll-
ziehbaren Nutzen für Bremen organisiert.

Deshalb haben wir natürlich in der CDU nach die-
sem Schritt von Peter Gloystein uns beraten müssen.
Ich bedanke mich sehr bei unserem hochgeschätz-
ten Koalitionspartner dafür, dass er kraftvoll Druck
gemacht hat. Ich muss dazu sagen, es ging in dieser
Frage nicht so sehr darum, ganz schnell eine kraft-
volle Entscheidung zu treffen, sondern es ging dar-
um, eine wohl abgewogene, eine sehr sauber abge-
stimmte, eine zukunftssichere und möglichst eine rich-
tige Entscheidung zu treffen.

Wir haben den Vorschlag gemacht, den der Präsi-
dent der Bürgerschaft eben vorgetragen hat. Es ist
natürlich so, dass heute der erste Tag ist, an dem der
Landtag tagt, an dem wir den Nachfolger von Peter
Gloystein wählen können. Dies ist die erste Stunde
dieses Tages, an dem das geschehen kann. Das heißt,
man nennt das, dass wir als Union gehandelt haben,
juristisch, glaube ich, ohne schuldhaftes Zögern. Ich
denke trotzdem, dass wir uns das sehr genau über-
legt haben.

Der Kandidat, den wir Ihnen nun für die Wahl zum
Senator für Wirtschaft und Häfen und zum Senator
für  Kultur  vorschlagen,  bedarf  aus  meiner  Sicht
keiner besonderen Beschreibung, weil er seit 14 Jah-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

ren  diesem  Hause  angehört  und  weil  er  der  rang-
höchste Vertreter dieser Fraktion ist, den wir nun als
Kandidaten für die Wahl zum Senator für Wirtschaft
und Häfen und zum Senator für Kultur vorschlagen.
Wenn Sie sich den Werdegang von Herrn Kastendiek
in diesem Hause anschauen, das er seit 1991 regel-
mäßig wie einige andere von Ihnen besucht, dann
ist Herr Kastendiek von 1991 bis 1995 Sprecher der
CDU-Fraktion für Kultur gewesen, von 1995 bis 1997
Sprecher für Umwelt, von 1997 bis 2003 Sprecher für
Häfen. Er war über sechs Jahre Mitglied der Wirt-
schaftsdeputation und Wirtschaftsförderungsausschüs-
se, und er ist die letzten zwei Jahre Vorsitzender un-
serer Fraktion gewesen.

Ich glaube, wir schlagen Ihnen damit einen Kan-
didaten vor, der in besonders guter Weise auf dieses
Amt vorbereitet ist, der alle diese Felder bereits auch
politisch als Spezialist bearbeitet hat und der natür-
lich auch als Fraktionsvorsitzender in der generalis-
tischen Kompetenz, die bei einem Fraktionsvorsitzen-
den  irgendwo  zwingend  ist,  auch  die  Zusammen-
hänge dieser unterschiedlichen Gebiete sehr wohl mit
großer eigener Erfahrung begleiten kann.

Deshalb sind wir sehr froh, dass Jörg Kastendiek
bereit war, für dieses Amt zu kandidieren. Er ist in
der Fraktion in geheimer Wahl einstimmig gewählt
worden, und ich denke, das zeigt, mit welch großer
Geschlossenheit die CDU hinter diesem Vorschlag
steht.  Wir  empfehlen  Ihnen,  diesen  Kandidaten  zu
wählen, weil ich glaube, dass es eine gute Entschei-
dung ist, es ist eine hervorragende Entscheidung.
Insofern, liebe Frau Linnert, bitte ich um Entschul-
digung, wenn ich die Redezeit von 20 Minuten nicht
ausschöpfe, ich denke, der Kandidat ist hinreichend
bekannt. Wir schlagen ihn vor, und Sie müssen ihn
jetzt nur noch wählen. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Böhrnsen.

Abg. Böhrnsen (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Lieber Kollege Perschau, es wird
Sie nicht überraschen, Ihre Rede zu Herrn Kasten-
diek hat uns überzeugt, die SPD-Fraktion wird Herrn
Kastendiek wählen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vielleicht ist die Überraschung ja doch groß! Die
Geschichte, die die heutige Wahl eines Mitglieds des
Senats erforderlich macht und veranlasst, ist, das muss
man leider sagen, unrühmlich, ja unsäglich. Dazu ist
an anderer Stelle schon vieles gesagt worden, das sehe
ich wie Herr Perschau. Deswegen will ich mich auch
nur auf eine kurze Bemerkung dazu beschränken,
und zwar auf die Bemerkung, dass der Rücktritt von
Peter  Gloystein  aus  meiner  Sicht  die  notwendige
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Konsequenz aus der persönlichen Fehlleistung eines
Senators war, der, das sage ich allerdings auch so offen,
in vielerlei Hinsicht in seinem Amt überfordert war.

(Beifall bei der SPD)

Der schnelle Rücktritt von Herrn Gloystein hat uns
und Bremen eine Hängepartie erspart, die unerträglich
gewesen wäre. Eine zusätzliche Bemerkung kann ich
mir nicht ersparen, weil, das bekenne ich ganz of-
fen, mich auch etwas in der Folge und der Erklärung
dieses Rücktritts geärgert hat. Herr Gloystein soll ge-
sagt haben, die Wucht und die Macht der Bilder hätten
ihn zum Rücktritt gezwungen. Meine Damen und Her-
ren, ich halte diesen Erklärungsversuch für eine Ver-
kennung der tatsächlichen Situation. Herr Gloystein
musste nicht deshalb zurücktreten, weil es diese un-
säglichen Bilder in der Zeitung gab, der Rücktritt von
Herrn Gloystein war vielmehr deshalb notwendig, weil
er in erniedrigender und unangemessener Weise die
Würde eines Menschen herabgesetzt hat. Das ist der
Grund, und der reicht für den Rücktritt völlig aus.

(Beifall bei der SPD)

Ich will hier nicht über den Schaden sprechen, der
für Bremen, für die politische Kultur, auch für das
Ansehen des Standes der Politiker angerichtet wor-
den ist, ich möchte wie Herr Perschau auch in die
Zukunft blicken und sagen: Wir alle werden durch
seriöse Arbeit dafür sorgen müssen, dass der fatale
Eindruck,  mit  dem  Bremen  unter  der  Überschrift
„Sektaffäre“ bundesweite Schlagzeilen gemacht hat,
so schnell wie möglich beseitigt wird.

Dazu gehört die Regelung der Nachfolge von Herrn
Gloystein. Herr Perschau, Sie haben daran erinnert,
und ich tue es auch, dass die SPD in den letzten Ta-
gen sehr darauf gedrängt hat, dass dies unverzüg-
lich geschieht. Ich glaube schon, anders als Sie es eben
gemeint haben, dass diese Aufforderung durchaus
nötig war, denn ich erinnere daran, dass Sie zunächst
den Juni-Termin der Bürgerschaft erreichen wollten.
Ich möchte deshalb ausdrücklich begrüßen, dass die
CDU uns eine längere Vakanz im Senat erspart hat.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, es ist gut, dass wir bereits heute ein
neues Mitglied des Senats wählen können, denn wir
brauchen einen handlungsfähigen und arbeitsfähi-
gen Senat in allen seinen Ressorts. Gerade im Wirt-
schafts- und im Kulturbereich stehen durchaus ent-
scheidende Weichenstellungen an. Ich will hier nur
erwähnen, dass wir auf dem Feld der bremischen Zu-
kunftsinvestitionen noch vor der Aufgabe stehen, die
notwendigen Schwerpunkte zu setzen. Auf Jörg Kas-
tendiek kommt gerade in diesem Feld sicherlich viel
Arbeit zu. An den Kulturbereich habe ich auch erin-
nert.

Ich habe Sie, lieber Herr Kastendiek, in unserer
Zusammenarbeit der letzten zwei Jahre, und unter
Fraktionsvorsitzenden der Koalitionsfraktionen darf
man,  glaube  ich,  durchaus  von  Zusammenarbeit
sprechen, als einen sehr verlässlichen und fairen Part-
ner kennen gelernt, deshalb glaube ich, dass wir eine
ebensolche Zusammenarbeit mit Ihnen auch in Ih-
rer neuen Funktion erwarten können. Ich sage Ihnen
für die SPD-Fraktion und auch von mir ganz persönlich
eine konstruktive Zusammenarbeit zu.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich abschlie-
ßend noch einmal zusammenfassend sagen, vorrangig
muss es jetzt darum gehen, dass wir durch schnelles
Handeln den durch die bizarre Sektaffäre entstan-
denen Schaden so schnell wie möglich wettmachen,
und im Übrigen erfordern die großen Herausforde-
rungen, vor denen Bremen steht, ein stabiles, hand-
lungsfähiges Regierungsbündnis. Ich bin sicher, beide
Koalitionspartner sind sich dessen bewusst und ent-
schlossen, die vereinbarte Politik auch umzusetzen.
– Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine lieben Kolleginnen und Kollegen,
sehr verehrte Damen und Herren! Die Hauptfrage bei
der Neuwahl eines neuen Wirtschafts- und Kultur-
senators kann ja eigentlich nur sein, Herr Böhrnsen
und Herr Perschau haben es angesprochen: Kann er
Bremen nach vorn bringen? Kann er im Wirtschafts-
bereich mithelfen, seinen Teil, der, wie wir wissen,
in den Möglichkeiten nicht so wahnsinnig groß ist,
der aber existiert, dazu beizutragen, neue Arbeits-
plätze zu schaffen, Schulden zu reduzieren? Kann er
das, was wir in den letzten Jahren erlebt haben, dieses
Missverhältnis von großer öffentlicher Armut einerseits
und doch sehr starken Verschwendungen von Mit-
teln in großen und kleinen, sinnigen und unsinnigen
Projekten, stoppen, kann er das zurückfahren? Kann
er als Kultursenator die Begeisterung, die in Bremen
während der Kulturhauptstadtbewerbung herrsch-
te, hinüberretten? Das sind nur einige Hauptfragen,
die auf den neuen Senator zukommen, und mit de-
nen werde ich mich auch im Wesentlichen befassen.

Gestatten Sie mir aber wie meinen Vorrednern auch
einige kurze Bemerkungen zu der Personalpolitik der
CDU und dem Senat im Besonderen! Zunächst einmal,
und das tue ich sehr gern, möchte ich Herrn Perschau
zu seinem neuen Amt gratulieren und mich freuen,
dass Sie – und das ist ja das Zeichen, dass Sie die Wahl
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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angenommen haben, dass Sie zur Verfügung stan-
den – bei so guter Gesundheit sind, dass Sie diese
Aufgabe wieder in Angriff nehmen wollen. Ich ver-
sichere Ihnen auch, es kommt jetzt kein Satz, der das
Wort „aber“ enthält, sondern ein Punkt.

(Beifall)

Was die zweite Entscheidung angeht, auch hierzu
eine kurze Bemerkung! Der Senator für Inneres und
Sport, Thomas Röwekamp, soll Nachfolger von Pe-
ter Gloystein als Bürgermeister werden, auch so ist
es bei der CDU entschieden worden. Ich finde, das
ist eine gute und eine schlechte Nachricht zugleich.
Die gute Nachricht ist: Das für Außenstehende, aber
auch für uns hier kaum nachvollziehbare Ritual, dass
Menschen, die in der falschen Stadt dieses Bundes-
landes geboren sind, für bestimmte Ämter nicht in
Frage kommen, ist hier an dieser Stelle durchbrochen
worden. Ich finde, wir tun gut daran, wenn wir Bre-
men modernisieren wollen, dass wir von solchen Ri-
tualen, nicht von der Leistung, sondern von dem Her-
kunftsort abhängig zu machen, wer welchen Posten
bekommt, Abstand genommen haben.

(Beifall)

Das ist die gute Nachricht, meine Damen und Her-
ren, im Übrigen nicht nur für Bremerhaven, sondern,
wie ich finde, auch für Bremen!

Die schlechte Nachricht ist: Ich bin ein bisschen
zusammengezuckt, als ich davon hörte, weil ich glau-
be, dass das Bürgermeisteramt ja wie das eines Se-
nators auch ein sehr herausgehobenes Amt ist. Es ist
noch nicht lange her, dass Sie als Innensenator zwar
nicht die Tatsache, die ich Ihnen persönlich auch nie
vorgeworfen habe, dass ein Mensch in Polizeigewahr-
sam zu Tode gekommen ist – da waren Sie nicht dabei,
das sind andere gewesen, die ja auch möglicherweise
zur Rechenschaft gezogen werden –, verantworten
mussten, das ist gar nicht der Punkt, sondern wie Sie
sich im Anschluss, in den Medien vor allem, verhal-
ten haben.

Das habe ich hier gesagt, und das sage ich heute
auch noch einmal, das war sachlich nicht sattelfest,
weil Sie falsche Informationen verbreitet haben, das
war nicht souverän, und das war meiner Ansicht nach
nicht die Reife, die man braucht, um jetzt im Senat
noch einmal hervorgehoben als Bürgermeister tätig
zu werden. Ich hoffe, dass Sie diesen Eindruck in Ihrem
zukünftigen Handeln als Bürgermeister verwischen
können, der jedenfalls war kein guter Start in diese
Richtung, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn man sich jetzt noch einmal anschaut, wie die
Personalpolitik der CDU im Senat in den letzten Jahren
gewesen ist, dann muss man doch feststellen, dass

Sie wenig Fortune hatten, wenn man es einmal ge-
linde ausdrückt. Sie haben doch Senatoren relativ
schnell wieder aus dem Verkehr gezogen. Manchmal
wusste man erst hinterher genau, warum so plötz-
lich ein angeblich so erfolgreicher Senator wie Ralf
Hubertus Borttscheller nicht wieder auftauchte, wo
er doch im Wahlkampf als Pik Ass oder als Trumpf-
karte auf den Plakaten stand, nach der Wahl war er
plötzlich verschwunden.

Auch die Fähigkeiten des Herrn Nölle als Ökonom
und Financier, die ihn bis ins Bürgermeisteramt ge-
tragen haben, scheinen im Rückblick, wenn man es
heute so betrachtet, vielleicht nicht so toll gewesen
zu sein, wie Sie das damals selbst glaubten, und die
Senatoren Schulte und Böse wurden ebenfalls erstaun-
licherweise und ohne besonderes Zutun der Oppo-
sition oder von anderen sehr schnell wieder aus dem
Verkehr gezogen. Es bleibt Ihr Geheimnis, ob Sie
entweder Schaden für Bremen dadurch verhindern
wollten oder Schaden für die CDU, möglicherweise
aber auch beides, meine Damen und Herren.

Nun haben Sie dann den erfahrenen Banker und
Wirtschaftslenker Gloystein als denjenigen, der als
Bürgermeister, als Wirtschafts- und Kultursenator hier
die Geschicke lenken sollte, angekündigt. Ich bin über
Ihre offenen Worte zu Beginn Ihrer Rede, Herr Per-
schau, sehr dankbar, und ich kann das auch bekräf-
tigen und will es bei einer Bemerkung belassen und
nicht weiter auswalzen, weil es hinter uns liegt und
wir, wie gesagt, nach vorn blicken müssen.

Wenn Sie einmal schauen, welch immenser Scha-
den wirklich angerichtet worden ist! Es gibt das in-
ternational renommierte britische Blatt „Economist“,
das weltweit über eine Million Auflage hat, da ist Bre-
men seit ungefähr zehn Jahren als Bundesland nicht
mehr erwähnt worden, mit dieser Sektaffäre von Herrn
Gloystein stehen wir darin, von Australien bis Süd-
amerika, und glauben Sie nicht, dass uns das als
Bremen hervorbringt, wenn Sie hier in diesem Lande
solche Senatoren aufstellen, meine Damen und Her-
ren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Eine letzte kleine Bemerkung zu diesen Personal-
fragen! Im Wahlkampf haben Sie groß die starken
Frauen in der CDU angekündigt, ich kann mich sehr
gut an die Wahlplakate erinnern. Wir haben jetzt ganz
offensichtlich folgende Situation: Sie haben fünf Top-
jobs hier in der bremischen CDU zu vergeben, und
nun haben wir sozusagen drei Debütantinnen, Frau
Eckhoff, Frau Röwekamp und Frau Kastendiek, und
die  beiden  Gouvernanten,  Fräulein  Perschau  und
Fräulein Neumann, die das Ganze überwachen sol-
len, meine Damen und Herren, das sind die starken
Frauen der CDU!

(Heiterkeit und Beifall beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Aber ganz egal, ob Mann oder Frau, darauf kommt
es gar nicht an.

(Zuruf von Senator R ö w e k a m p)

Ja, auf dem Plakat hatten Sie mehr Locken, Frau Rö-
wekamp!

(Senator R ö w e k a m p :  Ich frage mich,
woher Sie meine Frau so gut kennen! – Hei-

terkeit)

Darüber reden wir später! Aber egal, ob Mann oder
Frau, der neue Wirtschafts- und Kultursenator steht
vor einer Aufgabe, die zum einen darin besteht, diese
Scharte – und ich finde es sehr honorig, dass die CDU-
Fraktion das heute durch ihren neuen Vorsitzenden
auch eingeräumt hat, dass es eine solche ist – von
Herrn  Gloystein  auszuwetzen.  Da  traue  ich  Herrn
Kastendiek alles zu, ich kann ihn mir schlichtweg in
keiner Weise in dieser Rolle vorstellen, die Herr Gloy-
stein  hier  vorgelebt  hat,  aber  das  ist  vielleicht  der
kleinste Teil dieser Aufgabe.

Der große Teil, der vor Ihnen liegt, wenn man einmal
die Wirtschaftspolitik anschaut, Herr Kastendiek, Sie
treiben im Moment quer durch das Land Rot und Grün
vor sich her mit dem Thema Arbeitsplätze. Wenn Sie
aber in Bremen zu dem Thema reden, verschweigen
Sie, dass es Ihnen in Bremen nun in keiner Weise bis-
her gelungen ist, die Arbeitslosigkeit zu vermindern,
Arbeit für die Bremerinnen und Bremer, Bremerha-
venerinnen und Bremerhavener zu schaffen. Diese
Aufgabe müssen Sie als Wirtschaftssenator angehen.
Investitionen auch so auszurichten, dass Arbeitsplätze
in unserem Land entstehen, das ist eine der Haupt-
aufgaben, die auf Sie zukommt, Herr Kastendiek.

Aber es geht nicht nur um die Arbeitsplätze, son-
dern auch um die Frage, wie wir mit unseren Schul-
den umgehen, machen wir weiter so, wie es das Wirt-
schaftsressort bisher getan hat nach dem Motto: Wir
haben acht oder neun Milliarden vom Bund bekom-
men, die können wir fleißig ausgeben, und hinterher
sehen wir einmal, ob es einen regionalwirtschaftli-
chen Effekt gibt, wenn nicht, dann ist es das Risiko,
das wir in der Wirtschaft nun einmal haben. Dies muss
aufhören! Sie müssen konkrete Investitionslisten auf
den Tisch legen, und wir müssen heute wissen, wel-
che Zinsen und Tilgungen wir in den kommenden
Jahren abtragen müssen, welche Investitionen wir uns
leisten können, welche Investitionen wir uns nicht leis-
ten können. Da hat das Wirtschaftsressort, ganz un-
abhängig von Sektduschen und ähnlichen Dingen,
bisher vollkommen versagt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn Sie Senator sind, schieben Sie Projekte an,
die im Wirtschaftsressort bisher etwas vor sich hin-
schlummerten, bringen Sie die Kaiserschleuse auf den

Weg, bringen Sie die Vorschläge, die alle drei Frak-
tionen gemeinsam beschlossen haben zu den Busi-
ness Improvement Districts, auf den Weg! Es ist ja nicht
so, dass Herr Dr. Gloystein mit diesem Wirtschafts-
ressort nur wegen einer Sektaffäre gescheitert ist,
sondern er ist auch daran gescheitert, dass er in zen-
tralen wirtschaftspolitischen Fragen dieses Land in
diesen Monaten, in denen er Senator war, nicht nach
vorn gebracht hat, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

In der Kulturpolitik gibt es natürlich ganz konkre-
te Aufgaben. Sie müssen ein in vielen Legislaturpe-
rioden zersplittertes und auch demotiviertes Kultur-
ressort wieder neu aufstellen und ins Rennen schi-
cken, so dass die Kulturszene in Bremen etwas davon
hat. Sie müssen den Masterplan Kultur zu Ende brin-
gen, um uns und auch allen, die in Bremen kultur-
schaffend sind, endlich zu sagen, wohin der Senat
eigentlich in der Kulturpolitik in den nächsten Jah-
ren will.

Das ist aber nicht die Hauptaufgabe. Ich glaube,
wenn man sich das ansieht, wird die Hauptaufgabe
sein, den Elan, den Schwung und die Begeisterung,
die  durch  die  Kulturhauptstadtbewerbungsphase
entstanden sind, nicht nur zu erhalten, sondern viel-
leicht  ist  es  dank  der  Kulturpolitik  von  Herrn  Dr.
Gloystein auch notwendig, sie noch einmal wieder
zu beleben, denn dort gibt es deutliche Absacker. Sie
müssen mithelfen, diesen Esprit, der Bremen kultu-
rell, auch von der generellen Atmosphäre, vom Le-
bensgefühl in Bremen, aber auch ökonomisch, denn
das ist eine Folge davon, nach vorn bringt, diesen
Schwung, den Bremen dadurch erhalten hat, durch
Ihre Kulturpolitik zu erhalten. Das ist ein ganz wich-
tiger Faktor für die weitere Zukunft Bremens und für
das Vorankommen nicht nur der Kulturpolitik, son-
dern für alle unsere Vorhaben, Bremen zu sanieren
und wieder neu und besser aufzustellen als bisher.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das sind nur einige der zentralen Zukunftsfragen,
die vor Ihnen stehen. Wir werden Sie nach 100 Ta-
gen und auch im Anschluss daran messen. Davon
ausgehend, dass Sie nachher zum Senator gewählt
werden, wünsche ich Ihnen für diese Aufgabe viel
Glück und Geschick. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich dachte bis jetzt im-
mer, Sie wollen das Bundesland Bremen wirtschaft-
lich und kulturell zukunftsorientiert weiter voranbrin-
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gen.  Das  werden  Sie  aber  mit  einem  neuen  Wirt-
schafts- und Kultursenator namens Kastendiek nie-
mals erreichen.

Meine Damen und Herren, ein Wirtschaftssenator
sollte  mindestens  folgende  Anforderungen  erfüllen:
Erstens, er sollte kommunikationsfähig sein, und das
Wichtigste, Punkt zwei, er sollte umfangreichen wirt-
schaftlichen  und  kulturellen  Sachverstand  haben.
Drittens sollte er als zukünftiger Wirtschafts- und
Kultursenator mindestens einen erforderlichen poli-
tischen – ich habe es eben erwähnt –, kulturellen Sach-
verstand haben. Das aber sind genau die wichtigen
Anforderungen, die ich Herrn Kastendiek als künf-
tigen Wirtschafts- und Kultursenator durchweg ab-
spreche.

Herr Kastendiek hat in seiner bisherigen parlamen-
tarischen, politischen Arbeit in meinen Augen eine
kulturfeindliche Einstellung dargelegt. Das bedeu-
tet für mich eindeutig, dass Herrn Kastendiek nicht
nur in wirtschaftlichen Fragen der nötige Sachver-
stand fehlt, sondern auch die nötige Erfahrung und
der Sachverstand für Bremens wichtige kulturellen
Bereiche.

Meine Damen und Herren, darum halte ich Herrn
Kastendiek für das sehr wichtige Amt des Senators
für  Wirtschaft  und  Kultur  für  schlichtweg  einfach
überfordert. Die Nominierung von Herrn Kastendiek
als Senator für Wirtschaft und Kultur ist eine eindeu-
tige  Bankrotterklärung  der  CDU  in  Bremen.  Diese
Nominierung ist ein erschreckendes, trauriges Bei-
spiel, in welcher großen personellen Notlage diese
CDU im Lande Bremen sein muss. Meines Erachtens
erfüllt Herr Kastendiek nicht die erforderlichen An-
forderungen und Voraussetzungen, um als Senator
für Wirtschaft und Kultur das Bundesland Bremen in
irgendeiner Weise wirtschaftlich und kulturell vor-
anzubringen, ganz im Gegenteil. Darum werde ich
namens der Deutschen Volksunion Herrn Kastendiek
als Senator für Wirtschaft und Kultur selbstverständlich
ablehnen. – Ich bedanke mich!

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Bürgermeister Dr. Scherf.

Bürgermeister Dr. Scherf: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Wir haben einen Kollegen aus
dem Senat verloren, der nur kurze Zeit bei uns war,
der mit viel Hoffnung nach Bremen gekommen ist.
Ich selbst habe auch gehofft, dass wir einen Kompe-
tenzzuwachs bekommen durch ihn, jemand, der ein
Leben lang als Banker in großen Banken in Frank-
furt gearbeitet hat, bringt eine zusätzliche Erfahrung,
die hoch willkommen war. Er hat sich in diesen we-
nigen Monaten eigentlich erst anwärmen können mit
unserem Arbeiten, und die meiste Mühe hat er, glaube
ich, mit dem Kulturressort gehabt. Das haben alle,
die ihn begleitet haben, gesehen, und es ist auch für
seinen Nachfolger nicht ganz einfach, dort so etwas
wie einen Erfolg zu organisieren und dann noch in

kurzer Zeit zu organisieren. Ich habe ihn erlebt, wie
er bei der Jury mit mir und anderen zusammen die
Bewerbung zur Kulturhauptstadt engagiert vorgetra-
gen hat. Ich habe gemerkt, er ist auch ein Stück in
diesem Punkt angekommen, aber es hat nicht gereicht.

Ich glaube, man muss bei allem Entrüsten über seine
unmögliche Entgleisung auf dem Weinfest mit einem
Kollegen fair umgehen. Ich finde, es ist nicht korrekt,
wenn man hinterher nachtritt. Das will ich nicht, son-
dern ich will sagen, es tut dieser Landesregierung gut,
wenn wir Erfahrungen von außerhalb bekommen. Wir
können schlauer werden, wir können uns auch über
unsere engen Landesgrenzen hinaus zusätzlich pro-
filieren. Es tut uns auch gut, wenn jemand aus der
Wirtschaft kommt, weil der uns eben von außen sieht.

Ich habe das Interview, das Herr Hattig der „taz“
zu diesem Thema gegeben hat, genau durchgelesen.
Er hat es ja versucht, in seiner unverwechselbaren
Art abzuwägen, dass das eben nicht so leicht ist, zwar
machen sich viele Leute in der Wirtschaft gern über
Politik lustig  und äußern sich abfällig, aber wenn sie
dann wirklich in dieser Aufgabe stecken, so habe ich
Herrn Hattig verstanden, dann merken sie, dass das
eine komplizierte Lage, oft eine schwierigere Lage
ist, als ein Unternehmen von oben nach unten zu füh-
ren, zu sagen, dort geht es entlang, und dann geht
es auch dort lang. Bei uns gibt es eine große Last,
sowohl was das Kommunizieren angeht, was das Ver-
ständigen angeht, was das Vermitteln angeht, aber
es gibt auch eine Last mit ganz knappen Mitteln,  wir
haben ja extrem knappe Mittel, so umzugehen, dass
man sie noch vorzeigen kann.

Wir haben also eine weitere Erfahrung gemacht.
Ich gebe trotzdem nicht auf, dass auch in Zukunft im-
mer einmal wieder ein Versuch, jemanden von außen
einzuwerben, sich lohnt, denn wir können uns eigent-
lich nur zusätzliche Erfahrungen wünschen, die wir
brauchen, um in unserem schwierigen politischen Ge-
schäft voranzukommen.

Ich weiß von Herrn Gloystein selbst, dass er ganz
stolz darauf ist, dass die Kaiserschleuse unter ihm ei-
nen großen Schritt nach vorn gebracht worden ist,
und das ist auch richtig so.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Na, na!)

Das muss man aushalten, wenn etwas gut gegangen
ist, lieber Martin, dann wollen ganz viele dabei ge-
wesen sein, wenn es schlecht gegangen ist, dann will
eigentlich keiner dabei gewesen sein!

(Beifall bei der CDU – Abg. G ü n t h n e r
[SPD]: Es ist aber nicht gut gegangen! – Abg.
B ö h r n s e n  [SPD]: Ist sie auch schon fi-

nanziert?)

Bei der Kaiserschleuse sind wir alle froh. Ich weiß
von dir, dass du von Anfang an dafür gekämpft hast.
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Aber es ist schön, dass wir für dieses Projekt eine breite
Zustimmung gefunden haben. Das ist eine gute Er-
fahrung, jedenfalls will ich das nicht verschweigen.
Das ist auch eine Erfahrung, die weit über unseren
gegenwärtigen Legislaturzeitpunkt hinaus Wirkung
hat.

Ich hoffe sehr, dass das mit der Wahl von Herrn
Kastendiek gleich gut geht. Lieber Herr Kastendiek,
wir freuen uns auf Sie! Jetzt ist der frühere Landes-
vorstand der Jungen Union fast geschlossen im Se-
nat gelandet. Sie drei kennen sich alle sehr gut. Sie
wissen genau, was Sie voneinander zu halten haben.
Das kann gut werden, wenn wir miteinander fair um-
gehen. Die große Koalition, die es schwer hat, schwer
hat bei der objektiven Lage dieses Landes, das wis-
sen alle, das weiß nicht nur die Opposition, sondern
das wissen wir auch, ist in ganz schwerem Wetter.
Wir brauchen ein enges Zusammenrücken, wir müs-
sen uns aufeinander verlassen können. Wir müssen
jetzt erst gerade beweisen, dass wir arbeitsfähig sind
und dass wir entschlossen sind, das Beste aus die-
sem Land zu machen, und darum freue ich mich auf
die Zusammenarbeit mit Ihnen.

Darf ich noch einen letzten Satz sagen? Lieber Herr
Perschau, es ist ein gutes Zeichen, dass Sie sich wieder
zurückmelden. Ich habe Sie damals wirklich mit großer
persönlicher Anteilnahme verabschiedet. Das war kein
Theater, das ich gemacht habe,

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Sie haben ihn sehr vermisst!)

sondern das war wirklich meine persönliche Auffas-
sung. Ich habe gespürt, es verabschiedet sich einer,
der ein Leben lang in der Politik schwierigste und
wirklich auch anstrengende Aufgaben gehabt hat,
und die Krankheit hindert ihn daran. Jetzt spüre ich,
es ist irgendetwas passiert, da ist eine neue Möglich-
keit, das freut mich für Sie, freut mich für uns. Ich
denke, wir machen so gut wir können unser großes
Koalitionsprojekt in dieser neuen Arbeitsteilung wei-
ter. Ich hoffe jedenfalls, dass es gleich ein überzeu-
gendes Wahlergebnis gibt. – Danke!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Mitglieder des
Senats werden nach Artikel 107 Absatz 2 der Lan-
desverfassung  mit  der  Mehrheit  der  abgegebenen
Stimmen gewählt. Gemäß Paragraph 58 Absatz 2 un-
serer Geschäftsordnung erfolgt die Wahl des Senats
in geheimer Abstimmung. Da es interfraktionell ver-
einbart wurde, erfolgt die Abstimmung gemäß Ab-
satz 4 in Wahlkabinen.

Zum Wahlverfahren lassen Sie mich bitte folgen-
de Anmerkungen machen: Die Ausgabe der Stimm-
zettel und Wahlumschläge erfolgt nach Namensaufruf
an dem Tisch rechts neben den Wahlkabinen. Bitte
gehen Sie dann mit Ihrem Stimmzettel in eine der bei-
den Wahlkabinen und vermerken dort Ihre Wahlent-
scheidung auf dem Stimmzettel!

Sie haben die Möglichkeit, mit Ja, Nein oder Stimm-
enthaltung zu entscheiden. Fehlt eine Kennzeichnung,
gilt  die  Stimme  als  nicht  abgegeben.  Enthält  der
Stimmzettel mehr Kennzeichnungen als zu Wählende,
ist er ungültig. Falten Sie den Stimmzettel, und ste-
cken  Sie  ihn  in  den  mitgegebenen  Wahlumschlag!
Werfen Sie dann den Stimmzettel in die Wahlurne!

Ich weise noch darauf hin, dass die Schriftführe-
rinnen Stimmzettel zurückzuweisen haben, die ers-
tens außerhalb der Wahlkabine gekennzeichnet oder
in den Wahlumschlag gelegt wurden, zweitens nicht
in den Wahlumschlag gelegt wurden, drittens sich in
einem Wahlumschlag befinden, der offensichtlich in
einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von
den übrigen abweicht.

Stimmzettel, die Zusätze oder Kennzeichnungen
enthalten,  sind  ungültig,  wenn  sie  den  Willen  des
Wählers nicht zweifelsfrei erkennen lassen oder die
Person des Wählers erkennbar wird. Sollte sich ein
Abgeordneter beim Ausfüllen des Stimmzettels ver-
schreiben, kann er bei den Schriftführerinnen gegen
Rückgabe des alten Stimmzettels einen neuen Stimm-
zettel erhalten.

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur
Wahl.

Ich eröffne den Wahlgang.

Ich rufe jetzt alle Abgeordneten nach dem Alpha-
bet namentlich auf und bitte die so aufgerufenen Da-
men und Herren, die Wahl vorzunehmen. Gleichzeitig
bitte ich die Schriftführerinnen, an der Ausgabe der
Stimmzettel und an der Wahlurne Platz zu nehmen.

Ich beginne mit dem Namensaufruf.

(Es folgt der Namensaufruf.)

Ich frage, ob alle Abgeordneten ihre Stimmzettel
erhalten und abgegeben haben.

Ich stelle fest, alle Abgeordneten haben ihre Stimm-
zettel erhalten und abgegeben.

Meine Damen und Herren, dann ist der Wahlgang
beendet. Wir kommen jetzt zur Auszählung der ab-
gegebenen Stimmen.

Ich bitte die Schriftführerinnen, die Auszählung vor-
zunehmen!

Ich unterbreche die Sitzung des Landtags, bis das
Ergebnis der Auszählung vorliegt.
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Die Sitzung ist unterbrochen.

(Unterbrechung der Sitzung 10.59 Uhr)

*
Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 11.06
Uhr.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
eröffne die unterbrochene Sitzung der Bürgerschaft
(Landtag).

Ich gebe Ihnen jetzt das Wahlergebnis bekannt, und
zwar in der Form, wie es mir von den Schriftführe-
rinnen vorgelegt wurde. Dabei möchte ich Sie, mei-
ne Damen und Herren, bitten, mit der Gratulation bis
nach der Vereidigung zu warten.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Dann wissen wir
ja schon Bescheid!)

Ich gebe Ihnen das Abstimmungsergebnis bekannt:
ausgegebene Stimmzettel 82, abgegebene Stimmzet-
tel 82. Mit Ja haben gestimmt 62, mit Nein haben
gestimmt 20, Enthaltung keine, ungültig keine.

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, dass Herr
Jörg Kastendiek gemäß Artikel 107 Absatz 2 unse-
rer Verfassung in den Senat gewählt wurde.

Herr Kastendiek, die Bürgerschaft (Landtag) hat
Sie soeben in den Senat gewählt. Ich frage Sie, ob
Sie die Wahl annehmen.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Herr Prä-
sident, ich nehme die Wahl an und bedan-

ke mich für das Vertrauen! – Beifall)

Herr Kastendiek, ich stelle fest, Sie haben die Wahl
in den Senat angenommen.

Wir kommen nun zu Ihrer Vereidigung.

Nach der Landesverfassung haben Sie den Eid vor
der Bürgerschaft zu leisten. Ich spreche Ihnen jetzt
die Eidesformel vor und bitte Sie, mit den Worten „das
schwöre ich“ oder „das schwöre ich, so wahr mir Gott
helfe“ den Eid zu leisten!

Die Eidesformel lautet: „Ich schwöre als Mitglied des
Senats,  das  Grundgesetz  für  die  Bundesrepublik
Deutschland  und  die  Landesverfassung  der  Freien
Hansestadt Bremen halten und schützen zu wollen.“

Herr  Kastendiek,  ich  bitte  Sie  nun,  den  Eid  zu
leisten!

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Ich
schwöre, so wahr mir Gott helfe!)

Herr Senator Kastendiek, mit der Eidesleistung ist
Ihr Amtseintritt in den Senat vollzogen. Ich gratuliere
Ihnen sehr herzlich, und ich wünsche Ihnen viel Er-

folg  bei  der  Ausübung  Ihrer  sehr  wichtigen  Funk-
tion für dieses Land. Herzlichen Glückwunsch!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, ich unterbreche die Sit-
zung für 15 Minuten.

(Unterbrechung der Sitzung 11.10 Uhr)

*
Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 11.29
Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die unterbrochene
Sitzung der Bürgerschaft (Landtag).

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, möchte ich Ihnen von folgendem Schreiben des
Präsidenten  des  Senats,  Herrn  Bürgermeister  Dr.
Scherf, mit Datum von heute Kenntnis geben: „Sehr
geehrter Herr Präsident, ich beehre mich, Ihnen mit-
zuteilen, dass der Senat am heutigen Tage Herrn Se-
nator Thomas Röwekamp, Senator für Inneres und
Sport, gemäß Artikel 114 der Landesverfassung zum
weiteren Bürgermeister gewählt hat. Mit freundlichen
Grüßen, Dr. Henning Scherf, Bürgermeister.“

(Beifall)

Auch im Namen des Hauses herzlichen Glückwunsch,
Herr Bürgermeister Röwekamp!

(Beifall)

„Sehr geehrter Herr Präsident, ich beehre mich,
Ihnen mitzuteilen, dass der Senat am heutigen Tage
Herrn Senator Jörg Kastendiek die Ressorts ,Der Se-
nator für Wirtschaft und Häfen’ und ,Der Senator für
Kultur’ übertragen hat. Gleichzeitig hat der Senat
Herrn Senator Kastendiek als Vorsitzenden in die De-
putationen für den Fischereihafen, für Wirtschaft und
Häfen  und  für  Kultur  sowie  als  stellvertretendes
Mitglied in die Deputationen für Arbeit und Gesund-
heit, für Inneres, für Bau und Verkehr und für Wis-
senschaft  bestellt.  Mit  freundlichen  Grüßen,  Dr.
Henning Scherf.“

Nachtragshaushaltsgesetz und Nachtragshaushalts-
plan  der  Freien  Hansestadt  Bremen  für  das  Haus-
haltsjahr 2005 (einschließlich Veränderungen im Pro-

duktgruppenhaushalt)

Mitteilung des Senats vom 15. März 2005
(Drucksache 16/571)

2. Lesung

Wir verbinden hiermit:
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Nachtragshaushaltsgesetz und Nachtragshaushalts-
plan  der  Freien  Hansestadt  Bremen  für  das  Haus-
haltsjahr 2005 (einschließlich Veränderungen im Pro-

duktgruppenhaushalt)

Bericht und Antrag des staatlichen Haushalts-
und Finanzausschusses

vom 20. Mai 2005
(Drucksache 16/625)

s o w i e

Aussetzung der Beschlussfassung über den
Nachtragshaushalt 2005

Antrag des Abgeordneten Wedler (FDP)
vom 23. Mai 2005

(Drucksache 16/626)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Dr. Nuß-
baum.

Meine Damen und Herren, das Nachtragshaushalts-
gesetz der Freien Hansestadt Bremen für das Haus-
haltsjahr 2005, Drucksache 16/571, wurde in der 37.
Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) am 17. März 2005
in erster Lesung beschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) hat das Nachtragshaus-
haltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen für das
Haushaltsjahr 2005, den Nachtragshaushaltsplan für
das Haushaltsjahr 2005, den Nachtragshaushalt für
den Produktgruppenhaushalt für das Jahr 2005 zur
Beratung und Berichterstattung an den staatlichen
Haushalts-  und  Finanzausschuss  überwiesen.  Der
staatliche Haushalts- und Finanzausschuss legt nun-
mehr mit der Drucksachen-Nummer 16/625 seinen
Bericht und Antrag dazu vor.

Meine Damen und Herren, ich möchte noch da-
rauf hinweisen, dass in diese Aussprache auch die
Beratung des Nachtragshaushalts für die Stadtgemein-
de einbezogen werden soll. Es ist verlängerte Rede-
zeit vereinbart. Sie beträgt für den jeweils ersten Red-
ner einer Fraktion bis zu 15 Minuten.

Wir kommen nun zur zweiten Lesung der aufge-
rufenen Gesetzesvorlage.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat als Berichterstatterin das Wort
die Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert, Berichterstatterin: Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Für den Haushalts-
und Finanzausschuss gebe ich hier folgenden Bericht
ab:

Die Bürgerschaft (Landtag) hat das Nachtragshaus-
haltsgesetz sowie den Nachtragshaushaltsplan der
Freien Hansestadt Bremen für das Haushaltsjahr 2005
einschließlich  Veränderungen  im  Produktgruppen-
haushalt, Drucksache 16/571, in ihrer Sitzung am 17.
März 2005 in erster Lesung beschlossen und zur Be-
ratung und Berichterstattung an den Haushalts- und
Finanzausschuss (Land) überwiesen.

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) hat in
seinen Beratungen am 5. April und 20. Mai 2005 fest-
gestellt, dass der Entwurf des Nachtragshaushalts-
plans wegen des Wegfalls der in dem für 2005 be-
schlossenen Haushalt eingestellten Einnahmen aus
dem so genannten Kanzlerbrief in Höhe von 509,3
Millionen Euro im Saldo mit den Entlastungswirkun-
gen von Hartz IV eine zusätzliche Kreditaufnahme
für den Landeshaushalt in Höhe von 451,9 Millionen
Euro vorsieht, der keine Investitionsausgaben in ent-
sprechender Höhe gegenüberstehen. Der Haushalts-
und Finanzausschuss (Land) stellt daher eine Über-
schreitung der Kreditbeschaffungsgrenze des Arti-
kels 131 a Landesverfassung fest.

Der Haushalts- und Finanzausschuss forderte den
Senat in seiner Sitzung am 5. April 2005 zu einer Stel-
lungnahme auf, ob und auf welchem Wege die An-
forderungen der Urteile des Staatsgerichtshofs Nie-
dersachsen vom 10. Juli 1997 und des Verfassungs-
gerichtshofs Berlin vom 31. Oktober 2003, die sich
mit der Überschreitung der Kreditbeschaffungsgrenze
und  den  Ausnahmetatbeständen  der  nachhaltigen
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts
in Niedersachsen und Berlin und der extremen Haus-
haltsnotlage in Berlin befassen, im Aufstellungsver-
fahren des Nachtragshaushalts 2005 und für die Haus-
halte ab 2006 umgesetzt werden sollen.

Der Senat hat in seiner Stellungnahme die Über-
tragbarkeit der Urteile auf die verfassungsrechtliche
Situation in Bremen und die Berücksichtigung der aus
der  Überschreitung  der  Kreditbeschaffungsgrenze
gemäß dieser Rechtsprechung folgenden Anforde-
rungen im Wesentlichen angenommen, verweist je-
doch auf die gegenüber Berlin abweichende Aus-
gangslage der durch das Bundesverfassungsgericht
in seiner Entscheidung am 27. Mai 1992 anerkann-
ten extremen Haushaltsnotlage in Bremen. Infolge-
dessen habe Bremen von 1994 bis einschließlich 2004
Sonderbundesergänzungszuweisungen erhalten, um
mit Hilfe dieser zusätzlichen Einnahmen und einem
abgestimmten und detailliert dokumentierten Sanie-
rungsprogramm langfristig einen verfassungskonfor-
men Haushalt zu erreichen. Der Finanzplanungsrat
habe der Bremer Sanierungsstrategie auf der Grund-
lage der Sanierungsvereinbarungen und der jährli-
chen Sanierungsberichte zugestimmt, so dass davon
auszugehen sei, dass alle bis Ende 2004 begonne-
nen investiven Maßnahmen zur Beseitigung der ex-
tremen  Haushaltsnotlage  vom  Bund  und  von  den
Ländern anerkannt wurden.

Vor dem Hintergrund der in den letzten zwölf Jah-
ren in Bremen verfolgten Sanierungsstrategie seien
investive Ausgaben mit dem Ziel getätigt oder zum
Teil auch mit Wirkung erheblich über 2004 hinaus
rechtlich gebunden worden, um die extreme Haus-
haltsnotlage nachhaltig zu überwinden. Deshalb sei
der weit überwiegende Teil der im Haushaltsplan 2005
veranschlagten Investitionsausgaben bereits im Zeit-
raum der Sanierung bis 2004 rechtlich oder faktisch



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 40. Sitzung am 25. 5. 052468

(A) (C)

(B) (D)

derart gebunden worden, dass ein kurzfristiger Ver-
zicht vor dem Hintergrund der jetzt notwendigen er-
höhten Kreditaufnahme rechtlich unmöglich oder öko-
nomisch kontraproduktiv wäre. Aufgrund der rest-
riktiven Vorgaben für die konsumtiven Ausgaben –
Kürzungen um 5,6 Prozent – hätten die Ressorts bereits
im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens 2004
und 2005 die einzelnen Ausgabepositionen aufgaben-
kritisch überprüft. Dem Haushalts- und Finanzaus-
schuss sei dies im Beratungsverfahren ausführlich dar-
gelegt worden, so die Position des Senats.

Der Haushalts- und Finanzausschuss hat die Aus-
nahmetatbestände von der Kreditbeschaffungsgrenze
beraten und dabei die oben genannten Urteile des
Staatsgerichtshofs Niedersachsen und des Verfas-
sungsgerichtshofs Berlin einbezogen. Er hat der Ein-
schätzung des Senats zum Fortbestand der extremen
Haushaltsnotlage zugestimmt und ist übereingekom-
men, dass, um trotz der Überwindung der Kreditbe-
schaffungsgrenze einen verfassungskonformen Haus-
halt zu erreichen, der Haushaltsgesetzgeber sich da-
her am strengsten an den für die Berufung auf die
Ausnahmetatbestände von der Kreditbeschaffungs-
grenze durch den Verfassungsgerichtshof Berlin ent-
wickelten Maßstäben, nämlich denen für die extre-
me Haushaltsnotlage, orientieren muss.

Der Haushaltsgesetzgeber – also wir – ist demnach
verpflichtet, alle investiven und konsumtiven Aus-
gaben auf die Finanzierung von bundes- und landes-
verfassungsrechtlich notwendigen öffentlichen Auf-
gaben zu beschränken. Die Finanzierung aller not-
wendigen Aufgaben ist auf das als unabdingbar not-
wendig  anzusehende  Maß  zu  beschränken.  Dem
Haushaltsgesetzgeber steht ein Einschätzungs- und
Beurteilungsspielraum hinsichtlich der Unabdingbar-
keit der zu finanzierenden öffentlichen Aufgaben und
des Maßes der dafür notwendigen Ausgaben zu, der
durch die nachvollziehbare Darlegung der verfassungs-
rechtlichen  Rechtfertigung  der  Ausgaben  im Haus-
haltsaufstellungsverfahren ausgefüllt werden muss.

Im Ergebnis folgt nach Auffassung des Haushalts-
und Finanzausschusses aus dem Urteil des Verfas-
sungsgerichtshofs Berlin, dass für die Mitglieder der
Bürgerschaft und auch für ein überprüfendes Gericht
aus dem Haushaltsgesetz im Zusammenspiel mit den
parlamentarischen Beratungen und den dort vorge-
legten oder in Bezug genommen Unterlagen beant-
wortbar sein muss, ob nach Einschätzung des Haus-
haltsgesetzgebers die konsumtiven Ausgaben sämt-
lich Ausgaben dienen, die bundes- oder landesver-
fassungsrechtlich notwendig sind, die konsumtiven
und investiven Ausgaben im Haushaltsgesetz auf das
für  die  zulässigen  Aufgaben  notwendige  Maß  be-
schränkt sind und die investiven Ausgaben ausschließ-
lich Aufgaben dienen, die für die nachhaltige Besei-
tigung der extremen Haushaltsnotlage unabdingbar
sind.

Der Haushalts- und Finanzausschuss ist auf die-
ser Grundlage mehrheitlich übereingekommen, für

das Haushaltsjahr 2005 der Empfehlung des Senats
zu folgen und ein konzentriertes Verfahren der Aus-
gabenrechtfertigung und ihrer Darlegung anzuwen-
den. Damit der Haushaltsgesetzgeber den Anforde-
rungen des Artikels 131 a Landesverfassung für das
Haushaltsjahr 2005 trotz der besonderen Situation
einer  erst  nachträglich  notwendigen  überhöhten
Kreditaufnahme so weit wie noch möglich Rechnung
tragen kann, ist der Haushalts- und Finanzausschuss
dem Vorschlag des Senats gefolgt, nur die im Haus-
haltsplan 2005 veranschlagten neuen konsumtiven
und investiven Ausgaben nach den strengen Maß-
stäben des Verfassungsgerichtshofs Berlin und ori-
entiert an dem infolge des Urteils in Berlin etablier-
ten Verfahren zu messen und den folgenden Kate-
gorien zuzuordnen: Ausgaben, die auf bundesrecht-
lichen oder landesverfassungsrechtlichen Vorgaben
beruhen und in diesem Sinne zwingend geboten sind,
und Ausgaben, die weder bundesrechtlich noch lan-
desverfassungsrechtlich zwingend geboten sind, die
aber bereits sonstigen Bindungen unterliegen. Das
sind die Ausgaben, die Bremen auch in Zukunft noch
tätigen darf.

Entsprechend seinem Vorschlag hat der Senat in
seiner Vorlage für den Haushalts- und Finanzaus-
schuss,  Nachtragshaushalte  2005,  Anwendung  der
Kreditbegrenzungsregelung des Artikels 131 a Lan-
desverfassung,  die  im  Haushaltsplan  2005  veran-
schlagten neuen konsumtiven und investiven Aus-
gaben benannt und in diesem Sinne aufgegliedert.
Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt der
Bürgerschaft daher mehrheitlich, unter diesen Vor-
aussetzungen das Nachtragshaushaltsgesetz sowie
den Nachtragshaushaltsplan der Freien Hansestadt
Bremen  für  das  Haushaltsjahr  2005  einschließlich
Veränderungen im Produktgruppenhaushalt in zwei-
ter Lesung zu beschließen.

Für die Haushalte 2006 und 2007 ist der Haushalts-
und Finanzausschuss übereingekommen, den Senat
aufzufordern, ihm in seiner Juni-Sitzung einen um-
fassenden Verfahrensvorschlag zu unterbreiten und
diesen mit dem Haushalts- und Finanzausschuss ab-
zustimmen. Dabei wird er sich an dem Verfahren ori-
entieren, das der Berliner Haushaltsgesetzgeber ent-
wickelt hat, um seinen vom Verfassungsgerichtshof
Berlin aufgestellten Begründungs- und Darlegungs-
verpflichtungen nachzukommen.

Der Haushalts- und Finanzausschuss ist sich einig,
dass Verwaltung und Haushaltsgesetzgeber keine
andere rechtliche Möglichkeit haben, als dieses Ver-
fahren anzuwenden. Der Haushalts- und Finanzaus-
schuss will mit allen Kollegen gemeinsam an diesem
Verfahren arbeiten, es entwickeln. Wir sind nicht der
Auffassung, dass man es als Bedrohung auffassen
sollte, sondern auch als Chance, zum Beispiel Kos-
tenblöcke ressortübergreifend zu identifizieren und
zu bewerten, und wir werden gemeinsam daran ar-
beiten, unsere Haushalte vor dem Hintergrund der
neuen Rechtslage so aufzubereiten, dass sie uns kein
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Hindernis, sondern eine Unterstützung bei einer mög-
lichen Klage vor dem Bundesverfassungsgericht sind.

Der Haushalts- und Finanzausschuss gibt als Be-
schlussempfehlung an die Bremische Bürgerschaft ers-
tens: Die Bürgerschaft stellt fest, dass durch die Kre-
ditaufnahme im Nachtragshaushaltsgesetz die Kre-
ditbeschaffungsgrenze des Artikels 131 a der Landes-
verfassung überschritten wird. Die Bürgerschaft stellt
fest, dass sich die Freie Hansestadt Bremen nach wie
vor in einer extremen Haushaltsnotlage befindet. Die
Bürgerschaft stellt fest, dass das aus der Überschrei-
tung der Kreditbeschaffungsgrenze des Artikels 131 a
der Landesverfassung nach Beratung der Urteile des
Verfassungsgerichtshofs Berlin vom 31. Oktober 2003
und des Staatsgerichtshofs Niedersachsen vom 10.
Juli 1997 anzuwendende, an den Maßstäben des Ur-
teils des Verfassungsgerichtshofs Berlin zu orientie-
rende  Verfahren  zur  Ausgabenüberprüfung  und
Rechtfertigung für das Haushaltsjahr 2005 im Nach-
tragshaushaltsgesetz und seiner Begründung nur für
die im Haushaltsgesetz 2005 gegenüber 2004 neu
finanzierten Ausgaben angewandt wurde.

Die Bürgerschaft sieht das an den Maßstäben des
Urteils des Verfassungsgerichtshofs Berlin zu orien-
tierende Verfahren zur Ausgabenüberprüfung und
Rechtfertigung für das Haushaltsjahr 2005 im Übri-
gen dadurch als erfüllt an, dass der Senat sich auf die
Sanierungsberichte des Sanierungszeitraums bis ein-
schließlich 2004 für die Darlegung der Notwendig-
keit der dort bereits enthaltenen und in das Haus-
haltsjahr 2005 hineinwirkenden investiven Ausgaben
und auf die im Haushaltsgesetz 2005 erfolgte Kür-
zung der konsumtiven Ausgaben um 5,6 Prozent als
Darlegung der Beschränkung der konsumtiven Aus-
gaben auf das Notwendige bezieht.

Fünftens, die Bürgerschaft bittet den Haushalts- und
Finanzausschuss, ein an den Maßstäben des Verfas-
sungsgerichtshofs Berlin orientiertes Verfahren aus-
zuarbeiten und sich insoweit mit dem Senator für Fi-
nanzen abzustimmen. – Soweit der Bericht des Haus-
halts- und Finanzausschusses!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin erhält das
Wort die Abgeordnete Frau Wiedemeyer.

Abg.  Frau  Wiedemeyer  (SPD)*):  Herr  Präsident,
meine Damen und Herren! Für den Haushalts- und
Finanzausschuss hat Frau Linnert soeben als Bericht-
erstatterin ausführlich den Stand des Verfahrens, die
Beratung  und  die  Begründung  für  den  Bericht   des
Ausschusses, der Ihnen heute vorliegt, dargelegt, so
dass ich auf die technischen Fragen nicht mehr ein-
gehen werde.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Wir diskutieren hier heute einen verfassungswid-
rigen Haushalt, verfassungswidrig ist er in diesem Jahr
mit Auslaufen der Sanierungszahlung geworden und
leider eben auch durch die mangelnde Kompensa-
tion des so genannten Kanzlerbriefes. Wir sind in einer
Situation in der gesamten Bundesrepublik, wo wir
leider nicht das einzige Land sind, das derzeit ver-
fassungswidrige Haushalte vorlegt, nach meiner In-
formation dürfte es mittlerweile in fünf Bundeslän-
dern so weit sein, und auch die letzte Steuerschät-
zung hat nicht zu einer Verbesserung der Finanzen
beigetragen, sondern ganz im Gegenteil, auch für
Bremen haben wir hier dramatische Einbrüche zu er-
warten.

Allein in diesem Jahr haben wir rund 30 Millionen
Euro Mindereinnahmen zu verzeichnen, haushalts-
wirksam werden davon 12 Millionen Euro, da wir die
letzte Schätzung 2004 nicht entsprechend im Nach-
tragshaushalt 2005 korrigiert haben, so dass wir nun
mit einem weiteren Loch von 12 Millionen Euro im
Haushalt 2005 in Bremen zu rechnen haben. In dem
Zeitraum der Haushalte, die wir jetzt aufstellen, 2006/
2007 sind das dann 150 Millionen Euro, die uns er-
warten gegenüber den letzten Prognosen, und bis zum
Ende des so genannten Orientierungsrahmens, den
der Senat im Rahmen des Finanzplans aufgestellt hat,
sind es gar über 300 Millionen Euro.

Diese Summe ist bei weitem mehr als der Betrag,
der uns ansonsten Ende 2009 nach den Vorstellun-
gen und Sparbeschlüssen, die gefasst worden sind,
von einem verfassungskonformen Haushalt trennen
würde. Ich glaube, das zeigt die Dimensionen, die
diese Einnahmeausfälle haben, und ich glaube, dass
es uns nicht gelingen wird, diese aus eigener Kraft
in dem doch überschaubaren Zeitraum zu kompen-
sieren.

Mit  den  prognostizierten  Mindereinnahmen  der
letzten Steuerschätzung haben wir also eine deutli-
che weitere Verschlechterung der Haushaltssituati-
on. Wir werden ihr nicht mit allgemeinen Ausgaben-
reduzierungen oder den bekannten Haushaltssiche-
rungsmaßnahmen allein begegnen können. Wichti-
ge Ursachenanalyse, glaube ich, ist hier erforderlich.
Die derzeitige finanzpolitische Situation hat auch et-
was mit der Situation in Deutschland zu tun. Wir haben
auf der einen Seite eine Steuerreform, die zu Entlas-
tungen vieler einzelner Bürger beiträgt, allerdings im-
mer zu dem Preis, dass das Geld der öffentlichen Hand
fehlt.

Grundlegendes Element einer Steuerreform, die
eine nachhaltige Wirkung hat, ist natürlich auch, dass
man auf der anderen Seite Subventionen abbaut, das
ist in den vergangenen Jahren von der rotgrün ge-
führten Bundesregierung getan worden, allein seit
1998  sind  die  Subventionen  von  elf  Milliarden  auf
rund sechs Milliarden reduziert worden. Das gelang
allerdings  nur  bei  den  Vorhaben,  bei  denen  keine
Zustimmung der Union erforderlich war. Die Oppo-
sition wird nämlich nicht müde, den Abbau von Steu-
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ervergünstigungen  und  Subventionen  zu  fordern,
diese bei konkreten Vorschlägen jedoch als Steuer-
erhöhung zu diffamieren.

Eine durchgreifende Reform zum Beispiel der Ge-
werbesteuer, die durch die Einbeziehung von Frei-
beruflern zu einer deutlichen Verbreiterung der Be-
messungsgrundlage  geführt  hätte,  wurde  von  der
CDU/CSU-Mehrheit im Bundesrat blockiert. In un-
verantwortlicher Weise werden hier immer wieder
Einzelinteressen und Lobbyismus über die gesamt-
staatliche Verantwortung gestellt. Allein die Kürzung
der Eigenheimzulage hätte gereicht, die Steueraus-
fälle für das laufende Jahr zu kompensieren. Aufgrund
der großen Abhängigkeit Bremens vom föderalen Fi-
nanzsystem hat diese Blockadepolitik natürlich auch
für uns hier fatale Auswirkungen. Wir erwarten da-
her von der Bremer CDU, sich im Interesse Bremens
dafür einzusetzen, dass auf Bundesratsebene Initia-
tiven zur Verbesserung der Einnahmesituation der
Länder mit den Stimmen Bremens unterstützt wer-
den.

(Beifall bei der SPD)

Ich sage an dieser Stelle aber auch deutlich, dass
wir Kritik an der von Bundesregierung und Opposi-
tion vereinbarten weiteren geplanten Steuersenkung
haben. Nach Auffassung der SPD-Bürgerschaftsfrak-
tion kann diese nur dann umgesetzt werden, wenn
nachweislich die Kompensation der erwarteten Steu-
erausfälle für die öffentlichen Haushalte gelingt. Wei-
tere Einnahmeausfälle können wir hier nicht verkraf-
ten.

(Beifall bei der SPD – Abg. F o c k e
[CDU]: Das ist ja unsere Position!)

Warum habt ihr dann unseren Antrag nicht gemacht?
Ein entsprechender Antrag, den wir letzten Monat
versucht haben, mit dem Koalitionspartner abzustim-
men, ist leider von der CDU abgelehnt worden. So
viel dann dazu, dass es eure Position ist!

Wir behandeln hier den Nachtragshaushalt 2005,
da geht es im Wesentlichen um zwei Elemente. Wir
schaffen den Ausgleich für die Einnahmeerwartung,
die für den Kanzlerbrief eingestellt war. Wir bleiben
dabei, dass die Einnahmeerwartung vor dem Hinter-
grund gerechtfertigt war, dass es eine Zusage gab,
ein  erneutes  Abrutschen  Bremens  in  eine  extreme
Haushaltsnotlage nach Ende der Sanierung zu ver-
hindern bei Zustimmung zur Steuerreform. Das war
exakt der Betrag, den wir eingestellt haben. Wir haben
das hier ausführlich diskutiert, und ich glaube, den
Worten meines Fraktionsvorsitzenden damals ist da
nichts hinzuzufügen.

Ein weiterer Punkt des Nachtragshaushalts sind die
Annahmen  über  die  Wirkung  von  Hartz  IV.  Diese
können zurzeit nur aufgrund von Prognosen und der
Zusage des Bundes gegenüber den Kommunen, die
Entlastung in Höhe von 2,5 Millionen Euro sicherzu-

stellen, getroffen werden. Der entsprechende Betrag
für Bremen ist eingestellt worden, die derzeitigen Ent-
wicklungen vor allem der Kosten der Unterbringung
lassen aber erwarten, dass die geplanten Entlastun-
gen der Kommunen nicht in der vom Bund erhoff-
ten Höhe eintreten werden. Uns bleibt auch an die-
ser Stelle nichts anderes übrig, als auf die Revisions-
verhandlungen zu hoffen und die Einnahmeerwar-
tung in den Haushalt einzustellen. Das Ergebnis wird
aller Voraussicht nach zu einem zweiten Nachtrags-
haushalt gegen Ende dieses Jahres führen.

In der Debatte zur ersten Lesung des nunmehr vor-
liegenden Nachtragshaushalts haben wir bereits die
Finanzsituation im Sozialbereich diskutiert. Bisheri-
ge Einsparungen im Bereich der Sozialhilfe konnten
im Rahmen von Deckungskreisen vom Ressort zum
Teil für andere wichtige Ausgaben genutzt werden.
Durch die Umstellung auf Hartz IV und die Streichung
des Ausgabeanschlags ist dies nicht mehr möglich.
Hier habe ich für die SPD-Fraktion schon in der letzten
Debatte Handlungsbedarf reklamiert, und wir erwar-
ten vom Senat, dass das Problem im weiteren Haus-
haltsvollzug gelöst wird.

(Beifall bei der SPD)

Der beschlossene Nachtragshaushalt 2004 hat Fol-
gewirkungen für den Haushalt 2005. Wir haben dort
noch Minderausgaben in Höhe von 60 Millionen Euro
eingestellt.  Der  Senat  hat  uns  zugesagt,  diese  im
Rahmen des Haushaltsvollzugs zu erbringen. Wir ha-
ben das im Haushalts- und Finanzausschuss disku-
tiert, und wir werden das genau und fortlaufend mo-
natlich beobachten. Insbesondere stellt der Sozial-
haushalt auch hier eine ganz besondere Herausfor-
derung dar. Durch den Haushaltsvollzug 2004, durch
weitere Verlustvorträge haben wir es dort aktuell mit
Haushaltsrisiken in Höhe von 30 Millionen Euro zu
tun. Das, glaube ich, ist eine ganz immense Größe.
Wir werden mit Spannung verfolgen, wie denn die
Lösungsvorschläge erarbeitet werden oder ob wir als
Haushaltsgesetzgeber letzten Endes hier dann tätig
werden müssen.

Eine erhebliche Unsicherheit liegt auch noch in den
Erwartungen des Bremer Solidarpakts mit den öffent-
lich Beschäftigten. Die SPD-Fraktion macht keinen
Hehl daraus, dass wir diesem Vorhaben nur geringe
Chancen einräumen. Wir bitten den Senat, die Chance
zu ergreifen, den von Bund und Kommunen ausge-
handelten Tarifvertrag für die Bremer Beschäftigten
zu übernehmen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Grundlage für die Umsetzung der jetzt in den Eck-
werten vorliegenden Doppelhaushalte ist die Einhal-
tung der Anschläge 2005 in allen Ressorts mit den
genannten Problemen. Bis zur Weiterleitung an das
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Parlament im Oktober zur ersten Lesung erwarten
wir vom Senat, dass alle bekannten Haushaltspro-
bleme eingearbeitet werden und somit ein nach ak-
tuellem Stand realistischer Haushaltsentwurf vorge-
legt wird.

In seiner Stellungnahme zum Nachtragshaushalt
ist der Senat der Auffassung gefolgt, dass nach ei-
nem  jetzt  verabredeten  verkürzten  Verfahren  zur
Darlegung der Ausgaben 2005 für die aufzustellen-
den Haushalte 2006 und 2007 eine umfassende Dar-
legungspflicht aller Ausgaben der öffentlichen Hand
besteht. Diese dürfen sich dann aber nicht nur auf
den Kernhaushalt beziehen, sondern auf alle öffent-
lichen Ausgaben, das schließt dann auch Zuschüsse
an und die Kreditaufnahme von Eigengesellschaften
und Sondervermögen ein. Die SPD-Fraktion fordert
hier auch eine ausdrückliche umfassende Beratung
in den entsprechenden Fachdeputationen und Aus-
schüssen. Der Hinweis auf die Notwendigkeit in den
Beratungen ist ja auch schon in den Verwaltungsvor-
schriften zur Aufstellung der Doppelhaushalte gege-
ben, und die Diskussion mit dem Finanzressort stimmt
uns zuversichtlich, dass dies dann auch so gelingen
kann.

Während des gesamten Sanierungszeitraums stan-
den unsere Haushalte unter strenger Begutachtung
von Bund und Ländern, und das bezog sich nicht nur
auf die Frage der Investitionen, sondern es bezog sich
auch auf die Fragen der konsumtiven Ausgaben und
des Vergleichs mit anderen. Es sollte durch unser Pro-
gramm „Sparen und Investieren“ der Anschluss an
die Haushaltsentwicklung der Ländergesamtheit er-
reicht und die Notlage überwunden werden. Dieses
Ziel haben wir nicht erreicht. Wir haben große Um-
strukturierungen in unserem Haushalt vorgenommen,
wir haben durchaus Erfolge, auch was die wirtschaft-
liche Entwicklung in Bremen angeht, die Haushalts-
sanierung ist allerdings nicht gelungen. Durch die
anhaltenden massiven Einnahmeausfälle der vergan-
genen Jahre wurden alle Sanierungsbemühungen fi-
nanzpolitisch konterkariert.

Die Sanierungsberichte weisen jährlich die beson-
deren bremischen Eigenanstrengungen aus, und ich
glaube, das kann sich durchaus sehen lassen, was hier
in den letzten Jahren geleistet wurde. Viele Maßnah-
men davon stehen anderen Ländern noch bevor, das
heißt aber auch, dass bei uns viele Potentiale ausge-
schöpft sind. Wir haben unsere Ausgaben im Vergleich
an den Länderdurchschnitt angepasst, ich glaube, alle
Fachpolitiker wissen um die Not in den Ressorthaus-
halten. Deshalb glaube ich, und ich teile da die Auf-
fassung von Frau Linnert, dass die Darlegungen im
Rahmen der Haushaltsaufstellung 2006 und 2007 nicht
als Gefahr betrachtet werden müssen, sondern dass
man denen eigentlich gelassen entgegensehen kann.
Unsere Haushalte waren unter Sanierungsbedingun-
gen  ganz  knapp  bemessen.  Ich  glaube,  dass  darin
auch durchaus Chancen liegen können.

Dem Haushaltsgesetzgeber, und so steht es ja auch
in dem Bericht, steht ein Einschätzungs- und Beur-
teilungsspielraum hinsichtlich der Unabdingbarkeit
der zu finanzierenden öffentlichen Ausgaben und des
Maßes der dafür notwendigen Ausgaben zu, der durch
die nachvollziehbare Darlegung der verfassungsrecht-
lichen Rechtfertigung der Ausgaben im Haushalts-
aufstellungsverfahren ausgefüllt werden muss. Es
wäre ja wohl ein Armutszeugnis, wenn wir nicht dar-
legen könnten, warum wir welche Ausgaben tätigen.

Es gibt genug Ausgaben auch im konsumtiven Be-
reich, über die man sicherlich streiten kann, die aber
heute Sinn machen und langfristig auch zu einer Haus-
haltssanierung und einer Entlastung in der Zukunft
beitragen können. Ich erinnere daran, dass wir gestern
hier im Hause zum Beispiel darüber diskutiert haben,
wie es eigentlich mit Ausgaben, die wir heute im früh-
kindlichen Bereich für die Bildung tätigen, aussieht.
Warum tun wir das? Wir tun das, weil wir aktuell er-
leben, dass es eine ganz große Not bei Jugendlichen
gibt, was Schulabschlüsse und Ausbildungsabbrüche
betrifft. Das ist auch alles mit immensen Kosten in der
Gesellschaft verbunden, und da kann es auch Sinn
machen, heute eine Ausgabe zu tätigen, um zukünftig
Entlastungen zu erzielen. Ich glaube, wenn alle Fach-
deputierten wirklich ihre Ausgaben hinterfragen, dann
liegt  die  Chance  darin,  Prioritäten  und  politische
Schwerpunkte zu setzen und trotzdem dazu beizu-
tragen, nachhaltige Haushaltssanierung zu betreiben.

(Beifall bei der SPD)

Wichtig ist, und dieses Interesse, glaube ich, ha-
ben alle hier im Hause, dass Bremen die Aufgaben
erfüllt, die mit der Haushaltsaufstellung und mit ei-
nem verfassungswidrigen Haushalt verbunden sind,
damit wir auch zukünftig die Solidarität einfordern
und unsere verfassungsrechtlich begründeten Ansprü-
che durchsetzen können. Nur so wird es uns gelin-
gen, die Selbständigkeit Bremens zu erhalten.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Köhler. Herr Köhler, diese Reihen-
folge war interfraktionell, glaube ich, so abgespro-
chen.

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Dieser Nachtrags-
haushalt regelt technische Veränderungen, die sich
einerseits durch Hartz IV ergeben und andererseits
durch eine halbe Milliarde Euro Kreditaufnahme als
zusätzliche Schulden für den so genannten Kanzler-
brief. Dieser Kanzlerbrief war notwendig für Ihre Po-
litik des „Augen zu und durch“, weil viel Geld aus-
zugeben die Geschäftsgrundlage der großen Koali-
tion ist. Wenn Finanzsenator Nußbaum bei der ers-
ten Lesung des Nachtragshaushalts gesagt hat, dass
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wegen des Kanzlerbriefs die gefühlte Finanzlage in
den letzten Jahren viel positiver war, als die Fakten
das signalisiert haben, dann heißt das doch nichts
anderes, als dass man bei einer nüchternen Betrach-
tung der Fakten eine andere Politik hätte machen müs-
sen, und genauso ist das!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie haben den Kanzlerbrief gebraucht, um Ihre ide-
ologische Investitionspolitik weiter verfolgen zu kön-
nen. Durch den Kanzlerbrief konnte die CDU sicher
sein, dass am Ende der Sanierungspolitik der großen
Koalition auf keinen Fall sie mit ihrer Verantwortung
für das Wirtschaftsressort und für das Finanzressort
bis 2003, sondern der Bundeskanzler dumm daste-
hen würde, als das Scheitern der Sanierung einge-
standen werden musste. Das war der große Rathaus-
deal: Zustimmung der Bremer CDU zur Steuerreform
2000 gegen Torte im Kanzlergesicht beim Scheitern
der Sanierung! Bargeld hat er nie versprochen, das
wissen auch alle Beteiligten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Vi-
zepräsident R a v e n s  übernimmt den Vor-

sitz.)

Eines, meine Damen und Herren von der Sozial-
demokratie, müssen Sie schon noch einmal erklären:
Machen Sie eigentlich demnächst Wahlkampf für je-
manden, der, ich zitiere, „sein mehrfach gegebenes
Wort nicht gehalten hat“, wie das Herr Pflugradt von
Ihrem Koalitionspartner CDU in der ersten Lesung
gesagt hat, oder machen Sie Wahlkampf für jeman-
den,  dessen  Namen  Sie  verwendet  haben,  um  die
Menschen in Bremen zu täuschen? Diesen Wider-
spruch müssen Sie erklären! Entweder ist der Kanz-
ler, für den Sie demnächst Wahlkampf machen, wort-
brüchig, oder Henning Scherf hat geschummelt. Sich
einfach nur hinzustellen und zu sagen, wir hätten aber
gern etwas bekommen, es war nur leider ein 500-
Millionen-Euro-Missverständnis  zwischen  Henning
Scherf und Gerhard Schröder, reicht ja wohl nicht aus!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Nur, damit wir es in dieser kurzlebigen Zeit nicht ver-
gessen: Die Zustimmung zur Steuerreform 2000 war
die erste große Niederlage für die Frau, für die die
CDU demnächst Wahlkampf machen wird, die Frau,
gegen die Herr Neumann in der CDU-Spendenaffäre
als einziger zu Felde gezogen ist. Aber wen interes-
siert es denn noch, was gestern war? Nur, dass man
durch solche taktischen Manöver Freunde für Bre-
men gewinnt, kann doch wohl keiner glauben!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dieser Nachtragshaushalt wird nicht der letzte sein
für 2005. Über bekannte Haushaltsrisiken hat die Kol-

legin Frau Wiedemeyer schon gesprochen. Es geht
um die Auflösung der Minderausgaben, es geht um
insgesamt 60 Millionen Euro, die letztlich im Nach-
tragshaushalt 2004 beschlossen worden sind, die dann
für 2005 zu übernehmen wären. Es geht auch gar nicht
um politische Überlegungen ganz großer Art, sondern
es geht einfach darum, dass die Ressorts nicht mehr
in der Lage sind, nach den von der Koalition beschlos-
senen Eckdaten irgendeine vernünftige Planung auf
den Tisch zu legen, die mit der Wirklichkeit und den
Erfordernissen der Realität übereinstimmt. Die Steu-
erschätzung von vorletzter Woche wird ebenfalls Ge-
genstand eines weiteren Nachtragshaushaltes sein
müssen.

Die Politik des „Augen zu und durch“ ist immer
noch nicht vorbei. Sie, meine Damen und Herren von
der  großen  Koalition,  geben  immer  noch  für  Ihre
Projekte Geld mit vollen Händen aus, als hätten Sie
noch nicht mitbekommen, dass das Geld für Schnick-
schnack alle ist. Ein gutes Beispiel für Ihre schlechte
Politik ist die Überdachung des Sedanplatzes in Ve-
gesack. Es ist völlig klar, dass dort Millionen für ein
Projekt verballert werden, das keiner in Vegesack
wirklich will, das keiner braucht, das völlig überflüssig
ist und das auf Jahre hinaus zusätzlich eine konsum-
tive und laufende Unterstützung braucht. Das betrifft
hunderttausende Euro in den nächsten Jahren, und
die Mehrheit will das überhaupt nicht. Selbst wenn
Bremen in Geld schwimmen würde, wäre das immer
noch ein unsinniges Projekt,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

aber Bremen schwimmt ja gar nicht im Geld, sondern
ist pleite. Sehen Sie einmal ein, dass das auch Kon-
sequenzen jenseits von Sozialkürzungen fordert! Ver-
abschieden Sie sich vom Zech-Hotel in Bremerhaven,
eine Millionenverschwendung, die Kopie des größ-
ten Luxus-Hotels der Welt in Bremerhaven, wo im
Penthouse dann auch noch der Staat für Verwaltungs-
räume bezahlt! Was meinen Sie eigentlich, was das
für ein Symbol für die Menschen ist, die von außen
nach Bremerhaven zu Besuch kommen? Man kann
doch gegenüber niemandem, der uns in der Finanz-
not helfen soll, rechtfertigen, dass da der Staat einmal
eben  so  sieben  Millionen  Euro  für  die  Kopie  eines
Luxushotels ausgibt!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es verstehen auch die Menschen in dieser Stadt
und in diesem Land nicht mehr, wenn munter wei-
ter gebaut wird, als wenn man noch Geld für Schi-
ckes und Teures hätte, zum Beispiel der Luxusum-
bau von Markt- und Wachtstraße für einmal eben so
1,3 oder 1,4 Millionen Euro. Es ist ja okay, wenn al-
les schön, nett und schick aussehen soll, aber wenn
man kein Geld hat, muss man eben auch auf solchen
Schnickschnack verzichten!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Die politische Landschaft sieht doch so aus, dass
an der einen Stelle, wie eben ausgeführt, immer noch
munter weiter Geld ausgegeben wird, während an
anderer Stelle bei der Schule, bei den Kindergärten,
bei der sozialen Sicherheit, aktuelles Stichwort „Ein-
gliederung von behinderten Menschen“, bei den Mit-
arbeitern im öffentlichen Dienst so gekürzt wird, dass
vieles vor dem Zusammenbruch steht. Es geht immer
um konkrete Umverteilungspolitik, die hier stattfin-
det. Aus den Bereichen, in denen der Staat, die de-
mokratisch verfasste Gesellschaft, gestaltet, wird Geld
in die Verringerung des unternehmerischen Risikos
von Privatinvestoren gelenkt. Das hat mit Sanierung
nichts zu tun, es geht hier auch nicht um einzelne
Fehlentscheidungen,  sondern  es  geht  um  die  Aus-
richtung Ihrer Politik.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich möchte nur Beispiele nennen, die stellvertretend
für andere stehen. Wir haben gestern in der Stadt-
bürgerschaft gehört, wie unerträglich die finanzielle
Situation bei den Schuldnerberatungen ist, wo Men-
schen in einer sozialen Notlage konkret Hilfe bekom-
men, ohne die sie aus der Schuldenfalle nicht wieder
herauskommen. Kein Geld, sondern Beratung und
Unterstützung! Wenn diese Hilfe von der Allgemein-
heit nicht mehr organisiert und finanziert wird, fin-
det sie schlicht nicht mehr statt.

Heute wird in der „taz“ berichtet, dass Justizse-
nator Henning Scherf die Schuldnerberatung im Ge-
fängnis schließen will. Konkret soll eine Mitarbeite-
rin des Vereins Bremische Straffälligenbetreuung, die
seit 25 Jahren hervorragende, allgemein anerkann-
te Arbeit macht, arbeitslos werden. Das ist nicht nur
unanständig, sondern das ist auch extrem kurzsich-
tig. Es ist doch für jeden unmittelbar einsehbar, dass
entlassene ehemalige Strafgefangene ohnehin rie-
sengroße Probleme auf dem Arbeitsmarkt haben, aber
dass es geradezu ausgeschlossen ist, einen Job zu fin-
den, wenn dann auch noch eine Lohnpfändung läuft!
Generell gilt, dass es auch für den Staat billiger ist,
in die Lösung konkreter Probleme von Menschen Geld
zu stecken, solange sie lösbar sind. Das ist doch ganz
offensichtlich!

Es geht aber auch noch um ein weiteres Problem:
Die Fähigkeit, für diese spezielle Klientel überhaupt
eine Schuldnerberatung zu machen, diese Fähigkeit
geht auf unabsehbare Zeit verloren. Mit der Frau geht
auch das Wissen. Das ist keine Sache, die man in
schlechten Zeiten einmal eben eindampft, wo man
dann später eine Stellenausschreibung macht, und
dann läuft das alles wieder so wie vorher. Es geht ja
nicht nur um den konkreten Fall, sondern das betrifft
alle gesellschaftsgestaltenden Bereiche, in denen die
große Koalition ihre kurzsichtigen Kürzungen vor-
nimmt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Arbeitslosenberatungen, die geschlossen werden,
sind ein weiteres Beispiel. Mit der Institution ver-
schwindet auch das Wissen, die Fähigkeit der Ge-
sellschaft und des Staates, bestimmte Probleme über-
haupt angehen zu können, wird unterminiert. Das Ge-
meinwesen wird aufgelöst, und dagegen steht Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir als Opposition können die Einnahmeproble-
me des Bremer Haushalts, vier Milliarden Euro Aus-
gaben  und  drei  Milliarden  Euro  Einnahmen,  auch
nicht lösen. Die Krise in Bremen besteht ja aber nicht
nur aus diesem Problem, das in Bremen niemand lösen
kann,  und  erst  recht  nicht  kurzfristig,  sondern  es
kommt dazu, dass der Senat weiterhin kaum Anstalten
unternimmt, sich der Ausgabenkontrolle zu stellen.
Es gibt einerseits das objektive Problem und ande-
rerseits die Politik der großen Koalition, die das al-
les noch viel schlimmer macht.

Bündnis 90/Die Grünen hat gesagt, dass Bremen
alle Ausgaben auf den Prüfstand stellen muss, die man
jetzt noch zurückholen kann, und wir haben ein Ver-
fahren beschrieben, wie das gehen soll. Das ist von
Berlin abgeschaut, wo das dortige Verfassungsgericht
bestimmte Regeln aufgestellt hat, die hoffentlich zu
einer stärkeren politischen Auseinandersetzung über
Ausgaben führen. Wir können hier in Bremen, solange
wir durch die bundesstaatliche Finanzverteilung auf
die Unterstützung der anderen Länder und des Bundes
angewiesen sind, keine laxeren Regeln bei der Haus-
haltsführung gelten lassen als anderswo. Die Ver-
schwendungsprojekte, die ich vorhin genannt hatte,
müssen eingestellt werden, und jedes Verfahren, wo
diese genannten Projekte durchrutschen, taugt nicht
viel!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn Bremen sein Recht vor dem Bundesverfassungs-
gericht suchen muss, dann müssen hier die Hausauf-
gaben gemacht werden. Die Koalition hat sich ein
Stück weit auf uns zu bewegt, und wenigstens ab 2006
könnte dank Bündnis 90/Die Grünen etwas mehr Ra-
tionalität in die Haushaltsführung einziehen, aber es
reicht natürlich nicht aus. Auch im Jahr 2005 gibt es
erhebliche Investitionen. Das ganze Anschlussinves-
titionsprogramm ist nicht untersucht beziehungsweise
dem Verfahren nicht unterzogen. Ich habe für mei-
ne Fraktion letzte Woche im Haushalts- und Finanz-
ausschuss detaillierte Kritik dargelegt. Ich möchte das
hier nicht wiederholen.

Wir halten das Verfahren, das Sie gewählt haben,
für nicht ausreichend für 2005. Dem Antrag von Herrn
Wedler werden wir dennoch nicht zustimmen, weil
wir keine Auslegungsschwierigkeiten bei der Ver-
fassung haben, sondern ein tatsächliches Problem bei
der Umsetzung, und durch ein Gutachten des Staats-
gerichtshofs, irgendwann gegen Jahresende, würde
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sich die Situation nicht verbessern. Wir werden den
Nachtragshaushalt aus den genannten Gründen ab-
lehnen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der Ab-
geordnete Pflugradt.

Abg. Pflugradt (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die Vorredner haben zu Recht darauf
hingewiesen, dass der Nachtragshaushalt für das Jahr
2005 im Wesentlichen aus zwei Gründen vorgelegt
wurde, einmal, da wir über 500 Millionen Euro ein-
geplante Einnahmeerwartung nicht realisieren kön-
nen, so kann man das umschreiben. Das heißt aber
auf Deutsch, der Kanzler hat sein Wort nicht gehal-
ten, das er Bremen gegeben hat, und deswegen müs-
sen wir dieses Geld per Kredit aufnehmen, um die
Lücke im Haushalt zu schließen.

Das Zweite sind die Auswirkungen von Hartz IV.
Hier war kalkuliert worden, dass uns 120 Millionen
Euro Entlastung zur Verfügung stehen. Wir wissen
allerdings inzwischen, dass auch diese Zusage oder
das, was der Bund ausgerechnet und zugesagt hat,
nicht eingehalten wird.

Wir haben in der letzten Sitzung des Haushalts- und
Finanzausschusses einen Bericht gehabt, aus dem
deutlich wird, dass eine Lücke von 43,5 Millionen klafft
und dass wir diese in den Revisionsverhandlungen
vom Bund fordern werden. Das macht deutlich, dass
hier zusätzlich eine erhebliche Lücke entsteht. Wenn
ich schon bei den Problemen des Haushalts 2005 bin,
dann will ich darauf hinweisen, Frau Wiedemeyer hat
das auch angesprochen, dass wir natürlich ein Pro-
blem aufgrund der Steuerschätzung haben, das sind
zwölf Millionen. Wir werden aber noch eine weitere
Schätzung haben.

Wenn man das nimmt, was gestern über die Kon-
junktur berichtet wurde, da wurde festgestellt, dass
wir nur durch den Export einen Zuwachs beim Brutto-
inlandsprodukt haben, wenn wir die Binnenkonjunk-
tur nehmen würden, dann hätten wir ein Minuswachs-
tum. Das macht deutlich, wohin wir durch die rotgrüne
Bundesregierung gebracht worden sind. Ein weite-
res Problem haben wir durch die nicht aufgelöste Min-
derausgabe, und wir haben noch Mehrbedarfe der
Ressorts. Das wird im Laufe des Jahres zu lösen sein.
Ich hoffe, dass möglichst viel von dem so abgearbeitet
werden kann, dass wir möglichst wenig zusätzliche
neue Schulden aufnehmen müssen.

Auf das Verfahren, das die Frage der Anwendung
der Urteile von Niedersachsen und Berlin betrifft, hat
Frau Linnert hingewiesen, auch die Vorredner sind
darauf eingegangen. Ich glaube, dass das Verfahren,
das wir hier jetzt gemacht haben, dieses konzentrierte
Verfahren, nach dem wir beim Haushalt 2005 verfah-
ren sind, richtig ist. Ich glaube auch, dass wir uns bei

der Frage des Haushalts 2006/2007 intensiv damit be-
schäftigen müssen, welche Auswirkungen es hat.

Ich will auf meine Vorredner in meinem Beitrag
eingehen. Frau Wiedemeyer, Sie haben in Ihrer Pres-
semitteilung kritisiert, Sie haben es heute auch an-
gesprochen, und zwar etwas differenzierter als in der
Pressemitteilung, aber da die Pressemitteilung zuerst
hinausgegangen ist, will ich doch aus der Pressemit-
teilung zitieren; Frau Wiedemeyer betonte, „dass eine
Ursache für den dramatischen Verlust des Steuerauf-
kommens in der unverantwortlichen Blockadepolitik
der Berliner Opposition von CDU und FDP liegt.

(Beifall bei der SPD – Abg. Frau W i e -
d e m e y e r  [SPD]: Recht habe ich!)

Im Interesse des Landes fordere ich hiermit die Re-
präsentanten der Bremer CDU auf, sich nicht länger
von parteipolitischen Gesichtspunkten leiten zu las-
sen, sondern künftig den Bundesratsinitiativen zu-
zustimmen, die der Einnahmeverbesserung des Staa-
tes und damit auch Bremens dienen.“ Ich finde, der
letzte Halbsatz gilt auch dann, wenn es einen Wechsel
in Berlin gegeben hat und nicht nur so lange, wie dort
Rotgrün regiert.

(Beifall bei der CDU – Abg. B ö h r n s e n
[SPD]: Den wird es aber nicht geben!)

Wir werden diese Presseerklärung, liebe Kollegin, sehr
gut aufheben und immer wieder hier zitieren, wenn
eine andere Situation sein wird.

(Abg. B ö h r n s e n  [SPD]: Unter dem Ge-
sichtspunkt können Sie ihn vergessen!)

Man muss immer vorsichtig sein bei dem, was man
formuliert und welche Aussagen man trifft.

Zweitens, Sie sagen, eine Ursache für die drama-
tischen Verluste des Steueraufkommens sei die un-
verantwortliche Blockadepolitik der Berliner Oppo-
sition. Das haben Sie mit einem Beispiel unterlegt,
das ich aufgreifen will, nämlich mit der Eigenheim-
zulage. Sie wissen doch aber ganz genau, liebe Frau
Kollegin, Sie sind doch viel zu sehr Expertin, wenn
man die Eigenheimzulage 2004 völlig gestrichen hätte,
dann hätte das beim Bund und in den Ländern im
Jahr 2005 zu Mehreinnahmen bei allen Gebietskör-
perschaften von 200 Millionen Euro geführt.

Wie Sie sich dann dazu versteigen können zu sa-
gen, die Zahl haben Sie ja vorsichtshalber nicht er-
wähnt,  aber  Sie  haben  gesagt,  man  hätte  mit  der
Streichung der Eigenheimzulage die Steuerminder-
einnahmen kompensieren können! Welch schlichter
Unsinn!

(Beifall bei der CDU)

Sie wissen es aber auch ganz genau! Dass Sie sich
aber hier so hinstellen und dass Sie das einfach einmal
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so in den Raum stellen, das finde ich schon ein biss-
chen dreist.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Aber für
2010 ist sie richtig! – Abg. F o c k e  [CDU]:

Für 2010 ja!)

Dann, das müssen Sie ja auch noch erwähnen, Sie
verkünden doch im Bund, und das haben Sie hier auch
schon einmal vertreten, dass man dieses Geld, das
man da einsparen will, nicht zur Haushaltsentlastung
einsparen will, sondern Sie haben immer wieder
gesagt, Rotgrün in Berlin, alle unisono, das Geld wol-
len wir aber für Bildung und Wissenschaft ausgeben.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Wachstums-
fördernd! – Zuruf des Abg. D r .  S c h u s -

t e r  [SPD])

Ach so! Entschuldigung, Herr Sieling, Sie sagen, das
soll  wachstumsfördernd  ausgegeben  werden,  Frau
Wiedemeyer hat eben gerade etwas anderes gesagt,
es sollte zur Einsparung, zur Finanzierung der Steu-
erausfälle genutzt werden! Was gilt denn nun?

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD
– Abg. D r .  S c h u s t e r  [SPD]  meldet

sich zu einer Zwischenfrage.)

Hat der Landesvorsitzende Recht, oder hat die Vize-
vorsitzende Recht? Wen meinen Sie jetzt? Herr Kol-
lege, kommen Sie gleich hier nach vorn, erzählen Sie
das, dann haben Sie Zeit genug! Ich lasse meine Rede
dadurch nicht unterbrechen.

(Glocke)

Vizepräsident Ravens: Sind Sie bereit, eine Zwi-
schenfrage anzunehmen?

Abg. Pflugradt (CDU): Habe ich doch eben gesagt,
nein!

(Abg. H e r d e r h o r s t  [CDU]: Sonst
hätten wir noch eine dritte Fassung gehört!)

Im Übrigen will ich auf diese Aussage entgegnen,
Frau Kollegin, ich verlasse mich doch eher, was die
Frage der Steuerausfälle angeht, auf den Finanzse-
nator. Er hat, das kennen Sie ja auch, zur Mai-Steu-
erschätzung Folgendes ausgeführt, ich zitiere mit Ge-
nehmigung des Präsidenten:

„Gesamtwirtschaftliche Entwicklung: Unter dem
Eindruck  eines  schwachen  Jahresabschlusses  2004
und anhaltenden geringen Vertrauens in die Auftriebs-
kräfte  der  Inlandsnachfrage  hat  der  Arbeitskreis
Steuerschätzung die Wachstumserwartung des rea-
len Bruttoinlandsprodukts gegenüber der Mai-Steu-
erschätzung des Vorjahres für das laufende Haushalts-

jahr um 0,7 Prozent auf nur noch ein Prozent zurück-
genommen. Auch die Annahmen zur Entwicklung der
Bruttolöhne und -gehälter sowie der Unternehmens-
und Vermögenseinkommen, zwei weitere Größen der
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, die die Steu-
erentwicklung mitentscheidend prägen“ – Frau Kol-
legin, mitentscheidend prägen! – „wurden noch ein-
mal deutlich reduziert.“

(Abg. Frau W i e d e m e y e r  [SPD]: Ha-
be ich irgendetwas anderes gesagt?)

Weiter heißt es: „Stabilisierender Faktor der nati-
onalen wirtschaftlichen Entwicklung ist nach wie vor
die  Weltwirtschaft.  Kompensiert  werden  die  für
Deutschland nutzbaren Auftriebstendenzen im Welt-
handel nach wie vor durch eine eher problematische
binnenwirtschaftliche Ausgangslage. Trotz zuversicht-
lich stimmender Auftragseingänge und zufriedenstel-
lenden Klimas steht eine Trendwende bei den Inves-
titionen nach wie vor aus, wobei Inlandsnachfrage
und Euroaufwertung bei sinkenden Lohnstückkos-
ten Effekte der Welthandelsbelebung nachhaltig ab-
schwächen. Weiterhin rückläufige Beschäftigungs-
zahlen, Minderung der Einkommen im öffentlichen
Dienst, stagnierende bis sinkende soziale Transfer-
leistungen auf verfügbare Einkommen, Renten, So-
zialhilfe, Wohngeld sowie eine nach wie vor steigende
Sparquote lassen auch eine Erhöhung des privaten
Konsums, der rund 60 Prozent des nationalen Brutto-
inlandsprodukts bestimmt, nicht kurzfristig erwarten.“

Lieber Herr Köhler, dies sagt der Finanzsenator, und
dies ist unisono die Meinung in der ganzen Bundes-
republik Deutschland, wie die Lage ist, die sich hier
voll auf Bremen auswirkt. Sich dann so hinzustellen,
als seien Sie derjenige, der grüne Herr Köhler, der
hier der großen Koalition eine ordentliche Finanzpo-
litik in das Stammbuch schreiben kann! Wer das sieht,
was da in Berlin gemacht wird, wie da herumgewurs-
telt wird, da tragen die Grünen ein erhebliches Stück
Verantwortung mit, keiner distanziert sich von den
Grünen, sondern sie tragen das mit, weil sie an ih-
ren Sesseln in Berlin kleben!

(Beifall bei der CDU)

Wir haben quasi vier Jahre Stagnation, wir sind seit
Jahren das Schlusslicht in Sachen Bruttoinlandspro-
dukt und so weiter. Sich dann hier hinzustellen, als
könnten Sie das alles besser machen, das finde ich
schon sehr wagemutig!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Kehren Sie doch einmal vor Ihrer

eigenen Tür, Herr Pflugradt!)

Wenn Sie die alte Leier mit den Investitionen wie-
derholen, dann müssen Sie wissen, dass wir nach wie
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vor eine Lücke haben, dass wir nach wie vor die Auf-
holjagd bei den Investitionen nicht vollzogen haben!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das Geld haben Sie zum Fenster

hinausgeworfen!)

Die Investitionslücke, liebe Frau Linnert, die in den
achtziger und neunziger Jahren entstanden ist – auch
zu Ihrer Regierungszeit ist die Investitionslücke größer
geworden  –,  ist  größer  geworden.  Das  ist  doch  ein
Stück unserer Probleme in Bremen.

Sie sagen, wir haben nicht genug gespart!

(Zuruf der Abg. Frau L i n n e r t  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

Einerseits stellen Sie sich hin und kritisieren diverse
Sparbeschlüsse, die wir im Bereich Bildung und So-
ziales getroffen haben, andererseits sagen Sie, wir
haben nicht genug gespart. Dabei ist doch die Wahr-
heit: Kein Bundesland hat bei den konsumtiven Aus-
gaben so viel – –.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Bei den kleinen Leuten haben Sie

gespart!)

Selbst wenn Sie immer dazwischenreden, Frau Kol-
legin – –.

(Zuruf der Abg. Frau L i n n e r t  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

Liebe Frau Kollegin Linnert, Ihre ständigen Zwischen-
rufe stören ein bisschen! Einmal eine Zwischenbe-
merkung ist ja ganz angenehm, aber nicht immer un-
aufhörlich dazwischenreden!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wie bitte? Das ist ein Parlament
hier! – Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Soll sie jetzt eine Strafarbeit schrei-

ben?)

Sie können gern einmal dazwischenrufen, aber stän-
dig dazwischenzurufen ist ein bisschen unangenehm!

(Beifall bei der CDU)

Kein Bundesland – ich wiederhole das – hat im
konsumtiven Bereich so viel eingespart wie Bremen.
Kein Bundesland hat im Personalbereich so viel ein-
gespart wie Bremen. Wenn Sie sich die Berichte, die
an den Finanzplanungsrat seit 1994 gegangen sind,
ansehen, welche konkreten Einsparungen getroffen
wurden, konkrete Ausgabenkürzungen gemacht wor-
den sind, da können wir uns wirklich sehen lassen.

Dies immer mit kritischen Nörgeleien hier zu verse-
hen wird der Tatsache nicht gerecht, es sei denn, man
ist Verdrängungskünstler und nimmt nicht das wahr,
was wirklich passiert ist.

(Beifall bei der CDU)

Wissen Sie, ich will das gern noch einmal wiederho-
len, ich habe das neulich schon einmal hier gesagt:
Wer sich hier hinstellt und denkt, er könnte glaub-
haft die große Koalition kritisieren, der muss doch
einmal die Auswirkungen Ihrer Regierungspolitik aus
Berlin zur Kenntnis nehmen! Da heißt es nämlich, ich
zitiere: „Der Anteil der Armut“ – eine EU-Definition,
Haushaltseinkommen  unter  60  Prozent  des  durch-
schnittlichen Einkommens der betroffenen Haushalte
– „stieg von 1998“, als wir noch regierten, „von 12,1
Prozent auf 13,5 Prozent.“ Es ist das Ergebnis Ihrer
Politik, dass wir inzwischen bei 13,5 Prozent liegen!

Meine Damen und Herren, das müssen Sie sich ein-
mal hinter die Ohren schreiben, wer im Glashaus sitzt,
der sollte nicht mit Steinen werfen.

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau L i n n e r t
[Bündnis 90/Die Grünen]: Kehren Sie vor

Ihrer eigenen Tür!)

Nehmen Sie die Unternehmenszusammenbrüche!
1999 waren es 26 476 bundesweit.

(Abg.  Frau L i n n e r t  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Bremen ist über dem Durchschnitt!)

Mit Ihrer Wirtschafts- und Finanzpolitik haben Sie
damit wohl etwas zu tun! Natürlich haben wir hier
auch Auswirkungen der Bundespolitik. Dass wir völlig
isoliert von der Entwicklung der Bundespolitik sein
können, das ist ja wohl ein Irrglaube.

(Zuruf der Abg. Frau L i n n e r t  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

Bundesweit 39 320 im Jahre 2003! Fast eine Verdopp-
lung der Zusammenbrüche! Ich könnte hier auch an-
dere Beispiele nehmen, und deswegen wiederhole
ich, was ich eben gesagt habe, lieber Herr Köhler:
Machen Sie das erst einmal in Berlin besser, und dann
können Sie hier auch glaubhaft Kritik üben! – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Wedler.

Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Bei der ersten Lesung des Nachtrags-
haushalts 2005 habe ich einige grundsätzliche Äu-
ßerungen  zum vorgelegten Haushaltsplanentwurf ge-
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macht, das möchte ich heute nicht wiederholen. Die
Stichworte sind vorhin auch schon genannt worden,
es ist der Ausfall des Kanzlerbriefs, es sind die tech-
nischen Umsetzungen im Zusammenhang mit Hartz
IV, insbesondere habe ich auf die Verschuldung hin-
gewiesen, auf die Höhe der Verschuldung und die
daraus resultierenden Verpflichtungen, nicht nur für
unsere Haushalte, sondern auch für die späteren Ge-
nerationen. Das möchte ich heute nicht wiederholen.

An  meiner  grundsätzlichen  Einschätzung  dieses
Haushaltsentwurfs 2005, des Nachtragshaushaltsent-
wurfs 2005 hat sich nichts geändert. Das vorgelegte
Zahlenwerk  blieb  unverändert,  selbst  wenn  einige
wenige in den Haushalt 2005 eingestellte so genannte
neue Haushaltspositionen zusätzlich von den Ressorst
erläutert wurden.

Schaut man sich die so genannten neuen Haushalts-
positionen etwas näher an, dann stellt man fest, dass
es sich dabei nicht um Positionen handelt, die für die
Beseitigung der extremen Haushaltsnotlage von Be-
deutung sind, die die Einnahmepositionen des Haus-
halts verbessern oder die Ausgaben reduzieren. Nach
meiner Einschätzung handelt es sich durchweg um
ganz normale neue Haushaltspositionen. Das ist et-
was anderes als das, was damit eigentlich verbun-
den werden sollte. Es bleibt die Tatsache für mich,
dass durch die im Nachtragshaushaltsgesetz 2005 ge-
plante zusätzliche Kreditaufnahme die in unserer Lan-
desverfassung in Artikel 131 a und im Haushaltsrecht
enthaltene Kreditbeschaffungsgrenze deutlich über-
schritten wird.

Im ersten Jahr nach Ablauf der Sanierungsphase
kann kein verfassungskonformer Haushalt vorgelegt
werden, obwohl dies doch das erklärte Ziel der Sa-
nierungspolitik war. Das strukturelle Haushaltsdefizit
der bremischen Haushalte besteht nicht nur fort, es
droht auch, sich ständig zu vergrößern. Nirgendwo
ist Land in Sicht. Selbst die Koalitionsbeschlüsse zur
künftigen Haushalts- und Finanzpolitik bringen keine
Antwort. Das Streben nach einem ausgeglichenen Pri-
märhaushalt geht ebenfalls an der Landesverfassung
vorbei. Damit wird das Scheitern der von der großen
Koalition betriebenen Sanierungspolitik für jedermann
offenbar. Wir stehen vor der Situation und der Fra-
ge, wie es künftig und auch in diesem Jahr mit dem
Staatsschiff Bremen weitergehen soll.

Im  vorgelegten  Zahlenwerk  nicht  berücksichtigt
sind die Ergebnisse der jüngsten Steuerschätzung,
die uns in Bremen und Bremerhaven ganz erheblich
negativ betreffen werden. Gegenüber dem Haushalts-
anschlag 2005, darauf ist schon hingewiesen worden,
ist ein Minus der regulären Einnahmen in Höhe von
gut zwölf Millionen Euro zu verzeichnen, gegenüber
der letzten Steuerschätzung sogar ein Minus von gut
31 Millionen Euro. Dazu kommt noch das Minus, das
wir im Bremerhavener Haushalt zu verzeichnen ha-
ben. Für die nächsten Haushaltsjahre, speziell auch
für den nächsten Doppelhaushalt, ist keine Besserung

in Sicht, ganz im Gegenteil! Das wurde hier eben auch
schon gesagt.

Nach den jüngsten Erklärungen aus dem Senat und
aus der Koalition ist nicht vorgesehen, die zusätzli-
chen Einnahmedefizite im Haushalt 2005 durch kon-
krete zusätzliche Anstrengungen auszugleichen. Es
soll durch, wie es heißt, Gegensteuerungsmaßnah-
men im Haushaltsvollzug, also ohne Konsequenzen
im vorgelegten Nachtragshaushaltsentwurf ausge-
glichen werden. Angesichts der Minusausgleichspo-
sitionen aus den Vorjahren, die noch erwirtschaftet
werden müssen, erscheint mir dies schlechterdings
fast unmöglich.

Bei den Beratungen im Haushalts- und Finanzaus-
schuss zum Nachtragshaushalt 2005 spielte die Fra-
ge, wie man denn das Überschreiten der Kreditbe-
schaffungsgrenze verfassungskonform rechtfertigen
will, eine wichtige Rolle. Zwei Gesichtspunkte wa-
ren dabei von besonderer Bedeutung. Der erste Ge-
sichtspunkt, der in unserer Landesverfassung in Ar-
tikel 131 a auch vorgesehen ist, war die Störung des
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts. Bei Vorlie-
gen – das ist die Logik dabei – einer solchen Störung,
könnte die durch die Höhe der Investitionen festge-
legte Kreditbeschaffungsgrenze überschritten wer-
den. Dabei muss man aber sehen, dass es sich um
eine Ausnahmeregelung handelt und dass in besse-
ren Zeiten, wenn die Störung des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichts vorbei ist, nicht nur die zusätz-
liche Kreditaufnahme zurückgeführt werden muss,
sondern die zusätzlich aufgenommenen Kredite auch
wieder getilgt werden müssen. Das ist die Logik im
Stabilitäts- und Wachstumsgesetz des Bundes, das hier
zugrunde liegt.

Ursprünglich war vorgesehen, das Überschreiten
der Kreditbeschaffungsgrenze im Nachtragshaushalt
2005 auch mit der Störung des gesamtwirtschaftlichen
Gleichgewichts zu begründen. Davon hat man jedoch
Abstand genommen. Wir bekamen im Haushalts- und
Finanzausschuss eine Tischvorlage, und entsprechend
ist es dann heute auch in die Vorlage eingeflossen,
die wir hier zu debattieren haben. Warum man Ab-
stand genommen hat, wurde bei den Beratungen nicht
erläutert. Möglicherweise hat man kalte Füße in der
Argumentation bekommen.

In der heutigen Vorlage, die wir hier zu beraten
haben, ist dieser Punkt dann auch bei den Beschluss-
empfehlungen nicht mehr enthalten. Damit hat man
allerdings auch die einzige Möglichkeit, die unsere
Landesverfassung als Ausnahmefall und in zeitlicher
Begrenzung für eine Überschreitung der Kreditbe-
schaffungsgrenze für denkbar hält, beiseite gescho-
ben.

Der zweite Gesichtspunkt, der bei den Beratungen
im Haushalts- und Finanzausschuss im Zusammen-
hang mit der Überschreitung der Kreditbeschaffungs-
grenze und ihrer Rechtfertigung eine Rolle gespielt
hat, war das Fortbestehen einer extremen Haushalts-
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notlage in unserem Bundesland. Dabei stützte man
sich auf zwei richterliche Entscheidungen, insbeson-
dere die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs
Berlin vom 31. Oktober 2003. Außerdem war maß-
geblich, dass die Haushaltsnotlage für Bremen bereits
in dem seinerzeitigen Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts festgestellt worden war.

Die richterlichen Entscheidungen können nur Wir-
kung für ihr jeweiliges Bundesland, also Berlin oder
Niedersachsen, entfalten, nicht für Bremen. Sie sol-
len aber trotzdem in analoger Weise für unser Bun-
desland angewendet werden, analog deshalb, weil
unsere Landesverfassung als Grund für eine Über-
schreitung der Kreditbeschaffungsgrenze das Vorlie-
gen einer extremen Haushaltsnotlage nicht vorsieht.

Ich habe erhebliche Zweifel, ob die analoge An-
wendung der richterlichen Entscheidungen, vor al-
lem der aus Berlin mit ihren Ausführungen zur Über-
schreitung der Kreditbeschaffungsgrenze im Gefol-
ge einer extremen Haushaltsnotlage, vor dem Hin-
tergrund unserer Landesverfassung richtig ist. Des-
halb bin ich der Meinung, dass diese Frage nicht nur
von unserer Verwaltung, sondern auch vom Staats-
gerichtshof näher geprüft werden sollte, denn nur
dieser ist befugt, über die Auslegung der Landesver-
fassung und andere staatsrechtliche Fragen zu ent-
scheiden. Deshalb mein Antrag mit den aufgewor-
fenen Fragen!

Sicher ist es richtig, dass seinerzeit für das Bundes-
land Bremen und auch das Saarland eine extreme
Haushaltsnotlage festgestellt wurde. Diese Feststel-
lung war dann ja auch der Grund dafür, dass Bremen
bis zum Jahr 2004 Sanierungszahlungen erhielt. Im
Jahr 2005 sollte die Sanierung dann abgeschlossen
und damit die extreme Haushaltsnotlage beseitigt sein.
Ich glaube nicht, dass die seinerzeitige Feststellung
einer  extremen  Haushaltsnotlage  im  Bundesland
Bremen über den Sanierungszeitraum hinaus noch
Gültigkeit hat, heute also noch zur Begründung ei-
ner  Überschreitung  der  Kreditbeschaffungsgrenze
herangezogen werden kann. Beleg dafür ist für mich
die Tatsache, dass es niemand im Bundesgebiet so
sieht und auch entsprechend handelt. Auch bei den
Gesprächen in Berlin um die Einlösung des Kanzler-
briefs spielte dies keine Rolle.

Ich halte das jetzt zur Begründung für das Über-
schreiten der Kreditbeschaffungsgrenze angeführte
Argument der extremen Haushaltsnotlage finanzpo-
litisch und auch verfassungsrechtlich für äußerst pro-
blematisch, denn dies bedeutet nichts anderes, als
dass es im völligen Belieben von Senat und Regie-
rungsmehrheit liegt, entgegen dem klaren Wortlaut
unserer Landesverfassung Kredit über das Limit der
Verfassung hinaus zu beschaffen. Das kann nicht sein!
Im Sanierungszeitraum flossen wenigstens Sanie-
rungszahlungen  ohne  Finanzverpflichtung  in  den
bremischen Haushalt, keine zusätzlichen Kredite, die
die künftigen Haushalte und die späteren Generati-
onen mit ihren Zins- und Tilgungsverpflichtungen zu-

sätzlich belasten. Eine überhöhte Kreditaufnahme,
wie sie jetzt im Nachtragshaushalt 2005 geplant ist,
beseitigt nicht das strukturelle Defizit, sondern ver-
schlimmert die Situation noch zusätzlich.

Als Konsequenz für das aktuelle Haushaltsgeschäft
im Jahre 2005 sehe ich deshalb nur die Möglichkeit,
die  vorläufige  Haushaltsführung  bis  auf  Weiteres
fortzusetzen  und  die  Beschlussfassung  über  den
Nachtragshaushalt 2005 erst einmal auszusetzen. Ich
möchte Sie bitten, bevor wir uns in ein verfassungs-
rechtliches Niemandsland begeben, den Staatsge-
richtshof die im Haushalts- und Finanzausschuss dis-
kutierten Möglichkeiten für eine Überschreitung der
Kreditbeschaffungsgrenze prüfen zu lassen, ehe wir
endgültig über den Nachtragshaushalt 2005 entschei-
den.

Wir müssen als Bürgerschaft den Anspruch haben,
auf verfassungsrechtlich sicherem Boden zu stehen.
Daran gibt es für mich erhebliche Zweifel. Stimmen
Sie also deshalb meinem Antrag, den ich heute hierzu
eingereicht habe, zu, und stimmen Sie damit dann
auch meinem Anliegen zu, die Beschlussfassung über
den Nachtragshaushalt 2005 heute auszusetzen! – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Da ich diesen für unsere Bevölke-
rung unsozialen und unerträglichen Nachtragshaus-
halt schon in der ersten Lesung mit deutlichen Wor-
ten  namens  der  Deutschen  Volksunion  uneinge-
schränkt abgelehnt habe, möchte ich mich aber trotz-
dem zur zweiten Lesung noch einmal kurz zu Wort
melden.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Wie schade!)

Ich finde es gut!

Meine  Damen  und  Herren,  dieser  unerträgliche
Nachtragshaushalt beweist wieder einmal deutlich
schwarz auf weiß, dass Sie in keiner Weise eine große
Koalition der Zukunft für das Bundesland Bremen sind,
sondern Sie sind nicht nur seit dem entsetzlichen,
widerwärtigen Sektvorfall des ehemaligen Senators
für Wirtschaft und Kultur eine bundesweite Schan-
de für das Bundesland Bremen. Meine Damen und
Herren, Herr Senator Dr. Gloystein hat mit dem Sekt-
skandal sozusagen diese große Koalition deutlich
demaskiert, denn so sieht in Wahrheit meines Erach-
tens das Menschenbild dieser großen Koalition aus:
unerträgliche Arroganz bei gleichzeitiger Verachtung
gepaart mit einer unerträglichen, asozialen Politik auf
Kosten des so genannten kleinen Mannes.

Für diesen Nachtragshaushalt wird die gesamte
Bevölkerung Bremens und Bremerhavens jeden Tag
kübelweise mit Sekt besudelt, denn diese große Ko-
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alition von SPD und CDU trägt die Verantwortung
für das politische Klima im Land Bremen, für den wirt-
schaftlichen und finanziellen Ruin des Bundeslandes
Bremen, demzufolge auch für diesen erschrecken-
den und entlarvenden Nachtragshaushalt. Dafür ist
diese  große  Koalition  politisch  verantwortlich  und
sonst niemand!

Meine Damen und Herren, dieser Nachtragshaus-
halt ist eine eindeutige Bankrotterklärung Ihrer Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik. Durch die Steuermin-
dereinnahmen fehlen Bremen und Bremerhaven als
Bundesland zusätzlich in den nächsten drei Jahren
sage und schreibe zirka 180 Millionen Euro. Nach
eigenen Aussagen von Herrn Finanzsenator Nußbaum
setzen sich die Zahlen wie folgt zusammen: Für das
Jahr 2005 fehlen Bremen zirka 31 Millionen Euro. In
den  kommenden  Jahren  sieht  es  für  Bremen  noch
dramatischer aus. Im Jahr 2006 fehlen dem Bundes-
land Bremen zirka 68 Millionen Euro und im Jahr 2007
sogar sage und schreibe 81 Millionen Euro.

Diese zusätzlichen Mindereinnahmen von zirka 180
Millionen Euro werden Sie niemals, aber auch niemals
durch  noch  so  große  Einsparungen  kompensieren
können. Sie sollten aber zumindest diese Steuerpro-
gnose des Bundes unbedingt in den Finanzplan des
Landes mit einarbeiten. Des Weiteren sollten Sie diese
unerträgliche Entwicklung in Ihren Ausführungen,
die gleich kommen werden, nicht noch schönreden.

Herr Senator Nußbaum, Sie sparen unverantwort-
lich im wichtigen Sozialressort, im Bildungsbereich,
im Kulturbereich, Sie sparen unerträglich und unver-
antwortlich bei der inneren Sicherheit und so wei-
ter. Ich könnte noch mehrere Einsparungen in Res-
sorts aufzählen, aber so lang ist meine Redezeit leider
nicht. Die genauen Zahlen und Fakten habe ich schon
in meiner Begründung zur ersten Lesung Nachtrags-
haushalt 2005 deutlich ausgeführt.

Herr Senator Nußbaum, Ihre unsäglichen Einspa-
rungen, sprich Giftliste, haben doch eindeutig bewie-
sen, dass das Bundesland Bremen pleite und der Senat
mit dem groß angekündigten Sanierungskonzept er-
bärmlich gescheitert ist. Der gesamte Bremer Senat
ist mit seiner Politik völlig am Ende. Selbstverständ-
lich werden Sie mit Ihrer verfehlten Politik niemals
einen verfassungskonformen Haushalt hinbekommen.
Wie  denn  auch?  Alle  Zahlen  und  Fakten  belegen
schonungslos einen eindeutigen Offenbarungseid Ih-
rer betriebenen Politik. Es ist schon an Dreistigkeit
und Schamlosigkeit nicht mehr zu überbieten, der Bür-
gerschaft einen solchen unseriösen, verfassungswid-
rigen Nachtragshaushalt vorzulegen. Ich lehne zum
Wohl der Bürgerinnen und Bürger des Landes Bre-
men diese Bankrotterklärung namens Nachtragshaus-
halt 2005 uneingeschränkt ab, da es verfassungswidrig
ist. – Ich bedanke mich!

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Wiedemeyer.

Abg.  Frau  Wiedemeyer  (SPD)*):  Herr  Präsident,
meine Damen und Herren! Ich möchte noch einmal
auf die Redebeiträge der Vorredner eingehen. Herr
Wedler, ich habe es vorhin vergessen zu erwähnen,
Ihren Antrag werden wir ablehnen. Ich glaube, das
wird Sie auch nicht weiter verwundern. Sie haben
hier unter anderem angemahnt, es gäbe keine Ein-
sparungen, es würde den Mindereinnahmen aus der
Steuereinschätzung nicht mit Einsparungen begeg-
net. Ich möchte daran erinnern, dass die 60 Millio-
nen Euro, die in das Haushaltsjahr 2005 übertragen
wurden, die Folgewirkung der letzten Steuerschät-
zung sind und der Senat hier sehr wohl Minderein-
nahmen über alle Ressorts vorsieht.

Sie reden von einer Störung des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichts und fragen sich oder wollen
den Staatsgerichtshof beantworten lassen, ob in un-
serer Landesverfassung diese Möglichkeit gegeben
ist. Ich glaube, als Parlamentarier sollten wir vielleicht
in die Landesverfassung schauen, dann wissen wir,
was darin steht, und nicht den Staatsgerichtshof da-
mit beauftragen, uns zu sagen, was denn in der Lan-
desverfassung steht. Sie haben gesagt, Sie zweifeln
die Gültigkeit des Fortbestehens der Haushaltsnot-
lage über den Sanierungszeitraum hinaus an. Wenn
Sie gleichermaßen vorher sagen, die Sanierung wäre
gescheitert, und es habe sich an diesem Zustand nichts
geändert, wir sind nach wie vor in einer extremen
Haushaltsnotlage, die uns auch attestiert wurde, und
es gab überhaupt keinen Zeitpunkt, an dem wir aus
dem herausgekommen sind, weiß ich überhaupt nicht,
wie man Zweifel daran haben kann, dass es gültig
ist, dass dies fortbesteht.

Sie fordern ein, den Haushalt auszusetzen. Auch
das hätte viele Konsequenzen. Wir haben es uns doch
im Haushalts- und Finanzausschuss mit den Beratun-
gen über den Nachtragshaushalt 2005 auch nicht leicht
gemacht, auch mit der Frage, wie gehen wir denn
mit diesem Zustand um, dass wir einen verfassungs-
widrigen Haushalt haben, beziehungsweise wie er-
reichen wir durch die Darlegung zum Haushalt, dass
er, obwohl nicht auskömmlich, doch verfassungskon-
form ist!

An diesem Haushalt hängt noch eine ganze Men-
ge anderes. Der Senat hat rechtzeitig nach der Steu-
erschätzung im November beschlossen, dass es Be-
wirtschaftungsmaßnahmen gibt. Er hat auch gesagt,
diese Bewirtschaftungsmaßnahmen werden bis zu
einem Beschluss über den Nachtragshaushalt auf-
rechterhalten. Wer hier die ganz Zeit kritisiert, dass
sozusagen Einsparungen am falschen Ende gemacht
werden, der trifft an dieser Stelle, wenn wir diesen
Nachtragshaushalt nicht beschließen würden, auf eine
ganze Menge dieser Einrichtungen und Projekte, von
denen hier gesagt wird, da kann man eigentlich nicht
weiter sparen. Die leiden richtig unter diesen Bewirt-
schaftungsmaßnahmen und bekommen nicht die Mit-
tel zur Verfügung gestellt, die sie benötigen.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Ich glaube, auch dies war für uns zumindest ein
ganz wichtiger Punkt zu sagen, wir erklären uns ein-
verstanden mit dieser Form der Darstellung für 2005,
auch mit den Obergrenzen. Wir haben im Haushalts-
und Finanzausschuss darüber diskutiert. Sie wissen
ganz genau, dass wir eigentlich vorgeschlagen hat-
ten, die Grenzen in der Höhe anzusetzen, wie auch
die  Deputationen  ihre  spezifischen  Verwaltungs-
obergrenzen für Ausgaben festgelegt haben. Wir sind
aber dennoch übereingekommen, dass wir an die-
ser Stellen den Vorschlägen des Senats folgen wol-
len, weil wir glauben, dass es notwendig ist, auch für
Bremen und Bremerhaven heute hier diesen Nach-
tragshaushalt zu beschließen.

Wir haben alle gemeinsam auch darauf hingewie-
sen, welche Risiken noch bestehen, welche Proble-
me wir noch im Zusammenhang mit Hartz IV haben.
Ich glaube, keiner von uns ist so blauäugig und glaubt,
dass mit diesem Nachtragshaushalt das Haushalts-
jahr 2005 schon vollzogen ist.

Dann möchte ich noch einmal zur Investitionspo-
litik kommen! Herr Köhler, Ihre Ausführungen zu In-
vestitionen sind nichts Neues, das kann man schon
irgendwie abspulen, das weiß man, das haben wir
bei jeder Debatte über das ISP. Ich glaube, das wer-
den wir dann irgendwann im nächsten Monat auch
wieder bei der Diskussion über das Sanierungspro-
gramm hören.

Ich glaube aber auch, dass man es sich nicht so ein-
fach machen kann wie der Kollege Herr Pflugradt.
Wir haben eine Investitionslücke, die besteht noch.
Wenn Sie sich die Zahlen anschauen und in Summen
anschauen, wie der Investitionsrückstand war zu Be-
ginn des Sanierungszeitraums und wie er sich jetzt
darstellt, dann muss man feststellen, die Investitions-
lücke haben wir überwunden. Wir haben allerdings
noch die Folgen einer nachhaltigen Wachstumsschwä-
che, und zwar von vor dem Sanierungszeitraum und
leider auch noch während einer ganzen Zeit des Sanie-
rungszeitraums. Auch die Jahre, in denen es gelun-
gen ist, geringfügig über dem Bundesdurchschnitt zu
sein, was das Wirtschaftswachstum angeht, was ei-
gentlich erst einmal nur eine statistische Größe ist,
haben  leider  noch  nicht  dazu  beigetragen,  diese
Wachstumslücke zu kompensieren und nachhaltig für
eine Entlastung zu sorgen, um auch die Wirtschafts-
struktur in Bremen so gestalten zu können, dass über
Arbeitsplätze auch unsere anderen Haushaltsproble-
me gelöst werden können.

Ich glaube auch, dass es ganz wichtig ist, dass wir
den Begriff Sparen nicht nur auf die konsumtiven Aus-
gaben anwenden.

(Beifall bei der SPD)

Es  gibt,  ich  habe  vorhin  Beispiele  genannt,  auch
durchaus konsumtive Ausgaben, die auch im Sinne
von Haushaltssanierung sinnvoll und richtig sind. Es
gibt  aber  genauso  gut  Investitionsausgaben  oder

Projekte, die man hinterfragen kann und die nicht
die Erfolge haben. Das krasseste Beispiel wäre, wir
würden alles Geld, das wir für Investitionen vorge-
sehen haben, schlichtweg in Beton gießen.

(Abg.  Frau L i n n e r t  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Aufholen würden wir damit wie

verrückt!)

Ich glaube, es wäre haushaltstechnisch, das würde
jeder sagen, eindeutig eine Investition! Wo dann al-
lerdings der praktische Nutzen wäre, das weiß ich
nicht.

Ich glaube, es ist richtig, dass die Koalition und auch
der Senat bei der Frage, wie wir die Haushaltspoli-
tik der nächsten Jahre nach Auslauf der Sanierungs-
zahlungen gestalten, auch gesagt hat, wir werden bei
den Investitionen hinschauen. Es gibt Verabredun-
gen, bei den Investitionen zu kürzen. Das macht es
momentan auch so schwierig, die Prioritäten zu set-
zen. Wir wissen, dass wir auch vorher eine Situation
hatten, dass die Wünsche praktisch ins Unendliche
reichen, die Ressourcen allerdings begrenzt sind, und
es gibt auch Verabredungen zu eindeutigen Schwer-
punktsetzungen. Ich erinnere hier nur an die Mittel,
die dem Wissenschaftsbereich zur Verfügung gestellt
werden. Das ist doch der größte Bereich, auch im
Rahmen des ISP übrigens. Jeder vierte Euro des ISP
ist in den Wissenschaftsbereich geflossen. Wer will
denn hier im Haus, und ich glaube, das können die
Grünen auch nicht ernsthaft wollen, abstreiten, dass
es eine gute Entscheidung war, in diesem Bereich auch
jede Menge qualifizierte Arbeitsplätze geschaffen zu
haben? Das ist doch das einzige Pfund, mit dem wir
als Bremen hier wuchern können, nämlich mit der
Qualität der Ausbildung als Wissenschaftsstandort!
Ich glaube, das beste Zeugnis für den Erfolg dieser
Politik liegt darin, dass wir dieses Jahr Stadt der Wis-
senschaft geworden sind.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Insbesondere wenn wir erleben, dass die Haushalte
auch in den kommenden Jahren, die Prognosen ha-
ben es uns ganz deutlich vor Augen geführt, mittel-
fristig eine nachhaltige Verbesserung nicht erwarten
lassen, fordern wir ein, dass wir sehr umsichtig mit
der Frage der Investitionen, aber auch mit den da-
mit zusammenhängenden Finanzierungsinstrumenten
umgehen. Wir haben das schon debattiert. Wir ha-
ben uns im Haushalts- und Finanzausschuss damit
beschäftigt, und wir haben uns im Rahmen der AIP-
Diskussion damit beschäftigt. Wir haben die Situati-
on, dass ein Großteil der Investitionsvolumen, die wir
in diesem Haushalt, in den nächsten Haushalten aus-
weisen werden, nicht neue Investitionen sind, an de-
nen sichtbar wird, im Jahr 2005, 2006, 2007 wird et-
was gebaut, sondern das sind die Abfinanzierungen,
die Tilgungsleistungen und die Zinszahlungen von
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Investitionen der Vergangenheit, die zwar jetzt ihre
Effekte  erzielen  oder  auch  nicht,  die  wir  dagegen
rechnen können, aber es sind eben keine echten In-
vestitionen.

Wir würden uns wünschen, dass es gelingen kann,
auch bei den Beratungen zum Haushalt bei den zu-
künftigen Beratungen der Investitionen eine größe-
re Transparenz herzustellen, damit wir tatsächlich be-
urteilen können, welches die Mittel sind, die wir im
Haushaltsvollzug in den einzelnen Haushaltsjahren
tatsächlich zur Verfügung haben für neue Projekte,
und wie wir mit den Investitionsvorhaben oder Ab-
finanzierungen aus der Vergangenheit umgehen.

Ich sage ganz deutlich, wir haben nicht ohne Grund
auch bei den Vorverpflichtungen eine Grenze gezo-
gen. Für die SPD-Fraktion ist klar, dass wir in der der-
zeitigen Situation, insbesondere auf die zukünftigen
Erwartungen, was die Finanzlage betrifft, nicht auf
die Idee kommen werden zu sagen, diese Vorver-
pflichtungen auf die Zukunft werden leichtfertig er-
höht, um weitere Investitionsvorhaben zu realisieren,
sondern  ich  glaube,  dass  wir  andere  Instrumente
brauchen. Vor allen Dingen wird es darauf ankom-
men, dass wir alle Investitionsvorhaben, die geplant
sind, überprüfen. An oberster Stelle muss, glaube ich,
für uns alle gemeinsam stehen, dass es nachhaltige
Verbesserungen hin zu einer Wirtschaftsstruktur gibt,
die dann letzten Endes auch zu einer Entlastung auf
dem Arbeitsmarkt führen. Ich würde mir wünschen,
dass wir dann gemeinsam eine konstruktive Diskus-
sion darüber führen.

In einem Punkt haben Sie vorhin leider etwas ganz
Falsches behauptet. Ich glaube nicht, dass es Beschlüs-
se gegeben hat, den Vegesacker Marktplatz zu über-
dachen. Es gab einen Beschluss, dort eine Markthalle
zu errichten. Ich hoffe doch, dass sie ein Dach hat und
nicht noch eine extra Überdachung braucht. – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Köhler.

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Frau Kollegin Wie-
demeyer, ich hatte mich in der Tat versprochen. Ich
denke, das ist ziemlich klar.

Herr Kollege Pflugradt, es geht doch immer um die
Frage, wofür Geld ausgegeben wird und wo gespart
wird. Es ist einfach eine falsche Behauptung, davon
auszugehen, dass es einfach nur um die Frage geht,
wie viel gekürzt wird, wie viel Geld insgesamt aus-
gegeben wird. Die ganze Rede, die ich gehalten habe,
war gerade darauf aufgebaut zu kritisieren, für wel-
che Zwecke denn eigentlich Geld ausgegeben und
in welchen Bereichen gespart wird. Wie Sie das ma-
chen, das macht das sozial Unausgewogene Ihrer Po-
litik aus.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn Sie immer noch so argumentieren, dass es
eine Investitionslücke in den achtziger Jahren gege-
ben hat und dass das die Rechtfertigung dafür sein
soll, einfach blind heute eine hohe Investitionsquote
zu haben und das Geld ohne Sinn und Verstand ein-
fach in die Gegend zu ballern, dann ist das eine Po-
litik, die weit hinter dem aktuellen Diskussionsstand
zurückbleibt.

(Abg. P f l u g r a d t  [CDU]: So kann
man auch Sachen verdrehen!)

Sie haben gerade eben gesagt, es geht darum, durch
eine hohe Investitionsquote die Lücke in den acht-
ziger Jahren auszugleichen.

(Abg. P e r s c h a u  [CDU]: Nicht egal wie!
Auch  durch  Wiederholung  wird  es  nicht

besser!)

Es geht um die Frage der Qualität. Für welche Inves-
titionen muss Geld ausgegeben werden, was sind die
politischen Prozesse, die organisiert werden? Das ha-
ben Sie bislang überhaupt nicht hinbekommen. Wenn
Sie Investitionen getätigt haben, zum Beispiel im Wis-
senschaftsbereich, die sinnvoll gewesen sind, dann
ist das eben letztlich das Ergebnis von Zufall, aber
doch nicht von einer geplanten, sinnvollen, vernünf-
tigen Politik.

(Abg. Frau W i e d e m e y e r  [SPD]:
Quatsch! – Abg. P e r s c h a u  [CDU]:

Eine kindliche Anmaßung!)

Sie geben das Geld auf der Grundlage von einfa-
chen Investitionsquoten aus. Sie sagen, es muss eine
bestimmte Summe jedes Jahr für Investitionen aus-
gegeben werden, und auf der anderen Seite sagen
Sie, es muss im konsumtiven Bereich gespart wer-
den, wobei durch die Struktur des Haushalts völlig
klar ist, wo Geld eingespart werden soll. Das ist Um-
verteilungspolitik, und die machen wir so nicht mit!

Sie sagen, seit 1998 ist auf Bundesebene eine rot-
grüne Bundesregierung am Werk, und seitdem ist alles
schlecht geworden. Ja, Entschuldigung! Wer regiert
hier in Bremen? Was ist eigentlich der Zusammen-
hang zu dem, was hier in Bremen passiert? Sie kön-
nen doch nicht einerseits die paar Erfolge, die tat-
sächlich in irgendwelchen Statistiken zu verzeichnen
sind, hier für sich ständig als die Supererfolge der
großen Koalition verbuchen und dann andererseits
erzählen, aber auf Bundesebene läuft alles mies! Es
geht doch gerade darum, dass es einen Anteil der Po-
litik hier in Bremen gibt an den Problemen, die wir
hier haben, und es geht darum, dass wir hier in der
Bürgerschaft über diese Probleme reden, um diese
Probleme zu lösen. Da habe ich von Ihnen nichts ge-
hört. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Pflugradt.

(Abg. P f l u g r a d t  [CDU]: Ich verzich-
te, es lohnt sich nicht, darauf zu antworten!)

Dann erteile ich Herrn Senator Dr. Nußbaum das
Wort.

Senator Dr. Nußbaum: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich habe den Eindruck, dass der
Wahlkampf in der Tat mittlerweile in Bremen und vor
allen Dingen auch hier in der Bürgerschaft angekom-
men ist.

(Abg. B ö h r n s e n  [SPD]: Wir warten
auf den Beitrag des Finanzsenators!)

Angesichts der fortgeschrittenen Zeit und des Pro-
gramms, das wir noch haben, werde ich mich ganz
kurz fassen.

Ich möchte im Wesentlichen auf zwei Themenkom-
plexe eingehen. Der eine ist die Frage des Artikels
131 a der Landesverfassung, der hier schon im De-
tail und auch sehr ausführlich und sehr konstruktiv
angesprochen worden ist. Herr Wedler, ich teile Ihre
Bedenken und Ihre Einschätzung nicht, den Staats-
gerichtshof hier einfach anzurufen. Der Staatsgerichts-
hof ist kein Schnellreparaturdienst, den man einfach
einmal anruft, und dann bekommt man ein Votum,
sondern ich bin der Auffassung, dass Senat, Parla-
ment und Haushalts- und Finanzausschuss schon zu-
nächst einmal eigenständig die Rechtslage, die Ver-
fassungslage und die entsprechenden Urteile der
höchsten Verfassungsgerichte beurteilen müssen, und
wir sind auch in einem sehr konstruktiven Dialog mit
dem Haushalts- und Finanzausschuss, wie wir mit
dieser für Bremen neuen Situation umgehen.

Die  Vorsitzende  des  Haushalts-  und  Finanzaus-
schusses hat klar und eindeutig gesagt, dass wir uns
in ein Verfahren hineinfinden müssen. Es gibt kein
abrufbares Verfahren, das auf Seite 83 eines Kom-
mentars zur Landesverfassung beschrieben ist, son-
dern wir müssen uns hier gemeinsam hineinfinden.
Deswegen finde ich es auch sehr klug und begrüße
es noch einmal ausdrücklich, auch im Sinne eines sehr
konstruktiven Verhaltens, dass wir klar zwischen den
Jahren 2005 und 2006 unterscheiden. Das Haushalts-
jahr 2005 ist sehr weit fortgeschritten, da kann sinn-
vollerweise nicht derselbe Begründungszwang ver-
langt werden, wie das natürlich für die kommenden
Haushalte, insbesondere 2006/2007, ist.

Deswegen bin ich der festen Auffassung, es war
richtig zu sagen, dass wir hier im Wesentlichen neue
Maßnahmen begründen und dass wir uns dann im
Haushaltsaufstellungsverfahren für 2006/2007 viel
detaillierter, umfangreicher und auch in einem Fin-
dungsprozess, der konstruktiv über alle Parteien und
über alle Mitglieder des Haushalts- und Finanzaus-

schusses zusammen mit dem Senat und mit dem Fi-
nanzsenator geführt werden muss, auf ein Verfahren
verständigen. Deswegen haben wir gesagt, auch in
Abstimmung  mit  dem  Haushalts-  und  Finanzaus-
schuss, wir werden zur Juni-Sitzung einen Vorschlag
vorlegen. Ich bin dann der Auffassung, dass wir uns
in diesem Verfahren weiter bewegen sollten.

Ich möchte deswegen auch nichts zu den Einzel-
heiten sagen, sondern ich möchte schon eines mit auf
den Weg geben. Wer sich dieses Urteil, insbesondere
des Verfassungsgerichtshofs Berlin, anschaut, der wird
feststellen, dass dort von einer sehr stark ökonomisch
respektive sehr stark verrechtlichten Betrachtungs-
weise einer extremen Haushaltsnotlage oder der Stö-
rung  des  gesamtwirtschaftlichen  Gleichgewichts
ausgegangen wird. Ob das so eins zu eins überhaupt
anzuwenden respektive auf Bremen zu übertragen
ist, das wage ich zu bezweifeln. Es geht eigentlich
aus meiner Sicht mehr darum, auch ganz intelligen-
te Kriterien für Bremen zu finden, wie wir mit die-
sen Vorgaben umgehen.

Da stellt sich natürlich in der Tat die Frage, die auch
Frau Wiedemeyer angesprochen hat, der rein haus-
haltsrechtlichen Unterscheidung zwischen investiver
Ausgabe und konsumtiver Ausgabe, die letztlich nicht
der Zielrichtung, der Wirkung Rechnung trägt, dies
ist problematisch. Man muss sich meines Erachtens
auch mit anderen Ansätzen auseinander setzen wie
zum Beispiel mit der Frage der Nachhaltigkeit. In je-
dem Fall muss aber gewährleistet sein, dass wir nicht
zu einer Verrechtlichung kommen, sondern dass das
Primat der Politik und damit auch ein gewisser Er-
messens- und Beurteilungsspielraum gegeben sein
muss.

Keiner, kein Ökonom und auch kein Unternehmer,
kann Ihnen letztlich mit hundertprozentiger Sicher-
heit sagen, ob eine Ausgabe dazu dient, die extre-
me Haushaltsnotlage letztlich zu beseitigen oder die
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts
aufzuheben. Da ist immer ein politischer Ermessens-
spielraum, der auch gewährleistet sein muss. Ich bin
aber ganz sicher, dass wir zusammen mit dem Haus-
halts- und Finanzausschuss, auch mit Ihnen, ein ver-
nünftiges, adäquates Verfahren finden werden.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang noch ein-
mal die aktuelle Mai-Steuerschätzung ansprechen!
Die Ergebnisse sind hinreichend bekannt, Sie haben
es angesprochen, die Steuerausfälle, für 2005 zwölf
Millionen Euro respektive für die kommenden Haus-
halte 2006/2007 zirka 150 Millionen Euro. Das sind
dramatische Größenordnungen. Ich möchte Ihnen
aber auch nicht verhehlen, dass man, wenn man es
sich etwas detaillierter anschaut, feststellt, dass wir
eine positive Entwicklung des Stadthaushalts haben.
Der Stadthaushalt hat ein Plus von gut 32 Millionen
Euro zu verzeichnen, während der Landeshaushalt
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natürlich im Gegenteil mit großen Einbrüchen fertig
zu werden hat. Da reden wir von einem Minus von
45 Millionen Euro.

Man muss natürlich in dem Zusammenhang die
Frage stellen: Was bedeutet das für den Nachtrags-
haushalt? Man könnte ja die These vertreten, hier
müssen wir noch einmal ansetzen. Ich bin der Mei-
nung, nein, es sind zwölf Millionen Euro, die hier
wegen der Steuerschätzung im Jahr 2005 fehlen wer-
den. Das sind bei gesamten steuerlichen Einnahmen
von 2,2 Milliarden Euro knappe 0,5 Prozent. Das be-
wegt sich in der üblichen Schätzmarge, und deswe-
gen sollten wir jetzt erst einmal voranschreiten.

Es ist im Übrigen so, wie es meine Vorredner ge-
sagt haben, wir werden sicherlich im Laufe des Jah-
res mit einem zweiten Nachtragshaushalt hier das
Parlament begrüßen müssen. Zum einen ist die ganz
ungelöste Thematik Hartz IV. Die Revisionskonferenz,
die längst hätte stattfinden sollen, ist noch einmal
verschoben worden, es ist jetzt eine für den Herbst
vorgesehen. Die vorgezogene Bundestagswahl lässt
es mich skeptisch beurteilen, ob wir überhaupt im
Herbst nach einer neuen Regierungsbildung dazu
kommen. Wir brauchen Zeit, wir müssen es einarbei-
ten, aber auch mögliche Verschiebungen zwischen
Stadt- und Landeshaushalt werden eine neue Bewer-
tung notwendig machen.

Damit habe ich übrigens auch kein Problem: Frau
Linnert, das Budgetrecht ist das vornehmste Recht
des Parlaments. Ich sehe kein Problem darin, das Par-
lament gegebenenfalls auch mehrfach damit zu be-
grüßen. Insbesondere in schwierigen Zeiten, in de-
nen das Planen nicht einfach ist, und insbesondere,
das muss ich allerdings sehr deutlich sagen, vor dem
Hintergrund dessen, dass man abwägen muss zwi-
schen Vorratsbeschlüssen einerseits und der Zielset-
zung, der sich der Senat unbedingt verschrieben hat,
nämlich mit Verpflichtungsermächtigungen vorsichtig
umzugehen, tendiere ich zum Zweiten. Das heißt, wir
wollen erst dann Bedarfe anerkennen, wenn sie wirk-
lich auch unabweisbar sind. Solange kämpfen wir da-
rum und halten den Spardruck aufrecht, auch wenn
es uns nicht in allen einzelnen Fällen gelingt. Des-
wegen haben auch die Ressortkollegen nochmals
nachdrücklich bekräftigt, dass sie die globalen Min-
derausgaben bis spätestens Frühherbst 2005 auflö-
sen wollen.

Die Steuersituation, wie sie angesprochen worden
ist mit einem Ausfall von zirka 150 Millionen Euro
in den Jahren 2006 und 2007, ist dramatisch. Ich sage
an dieser Stelle auch, für mich ist es de facto unver-
ständlich – Sie haben es auch aus wechselnden Per-
spektiven angesprochen –, wie man in einer Zeit, in
der alle öffentlichen Haushalte, nicht nur der bremi-
sche  Haushalt,  absolut  unterfinanziert  sind,  über
Steuersenkungen an der falschen Stelle debattiert,
ich nenne nur das Stichwort Körperschaftssteuer 25
auf 19, aber auch andere Ideen, die bei den so ge-
nannten Job-Gipfeln von beiden Seiten geboren wor-

den sind. Ich sage es hier als Ländersenator gegen
den Bund, das haben wir auch so aus Sicht der Län-
derfinanzminister über A und B einhellig formuliert,
das ist nicht der richtige Weg.

(Beifall bei der SPD)

Es macht aber deutlich, dass sich wegen dieser Bun-
desauswirkungen von Bundesentscheidungen natür-
lich ein Haushalt, insbesondere der Haushalt des
kleinsten Bundeslandes, kaum berechnen und kal-
kulierbar fahren lässt. Das macht unsere Situation
nochmals umso schwieriger.

Ich möchte an dieser Stelle auch einen Punkt an-
sprechen, der etwas mit der Wahrnehmung von außen
zu tun hat. Wir müssen, das ist eben auch schon an-
gesprochen worden, unsere Situation zwar mit eige-
nen Mitteln, mit einem ganz nachhaltigen Eigenbei-
trag, aber auch mit Hilfe von außen bewerkstelligen.
Die erste Gelegenheit, darüber zu sprechen, wird Ende
Juni der Finanzplanungsrat sein. Das ist schon bald.
Dort werden wir unsere Erfolge oder unsere Ergeb-
nisse vortragen müssen. Herr Perschau kennt es aus
den vergangenen Jahren. Diesmal ist es aber etwas
Besonderes, weil wir einen Abschlussbericht vorle-
gen müssen. Das ist nicht nur eine Ex-post-Betrach-
tung, sondern es ist eine Betrachtung nach vorn. Wir
müssen dem Bund und den dort vertretenen Län-
derkollegen deutlich machen, wohin Bremen gehen
wird. Es ist auch da deutlich, dass das, was hier in
Bremen geschehen ist, nicht immer so wahrgenom-
men wird. Das Engagement unserer Wirtschaft, der
erfolgreich eingeleitete, aber sicher nicht zu Ende
gebrachte Strukturwandel, auch das Engagement des
öffentlichen Dienstes, der mit einem schmerzhaften
Sparbeitrag im Wesentlichen auch zur Sanierung
beiträgt, das ist außen nicht immer so deutlich an-
gekommen. Wir sehen es an Artikeln, wie sie in der
„FAZ“ erscheinen, wir sehen es an Stellungnahmen
von  Wirtschaftslobbyisten  wie  einem  Herrn  Hans-
Olaf Henkel.

Ich sage, wir müssen aufpassen, dass wir das, was
wir hier in Bremen als Eigenbeitrag leisten müssen,
auch leisten. Meine Sorge ist, dass wir hier jetzt mit
Blick auf den Bundestagswahlkampf möglicherweise
den Pfad verlassen und dass wir uns nicht mehr strin-
gent auf dem Pfad bewegen, den der Koalitionsaus-
schuss und auch der Senat beschlossen haben, näm-
lich dem Orientierungsrahmen für die kommenden
Haushaltsjahre. Das würde bedeuten, dass wir in eine
zusätzliche Verschuldungsspirale gehen.

Wir haben soeben sehr viel über Investitionen ge-
sprochen. Herr Köhler, ich teile da nicht unbedingt
Ihre Auffassung. Die zentrale Frage des Landes ist
die Verschuldung, die exorbitante Verschuldung. Das
ist die zentrale Frage des Landes. Es ist nicht mehr
so sehr die Frage, ob wir den noch unbestreitbaren
Rückstand bei Investitionen jetzt zeitgleich aufholen,
sondern wir müssen uns der Verschuldung stellen.
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Es wird sich dann entscheiden, ob der Herr Henkel
Recht hat, wenn er uns als Operettenstaat charakte-
risiert, oder ob wir es mit dem Bundespräsidenten
Horst Köhler halten können, der bei seinem letzten
Besuch ganz klar gesagt hat, Bremen hat eine Chance.
Er sagte, Bremen könne seine Probleme lösen, aber
er sagte auch gleichzeitig, es müsse dann der Wille
zur Eigenverantwortung und Selbsthilfe in Bremen
auch deutlich werden. Das hat Bremen in der Ver-
gangenheit immer ausgezeichnet. Ich bin auch der
festen Auffassung, dass wir es langfristig schaffen
werden.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, wir befinden uns un-
abhängig vom Nachtragshaushalt bereits mitten im
Haushaltsaufstellungsverfahren 2006 und 2007. Die
Beteiligungen der Fachdeputationen stehen bevor.
Der Senat wird sich deshalb sehr kurzfristig mit der
Frage befassen, wie mit diesen prognostizierten Ein-
nahmeausfällen umzugehen sein wird. Wir sagen aber
schon an dieser Stelle, wir halten auch an unserem
Terminplan fest, das bedeutet, dass wir am 4. Okto-
ber die Haushaltsentwürfe 2006/2007 beschließen und
sie der Bürgerschaft zur ersten Lesung zuleiten wol-
len.

Abschließend möchte ich mich an dieser Stelle
nochmals  ausdrücklich  bei  allen  Mitgliedern  des
Haushalts- und Finanzausschusses bedanken. Sie
haben uns sehr kritisch, konstruktiv und auch kon-
trovers begleitet. Ich nehme das wie meine Mitarbei-
ter immer sehr gern auf, das ist fruchtbar, bringt uns
nach vorn. Wir müssen nicht immer in jedem Punkt
einer Meinung sein. Es kommt am Ende auf das Ge-
samtergebnis an. Ich bedanke mich auch ausdrück-
lich bei den Mitarbeitern meiner Verwaltung, die sehr
engagiert und nachdrücklich, auch immer unter Zeit-
druck, in diesem Verfahren mitgewirkt haben, vie-
len Dank! – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Wir kommen zu den Abstimmungen.

Zuerst lasse ich gemäß Paragraph 51 Absatz 1 un-
serer Geschäftsordnung über den Antrag des Abge-
ordneten Wedler, FDP, auf Aussetzung der Beschluss-
fassung  über  den  Nachtragshaushalt,  Drucksache
16/626, abstimmen.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Wedler, FDP,
mit der Drucksachen-Nummer 16/626 seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Da der Antrag auf Aussetzung abgelehnt worden
ist, kommen wir jetzt zur Beschlussfassung in der
Sache.

Jetzt lasse ich über das Nachtragshaushaltsgesetz
der Freien Hansestadt Bremen für das Haushaltsjahr
2005 in zweiter Lesung abstimmen.

Wer das Nachtragshaushaltsgesetz der Freien Han-
sestadt Bremen für das Jahr 2005, Drucksache 16/571,
in zweiter Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen  Bündnis  90/Die  Grünen,  Abg.
T i t t m a n n  [DVU] und Abg. W e d l e r

[FDP])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Nachtragshaushaltsgesetz in zweiter Lesung.

Jetzt lasse ich über den Nachtragshaushalt 2005
abstimmen.

Wer dem Nachtragshaushaltsplan der Freien Han-
sestadt Bremen für das Haushaltsjahr 2005 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen  Bündnis  90/Die  Grünen,  Abg.
T i t t m a n n  [DVU] und Abg. W e d l e r

[FDP])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Nachtragshaushaltsplan 2005 zu.

Nun lasse ich über den Nachtragshaushalt für den
Produktgruppenhaushalt für das Jahr 2005 abstim-
men.

Wer dem Nachtragshaushalt für den Produktgrup-
penhaushalt der Freien Hansestadt Bremen für das
Haushaltsjahr 2005 seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)
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Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen  Bündnis  90/Die  Grünen,  Abg.
T i t t m a n n  [DVU] und Abg. W e d l e r

[FDP])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Nachtragshaushalt für den Produktgruppenhaus-
halt für das Jahr 2005 zu.

Jetzt  lasse  ich  über  den  Antrag  des  staatlichen
Haushalts- und Finanzausschusses abstimmen. Da der
Punkt sechs des Antrags durch Beschlussfassung der
Drucksache  16/571  erledigt  ist,  lasse  ich  über  die
Punkte eins bis fünf des Antrags abstimmen.

Hier ist getrennte Abstimmung beantragt worden.
Zuerst lasse ich über die Punkte eins, zwei und fünf
abstimmen.

Wer den Punkten eins, zwei und fünf des Antrags
des  staatlichen  Haushalts-  und  Finanzausschusses
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Bündnis 90/Die
Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU] und
Abg. W e d l e r  [FDP])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
den Punkten eins, zwei und fünf des Antrags zu.

Jetzt lasse ich über die Punkte drei und vier des
Antrags abstimmen.

Wer den Punkten drei und vier des Antrags des
staatlichen Haushalts- und Finanzausschusses seine
Zustimmung  geben  möchte,  den  bitte  ich  um  das
Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen  Bündnis  90/Die  Grünen,  Abg.
T i t t m a n n  [DVU] und Abg. W e d l e r

[FDP])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
diesen beiden Punkten zu.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des staatlichen Haushalts- und Finanz-
ausschusses, Drucksache 16/625, Kenntnis.

Gesetz zur Änderung der Landesverfassung (Mit-
wirkungsrechte der Bürgerschaft stärken)

Antrag des nichtständigen Ausschusses ge-
mäß Artikel 125 der Landesverfassung

vom 11. April 2005
(Drucksache 16/582)

3. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) hat das Gesetz zur Än-
derung der Landesverfassung der Freien Hansestadt
Bremen in ihrer 38. Sitzung am 20. April 2005 in zwei-
ter Lesung beschlossen.

Wir kommen jetzt zur dritten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Bevor wir zur Abstimmung kommen, möchte ich
noch auf Folgendes hinweisen: Gemäß Artikel 125
Absatz 3 der Landesverfassung kommt ein Beschluss
auf Abänderung der Verfassung außer durch Volks-
entscheid nur zustande, wenn die Bürgerschaft mit
der Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder zu-
stimmt.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung der Landesverfas-
sung, Drucksache 16/582, in dritter Lesung beschlie-
ßen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in dritter Lesung, und zwar mit der erfor-
derlichen Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglie-
der einstimmig.

Meine Damen und Herren, bevor wir in die Mit-
tagspause eintreten, möchte ich Ihnen mitteilen, dass
interfraktionell vereinbart worden ist, heute nach der
Mittagspause nach der Fragestunde den Tagesord-
nungspunkt 16, Jahresbericht des Petitionsausschus-
ses, aufzurufen. Besteht Einverständnis darüber?

Bevor wir jetzt in die Mittagspause eintreten, möchte
ich  Ihnen  mitteilen,  dass  der  Präsident  des  Se-
nats, Herr Bürgermeister Dr. Scherf, die Abgeordneten
dieses Hauses eingeladen hat, an der Verabschiedung
von Herrn Dr. Peter Gloystein und Amtseinführung
von Herrn Jörg Kastendiek im Kaminsaal des Bre-
mer Ratshauses heute Mittag teilzunehmen, also sofort
im Anschluss an diese Sitzung um 13.30 Uhr.

Wir treten in die Mittagspause ein bis 14.45 Uhr.

(Zurufe: 15 Uhr!)

Gut, dann setzen wir die Sitzung um 15 Uhr fort.

(Unterbrechung der Sitzung 13.14 Uhr)

*
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Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
15.01 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Die unterbrochene Sitzung
der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine Besuchergruppe der CDU aus Bremen-Nord
und eine Gruppe Studentinnen und Studenten aus
Weißrussland. Herzlich willkommen in unserem Hause!

(Beifall)

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen 13 frist- und formgerecht eingebrachte Anfra-
gen vor.

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Auswir-
kungen der Lkw-Maut auf das Straßennetz im Land
Bremen“. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten  Kasper,  Dr.  Sieling,  Böhrnsen  und
Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Kasper!

Abg. Kasper (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die Einführung der
Lkw-Maut und deren Auswirkungen auf das Straßen-
netz in Bremen und Bremerhaven?

Zweitens: Wie häufig und an welchen Strecken-
abschnitten werden Verkehrsverlagerungen kontrol-
liert?

Drittens: Welche Möglichkeiten zur Bekämpfung
der Ausweichverkehre stehen dem Senat zur Verfü-
gung beziehungsweise wird der Senat anwenden?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Eckhoff.

Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu den Fragen eins und zwei: Mit Blick auf die dem
Verkehrshaushalt der Bundesregierung zufließenden
Einnahmen, von denen auch die Länder profitieren,
begrüßt der Senat grundsätzlich die Einführung der
Maut für schwere Lkw über zwölf Tonnen. Um mög-
liche unerwünschte Verkehrsverlagerungen auf das
nachrangige Straßennetz abschätzen zu können, sind
Erhebungen zur Erfassung mautverdrängter Verkehre
sowohl auf den Bundesfernstraßen als auch auf den
kommunalen Straßen notwendig. Diese Erhebungen
werden insbesondere auf Straßen durchgeführt, die
auch im Fall der Sperrung von Autobahnabschnitten
als Umleitungsstrecken dienen oder die für den Lkw-
Verkehr eine wichtige Zubringerfunktion zum Auto-

bahnnetz besitzen. Hierzu zählen im Land Bremen
die B 6 in Bremerhaven, der Zubringer Überseestadt,
die Neuenlander Straße, die Osterholzer Heerstra-
ße, der Zubringer Vahr und die Bremerhavener Heer-
straße.

Die ersten Erhebungen für Bundesfernstraßen sind
für den Sommer 2005 außerhalb der Ferienzeit vor-
gesehen. Auf den kommunalen Straßen sollen die-
se Untersuchungen im Frühherbst 2005 durchgeführt
werden. Die Ergebnisse dieser Erhebungen sollen
kurzfristig ausgewertet und mit bereits vor Einfüh-
rung der Lkw-Maut erhobenen Daten verglichen wer-
den, um einen Vorher-Nachher-Vergleich zu ermög-
lichen.

Im Rahmen der Untersuchungen zum Lkw-Füh-
rungsnetz wurden in der Osterholzer Heerstraße im
Februar 2005 Verkehrszählungen durchgeführt.
Hierbei wurde ein leichter Anstieg des Lkw-Anteils
ab 3,5 Tonnen zulässigem Gesamtgewicht gegenü-
ber den Zählungen aus dem Jahre 2001 von damals
fünf Prozent auf aktuell 5,5 Prozent am Gesamtver-
kehr festgestellt. Dieser Anstieg ist auf strukturelle
Veränderungen im Bereich Daimler-Chrysler – Än-
derung der Logistikbeziehungen – und im Weserpark
zurückzuführen. Die Gesamtverkehrsbelastung hat
sich gegenüber 2001 leicht verringert.

Aufgrund zahlreicher Hinweise von Anwohnerin-
nen und Anwohnern der Bremerhavener Heerstra-
ße über einen Anstieg der Lkw-Verkehre seit Einfüh-
rung der Lkw-Maut hat der Senator für Bau, Umwelt
und Verkehr am 11. Mai 2005 Verkehrszählungen in
dieser Straße veranlasst. Erste Auswertungen der Er-
gebnisse werden Anfang Juni 2005 erwartet und sollen
in der zuständigen Fachdeputation für Bau und Ver-
kehr vorgestellt und beraten werden. Wir haben da
eine Sondersitzung, wie Sie sich erinnern.

Zu Frage drei: Sollten auf den in der Antwort zu
Fragen eins und zwei genannten Bundesstraßen Aus-
weichverkehre in nennenswertem Umfang festgestellt
werden, sieht das Autobahnmautgesetz vor, dass diese
Streckenabschnitte  in  die  Bemautung  einbezogen
werden können, sofern die Verkehrssicherheit dort
gefährdet ist.

Die Straßenverkehrsbehörde kann im nachgeord-
neten Straßennetz unter bestimmten Voraussetzun-
gen die Benutzung von Straßen oder Teilstrecken aus
Gründen der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs
beschränken oder verbieten. Bei solchen Maßnah-
men kann es sich beispielsweise um Geschwindig-
keitsbeschränkungen für Lkw, Nachtfahrverbote oder
Umleitungen auf geeignete Ausweichstrecken han-
deln. Auch sind Sperrungen für schwere Lkw zu prü-
fen. Dabei sind die Auswirkungen derartiger Anord-
nungen auf das benachbarte Straßennetz sowie auf
die Erreichbarkeit der Wirtschaftsbetriebe in beson-
derer Weise zu beachten.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie den Wunsch, eine
Zusatzfrage zu stellen? – Bitte sehr!
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Abg. Kasper (SPD): In der Antwort des Senats wird
erläutert, dass die Verkehrszählungen im Sommer
2005 außerhalb der Ferienzeit stattfinden sollen. Für
die kommunalen Straßen sollen die Zählungen im
Frühherbst 2005 stattfinden. Wäre es nicht sinnvol-
ler, die Termine zusammenzufassen und somit ver-
lässlichere Daten zu bekommen, um gegebenenfalls
auch temporäre Unterschiede und Einflüsse wie Bau-
stellen oder Unfälle auf Autobahnen zu berücksich-
tigen?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Ich glaube, so hat man mir das
zumindest erläutert, dass es sinnvoll ist, Daten, die
man vor der Bemautung hatte, als Vergleiche heran-
zuziehen. Deshalb sollte man schon die Monate wäh-
len, in denen man auch vor der Maut entsprechen-
de Daten erhoben hat, um dann die Vergleichbarkeit
nach  Möglichkeit  zu  gewährleisten.  Aus  diesem
Grund kommt es zu unterschiedlichen Zählungen,
aber ich nehme Ihre Frage gern noch einmal mit, wer-
de sie an die Experten weiterleiten, vielleicht kön-
nen wir das dann noch einmal in der Deputation am
9. Juni 2005 besprechen.

Vizepräsident Ravens: Möchten Sie eine weitere
Zusatzfrage stellen? – Bitte sehr!

Abg. Kasper (SPD): Aus dem Protokoll der Verkehrs-
ministerkonferenz Anfang April in Berlin ist ein Be-
schluss bekannt. Darin wird die Bundesregierung
aufgefordert, alle Vorkehrungen zu treffen, um er-
kannten Verkehrsverlagerungen entgegenzuwirken.
Dies bezieht sich aber auf Bundesstraßen, Bundes-
fernstraßen, Autobahnen et cetera. Ist der Senat auch
vorbereitet, oder sind Vorbereitungen getroffen, um
Verkehrsverlagerungen auf kommunale Straßen ge-
nauso zu untersuchen beziehungsweise dem entge-
genzuwirken?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Klar sind wir das, wir sind ja sogar
im Vorfeld schon angetreten und haben gesagt, wir
wollen im Endeffekt die Lkw-Verkehre auch im in-
nerstädtischen Beziehungsgeflecht auf die Straßen
bringen, die dafür geeignet sind. Aus diesem Grund
haben wir uns bereits im Sommer oder Spätsommer
des letzten Jahres daran gemacht, um Vorschläge zu
erarbeiten,  die  das  Lkw-Führungsnetz  tatsächlich
auch  verändern.  Daran  sehen  Sie,  dass  wir  dieses
Thema Lkw-Verkehre in der Stadt, egal ob sie Be-
ziehungswege in der Stadt haben, ob sie verdrängt
sind jetzt durch die Autobahnmaut, einer besonde-
ren Beachtung tatsächlich auch unterziehen, dass uns
die Anwohner, die von diesen Verkehren betroffen
sind, am Herzen liegen, aber dass wir natürlich auch
eine Abwägung haben müssen. Gerade im Bremer

Osten sind diese Verkehre häufig wichtige Zuliefer-
verkehre zum größten Arbeitgeber unseres Bundes-
landes.

Dies  ist  ein  permanenter  Abwägungsprozess,  in
dem wir uns befinden, aber wir sind vorbereitet auf
diese Situation, wir sind auch vorbereitet auf die Ver-
änderungen durch die Maut, deshalb haben wir ja
schon  vor  der  Maut  Erhebungen,  auch  Zählungen
durchgeführt. Das müssen wir dann vergleichen. Es
muss sich einspielen. Es gab ja in den ersten zwei,
drei Monaten eine richtige Hysterie, in manchen Ge-
bieten wahrscheinlich sogar zu Recht, was die Aus-
wirkungen der Maut betrifft. Nun geht die Diskus-
sion im Moment wieder etwas zurück, aber trotzdem
gibt es an verschiedensten Stellen Ängste, die wir auch
ernst nehmen.

Deshalb kann man die Schlussfolgerungen durch
diese Veränderungen der Verkehrsbeziehungen jetzt
nicht übers Knie brechen. Aber wir sind sehr wohl
genauestens darauf vorbereitet und haben deshalb
unsererseits im Herbst des letzten Jahres auch schon
Vorschläge gemacht, wie wir Lkw-Verkehre konzen-
trieren wollen.

Vizepräsident Ravens: Möchten Sie eine weitere
Zusatzfrage stellen? – Bitte sehr!

Abg. Kasper (SPD): Eine kurze letzte Zusatzfrage!
Sie hatten es angesprochen, Herr Senator, in der vor-
liegenden Fassung des Lkw-Führungsnetzes werden
jetzt schon Festlegungen getroffen. Diese Festlegun-
gen könnten aber bei mautverdrängten Verkehren
dem genau entgegenstehen, indem wir nämlich sa-
gen, innerhalb des Lkw-Führungsnetzes sind keine
Beschränkungen möglich, so sagt es die Vorlage. Wür-
den wir dann nicht, wenn wir nachbessern müssten,
schon jetzt mit dem Lkw-Führungsnetz Festlegungen
treffen und könnten dann da nicht mehr heraus, um
dem mautverdrängten Verkehr entgegenzuwirken?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Ich sehe diesen Widerspruch nicht,
Herr Kasper, aber das waren Vorschläge, zu denen
wir Sie auch eingeladen haben und die wir den Frak-
tionen zugeleitet haben mit der Bitte, Veränderungs-
vorschläge zu machen. Wenn Sie an einer einzelnen
oder auch an zwei Stellen unserer Vorschläge eine
solche Gefahr sehen, müssen wir das konstruktiv in
der Baudeputation oder in der Vorbereitung der Bau-
deputation besprechen. Für uns nehme ich nicht in
Anspruch, dass wir das alles wissen, dass das alles
richtig ist.

Wir haben nach unserer Vorstellung Vorschläge
gemacht, die davon geleitet sind, im Endeffekt erstens
die Innenstadt vom Durchgangs-Lkw-Verkehr zu be-
freien und zweitens in den übrigen Stadtgebieten die
Lkw-Verkehre quasi auf die Hauptrouten auch zu brin-
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gen. Dass man im Nachhinein immer klüger wird oder
dass es jetzt Veränderungen gibt, es ist auch schon
wieder ein dreiviertel Jahr her, die eine Nachbesse-
rung nötig machen nach Ihrer Auffassung, dies können
wir gern offen diskutieren, wenn es im Sinne der Be-
wohnerinnen und Bewohner unseres Bundeslandes
ist.

Vizepräsident Ravens: Möchten Sie eine weitere
Zusatzfrage stellen? – Bitte sehr!

Abg. Kasper (SPD):  Dann bedanke ich mich für
die Antwort und lege sehr viel Wert auf Ihre Bemer-
kung, dass Sie gesagt haben, wir wollen das konstruk-
tiv besprechen.

Vizepräsident Ravens: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor.

Die zweite Anfrage bezieht sich auf zusätzliche
Polizeibeamtinnen und -beamte mit Migrantenhin-
tergrund. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten Gerling, Kastendiek und Fraktion der
CDU.

Bitte, Herr Kollege Knäpper!

Abg. Knäpper (CDU): Der Kollege Gerling ist ver-
hindert, und ich werde ihn vertreten.

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele eingebürgerte Personen mit Mi-
grantenhintergrund nehmen als Polizeibeamtinnen
und -beamte ihren Dienst im Lande Bremen wahr?

Zweitens: Mit welcher Zielsetzung wurden Polizei-
anwärterinnen und -anwärter mit Migrantenhinter-
grund eingestellt?

Drittens: Welche Möglichkeit sieht der Senat, die
Anzahl von Polizeibeamtinnen und -beamten mit Mi-
grantenhintergrund zu erhöhen?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Bürgermeister Röwekamp.

Bürgermeister Röwekamp: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Für den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Im Land Bremen versehen 29 Poli-
zeivollzugsbeamtinnen und -beamte mit einer be-
kannten ausländischen Herkunft ihren Dienst. Davon
sind zehn Beamtinnen und Beamte bei der Polizei
Bremen und fünf bei der Ortspolizeibehörde Bremer-
haven eingesetzt. 14 Polizeibeamtinnen und -beamte
mit Migrationshintergrund befinden sich zurzeit in
einem Studium zur Ausbildung. Diese Zahl der Mi-
grantinnen und Migranten in der polizeilichen Aus-
bildung ist eine positive Tendenz, um weitere Per-
sonen mit Migrationshintergrund für die Polizeibe-
hörden des Landes Bremen zu gewinnen.

Zu Frage zwei: Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amte mit ausländischer Herkunft beziehungsweise
Migrationshintergrund werden eingestellt, um ihre
Kenntnisse der Mentalitäten sowie der Sprachen und
der Lebensweisen anderer Kulturkreise für alle Be-
reiche der polizeilichen Aufgabenerledigung zu nut-
zen. Zudem kann von einer Polizeibeamtin oder ei-
nem Polizeibeamten mit Migrationshintergrund gleich-
zeitig ein positives Signal zur Integration von Perso-
nen mit Migrationshintergründen in unsere Gesell-
schaft ausgehen.

Zu Frage drei: Um gezielt weitere Personen mit
Migrationshintergrund für den Polizeiberuf zu gewin-
nen, ist die Einstellungsstelle der Polizei bei den
Veranstaltungen der Beratungsstelle zur Qualifizie-
rung ausländischer Nachwuchskräfte sowie bei den
türkischen Kulturtagen vertreten. Ergänzend ist durch
die Polizei ein Programm zur Einstellungsförderung
von Migrantinnen und Migranten aus dem Europä-
ischen Sozialfonds vorgesehen.

Des Weiteren wird in Zusammenarbeit mit dem
Bildungszentrum der Wirtschaft im Unterwesergebiet
e. V. ein Förderprogramm entwickelt, das Migran-
tinnen und Migranten eine verbesserte Ausgangs-
lage bei den Bewerbungen für den Polizeivollzugs-
dienst oder die privaten Sicherheitsunternehmen im
Unterwesergebiet ermöglichen soll. – Soweit die Ant-
wort des Senats!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie den Wunsch, eine
Zusatzfrage zu stellen?

(Abg. K n ä p p e r  [CDU]: Nein, danke!)

Vielen Dank, Herr Bürgermeister!

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Zukunftsper-
spektiven für die ZVS“. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Frau Dr. Spieß, Kasten-
diek und Fraktion der CDU.

Ich bitte Frau Dr. Spieß, die Anfrage vorzutragen!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie stellen sich derzeit die Verhandlun-
gen auf Bundesebene über die Zukunft der Zentral-
stelle zur Vergabe von Studienplätzen, ZVS, dar?

Zweitens: Welche Alternativen in Bezug auf die ZVS
sind zwischen den Bundesländern in der Diskussion?

Drittens: Welche Position bezieht der Senat in den
Verhandlungen über die Zukunft der ZVS?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:
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Zu Frage eins: Die von der Kultusministerkonfe-
renz im Dezember 2004 eingesetzte Amtschef-Arbeits-
gruppe zur Weiterentwicklung der ZVS zu einer Ser-
viceagentur hat eine Referentenarbeitsgruppe beauf-
tragt, die Mitte Juli erste Ergebnisse vorlegen soll.
Allgemein besteht Einigkeit, dass die ZVS nicht auf-
gelöst werden und ein neuer Staatsvertrag abgeschlos-
sen werden soll. Mittelfristig wollen alle Bundesländer
eine  Aufgabenverlagerung  bei  der  ZVS  erreichen.
Die ZVS soll keine Studienplätze mehr direkt verge-
ben, sondern umfängliche Serviceleistungen für die
Hochschulen bei der Hochschulzulassung anbieten.

Zu Frage zwei: Über die Umstrukturierung der ZVS
in dem oben skizzierten Sinne gibt es einen breiten
Konsens der Länder. In der Diskussion sind noch der
Umfang der Serviceaufgaben, die Kostenpflichtigkeit
der Dienstleistungen der ZVS für die Hochschulen
sowie die Überführung der ZVS in eine privatrecht-
liche Rechtsform.

Zu Frage drei: Der Senat begrüßt die beabsichtig-
te Umstrukturierung der ZVS und die damit verbun-
dene Aufgabenverlagerung. Die Nutzung der vorhan-
denen  Kompetenz  der  ZVS  zur  Abwicklung  der
Hochschulzulassung bei gleichzeitiger Verlagerung
der Entscheidungskompetenz auf die Hochschulen
ist sinnvoll und zeitgemäß. – Soweit die Antwort des
Senats!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine Zusatzfra-
ge? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Es ist sehr zu begrü-
ßen, dass die Struktur der ZVS dann in eine Service-
leistungs-GmbH  umgegliedert  werden  soll.  Meine
Frage ist, Sie sagten, Mitte Juni gebe es gegebe-
nenfalls erste Ergebnisse: Ist es möglich, Herr Sena-
tor, dass Sie uns diese dann in der Deputation berich-
ten können?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ja, das ist selbstverständlich!

(Abg. Frau D r .  S p i e ß  [CDU]: Danke!)

Vizepräsident Ravens: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor.

Die vierte Anfrage betrifft Lehrerinnen und Leh-
rer mit Haupt-/Realschulausbildung in der gymna-
sialen Oberstufe. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Rohmeyer, Kastendiek und Frak-
tion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Rohmeyer!

Abg. Rohmeyer (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie viele Lehrerinnen und Lehrer unterrichten mit
welcher Stundenzahl in der gymnasialen Oberstufe
in den Schulen im Lande Bremen?

Wie viele der dort unterrichtenden Lehrerinnen und
Lehrer haben ursprünglich eine Haupt-/Realschulaus-
bildung, und wie viele Lehrerinnen und Lehrer mit
einer Ausbildung für die gymnasiale Oberstufe un-
terrichten ausschließlich in der Sekundarschule?

Wie wurden die Haupt- und Realschullehrerinnen
und -lehrer qualifiziert, um in der gymnasialen Ober-
stufe unterrichten zu können?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage eins: Im Schuljahr 2004/2005 unterrich-
ten  in  der  gymnasialen  Oberstufe  der  öffentlichen
Schulen im Lande Bremen 433 Lehrerinnen mit 4546
Wochenstunden und 651 Lehrer mit 8232 Wochen-
stunden.

Zu Frage zwei: In den gymnasialen Oberstufen der
öffentlichen Schulen der Stadtgemeinden Bremen und
Bremerhaven gibt es jeweils zwei Lehrkräfte mit der
Lehramtsqualifikation für Grund-, Haupt- und Real-
schulen. Mit einer Lehramtsqualifikation für die gym-
nasiale Oberstufe unterrichten ausschließlich in der
Sekundarstufe I in den öffentlichen Schulen im Lan-
de Bremen 629 Lehrkräfte.

Zu Frage drei: Bei den genannten vier Lehrkräften
mit einer Lehramtsqualifikation für Grund-, Haupt-
und Realschulen, die in gymnasialen Oberstufen un-
terrichten, handelt es sich um Lehrkräfte, bei denen
aufgrund ihrer individuellen Qualifikationen davon
ausgegangen wurde, dass sie für einen Einsatz in der
gymnasialen Oberstufe geeignet sind. Der langjäh-
rige Einsatz in dieser Schulstufe hat diese Einschät-
zung jeweils bestätigt. – Soweit die Antwort des Se-
nats!

Vizepräsident Ravens: Möchten Sie eine Zusatz-
frage stellen? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Senator, in der Fra-
ge zwei haben wir nach den Lehrerinnen und Leh-
rern gefragt, die ausschließlich in der Sekundarschule
unterrichten. In Ihrer Antwort sprachen Sie von der
Sekundarstufe I. Ich gehe davon aus, dass Sie es auch
gerade bemerkt haben, dass es hier einen Fehler in
der Beantwortung gibt. Ist Ihnen die Antwort auf die
Frage, die wir gestellt haben, auch gegenwärtig, oder
könnten Sie diese Antwort zumindest in der Depu-
tation nachreichen?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Nein, mir ist ausdrücklich erläu-
tert worden, dass hier möglicherweise eine Missin-
terpretation vorliegt oder wir davon ausgegangen sind,
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dass Sie die Sekundarstufe I meinen und nicht die
Sekundarschule, weil die im Schuljahr 2004/2005 le-
diglich in der Jahrgangsstufe fünf besteht. Wenn sich
das aber auf diesen einen Jahrgang bezieht, dann will
ich gern die Beantwortung in der Deputation nach-
reichen.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Wir haben bewusst nach
der Sekundarschule und der darin zusammengefass-
ten Haupt- und Realschule gefragt und nicht nach
der Sekundarstufe I. Von daher würde ich bitten, das
nachzureichen. Ich habe noch eine Frage für zukünf-
tige Fälle, zugegebenermaßen die „Stückzahl“ vier
ist nicht mehr exorbitant: Wer würde in Zukunft be-
urteilen,  ob  ein  Lehrer  qualifiziert  ist  bei  Grund-,
Haupt- oder Realschulausbildung, um in der gym-
nasialen Oberstufe zu unterrichten?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ich habe das bei den vier Fällen,
weil das wirklich eine verschwindend geringe Zahl
ist, einzeln überprüfen lassen, wie das zustande ge-
kommen ist. Hier ist es offensichtlich bei Mangelfä-
chern  so  gewesen,  dass  die  jeweils  zuständigen
Oberschulräte – das geht übrigens 20 Jahre und länger
zurück – irgendwann einmal gesagt haben, wenn der
aufgrund seiner Qualifikation, das war in diesem Fall
Englisch, als native speaker die Qualifikation hat, au-
ßerdem ausgebildeter Lehrer ist und dort ein entspre-
chender Mangel ist, dann geben wir die Genehmi-
gung dafür aus. Dann hat sich das offensichtlich in
den gymnasialen Oberstufen zur Zufriedenheit der
Schulen so bewährt, dass diese vier Kollegen dann
dort auch länger gewesen sind. Ich denke, das war
nicht zum Schaden der Schülerinnen und Schüler.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben demnächst allerdings vor, das noch ein-
mal grundsätzlich zu überprüfen und einen Teil der
Verantwortung, die bei uns in der Behörde ist, auch
im Sinne des neuen Schulgesetzes, Schulverwaltungs-
gesetzes in die Verantwortung der Schulen zu geben,
damit nicht irgendwann wieder festgestellt wird, dass
wir hier eine Genehmigungsfrist längst überschrit-
ten haben. Bei einem der Fälle lief sie 1981 aus. Das
ist natürlich sehr verwunderlich, wenn man dann 2005
bei einer Anfrage in der Fragestunde hier feststellt,
dass eigentlich die Genehmigung im Jahr 1981, wenn
ich das hier richtig zitiere, wieder erneuert hätte wer-
den müssen.

Wir wollen das eigentlich, das macht die Abteilungs-
leiterin zwei bei uns, einmal auf den Prüfstand neh-
men und versuchen, solche Dinge von den Schulen
in Eigenverantwortung erledigen zu lassen. Selbst-

verständlich wird das aber vorher die Deputation pas-
sieren müssen.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Vielen Dank!)

Vizepräsident Ravens: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor.

Die fünfte Anfrage bezieht sich auf Bremens Fi-
nanzämter im Vergleich. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Frau Wiedemeyer, Böhrn-
sen und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Kollegin Wiedemeyer!

Abg. Frau Wiedemeyer (SPD): Wir fragen den Se-
nat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die Studie von
„impulse“ zur „Schärfe deutscher Finanzämter“ von
Anfang 2005?

Zweitens: Wodurch erklärt sich das erheblich un-
terschiedliche Abschneiden der einzelnen Finanzäm-
ter im Lande Bremen insgesamt und bezogen auf die
fünf abgefragten Komplexe?

Drittens: Was wird der Senat unternehmen, damit
auch unter dem Gesichtspunkt der Steuerehrlichkeit
und der Steuergerechtigkeit einheitliche Kriterien in
den Finanzämtern Bremens für den Umgang mit den
Steuerpflichtigen angewandt werden?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Dr. Nußbaum.

Senator Dr. Nußbaum: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Die Zeitschrift „impulse“ berichtete in ihrer Aus-
gabe von April 2005 über eine bundesweite Befra-
gung von jeweils fünf Steuerberatern pro Finanzamt
zu deren Erfahrungen mit dem örtlichen Finanzamt
zu Themen wie Steuererklärung, Betriebsprüfung
oder Kapitalerträge. Die Ergebnisse der Befragung
wurden finanzamtsbezogen in eine Reihenfolge ge-
bracht und sollen eine Aussage zur Nachgiebigkeit
beziehungsweise Kompromisslosigkeit der Finanz-
ämter ergeben. Je niedriger die Testpunktzahl war,
desto wirtschaftsfreundlicher wurde das bewertete
Finanzamt eingestuft.

Zu Frage eins: Nach dem Ergebnis der „Studie“
belegt das Land Bremen im bundesweiten Ranking
einen dreizehnten Platz. Nach den Wertmaßstäben
der Untersuchung wird damit den bremischen Finanz-
ämtern bescheinigt, dass sie pragmatisch mit den
Unternehmen in Bremen umgehen.

Dieses Urteil der befragten bremischen Steuerbe-
rater ist nicht überraschend, zumal eine im Jahre 2003
von der Finanzverwaltung bei den im Lande Bremen
ansässigen Steuerberatern durchgeführte Kunden-
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befragung die Zufriedenheit der bremischen steuer-
beratenden Berufe mit den Finanzämtern im Lande
Bremen belegt hat. Trotz der nicht gerade beliebten
Tätigkeit der Eingriffsverwaltung und einer im Bun-
desvergleich zeitnahen Betriebsprüfungsdichte ge-
nießt die Arbeitsfähigkeit der bremischen Finanzämter
bei den Unternehmen einen den Umständen entspre-
chenden guten Ruf.

Zu Frage zwei: Auch in den Einzelergebnissen der
stadtbremischen  Finanzämter  ergeben  sich  keine
gravierenden Unterschiede. Lediglich das Finanzamt
Bremerhaven wird nach dem Ergebnis der Studie auf
einem Platz unter den ersten hundert geführt. Nach
den Ergebnissen von internen Geschäftsprüfungen
und nach dem Umfrageergebnis des Jahres 2003 kann
dieses Ergebnis nicht nachvollzogen werden. Das Fi-
nanzamt Bremerhaven liefert nach den Controlling-
maßstäben keine signifikant anderen Arbeitsergeb-
nisse ab als die übrigen Finanzämter im Lande Bre-
men. Die der so genannten Studie von „impulse“
zugrunde liegenden Antworten von lediglich fünf
Steuerberatern pro Finanzamt beinhalten keine aus-
reichende statistische Absicherung des Ergebnisses.
An der vertieften Befragung der bremischen Steu-
erberater im Jahre 2003 haben insgesamt 90 Steu-
erberater teilgenommen, davon allein 32 aus dem Be-
reich des Finanzamts Bremerhaven.

Zu Frage drei: Die wenig aussagekräftige „Studie“
der Zeitschrift „impulse“ bietet keinen Anlass für eine
Korrektur der bisher in der bremischen Steuerverwal-
tung angewandten Controllingmaßstäbe. Die Finanz-
ämter im Lande Bremen arbeiten seit fünf Jahren nach
jährlich neu definierten Zielvereinbarungen, die eine
Gewähr dafür bieten, dass den Grundsätzen der Steu-
erehrlichkeit und der Steuergerechtigkeit im Lande
Bremen nach einheitlichen Kriterien Aufmerksam-
keit gewidmet wird. – Soweit die Antwort des Senats!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine Zusatzfra-
ge? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Herr Senator, Sie haben
in Ihrer Antwort auf Frage eins ausgeführt, dass prag-
matisch mit Unternehmern in Bremen umgegangen
wird. Was bedeutet in diesem Zusammenhang der
Begriff pragmatisch?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das ist der Begriff, der in
der Studie verwendet worden ist. Wir gehen davon
aus und verstehen diesen Begriff so, dass wir mit den
Steuerpflichtigen und ihren Beratern, die ja oftmals
anstelle des Steuerpflichtigen mit dem Finanzamt in
Kontakt treten, ziel- und kundenorientiert umgehen,
also umgangssprachlich gemeint, dass wir mit ihnen
bürgernah und vernünftig umgehen. Das verstehen
wir unter pragmatisch.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Also mehr die Umgangs-
weise, der Umgangston?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das ist die Umgangsweise,
die Umgangsart, es ist ja auch eine Frage, ob sie ser-
viceorientiert da herangehen, den Steuerpflichtigen
nicht nur als Objekt betrachten, sondern auch als
Subjekt, der sich natürlich einer Eingriffsverwaltung
gegenüber sieht, die er mit Sicherheit nicht unbedingt
mag, weil er möglicherweise etwas abliefern muss.
Das geht mir genauso wie Ihnen, aber es ist immer
eine Frage des Tons, des Umgangs, des Erklärens,
des Mitnehmens, um dann gemeinsam, hoffentlich für
beide Seiten, zu einem akzeptablen und  befriedigen-
den Ergebnis zu kommen.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Ich war über dieses Ran-
kingsystem in dieser Zeitschrift etwas irritiert, und
da ist mir die Frage gekommen: Es gibt in allen Be-
rufen Menschen, die qualifiziert oder weniger qua-
lifiziert sind, was halten Sie denn von einem ähnli-
chen Rankingsystem bezogen auf Steuerberater und
Steuerberaterinnen?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator  Dr.  Nußbaum:  Sie  meinen,  ob  wir  ein
Rankingsystem machen sollen über die Steuerbera-
ter oder ob Steuerberater ein Rankingsystem bei den
Finanzämtern einrichten sollen? Der Wege nach oben
sind viele, aber wie das so mit den Noten ist, halte
ich das für etwas problematisch!

Vizepräsident Ravens: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Ich habe das auch als
problematisch empfunden, aber ich fand das ganze
Verfahren etwas erstaunlich, und darum auch mei-
ne nächste Frage: Welchen Wert hat denn Ihres Er-
achtens diese ganze Untersuchung dieser Zeitschrift
gehabt? Ist das sinnvoll, ist das vernünftig, war das
klug, bringt das etwas?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Sie haben da sicherlich der
etwas zurückhaltenden Antwort des Senats, die wir
natürlich so formuliert haben, entnehmen können,
dass wir die so genannte Studie als problematisch
erachten in der Aussage. Wenn sich fünf Steuerbe-
rater relativ willkürlich zur so genannten Qualität von
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Finanzämtern äußern, dann haben sie eine Meinung,
die äußern sie dann in dem Moment, aber ob das re-
präsentativ ist für die Qualität der Finanzämter?

Ich möchte da auch ausdrücklich meine Mitarbei-
ter, meine Kollegen verteidigen, die sich wirklich
bemühen trotz der Personalsituation, die wir alle
kennen, die wir auch ausführlich diskutieren, trotz
der Probleme, dass der Bundesgesetzgeber/Steuer-
gesetzgeber  die  Mitarbeiter  immer  wieder  bean-
sprucht, indem er sie mit einer Fülle von Informatio-
nen überschüttet, die neu bearbeitet werden müssen.
Ich bin der festen Auffassung, dass sich dort jeder,
auch in Bremerhaven, bemüht, freundlich und kun-
denorientiert zu sein; dass sie es deshalb trotzdem
nicht allen recht machen können, ist klar.

Die Aussage ist für mich nicht repräsentativ, ich
würde trotzdem davon absehen wollen, hier in eine
Presseschelte  einzutreten.  Eines  habe  ich  gelernt:
Man soll die Presse nicht schelten, das käme nicht
gut an, und deshalb verkneife ich mir da auch eine
Aussage.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Manfred Oppermann (SPD): Herr Senator, Sie
führten in Ihrer Antwort auf Frage drei aus, dass die
Zielvereinbarung  für  die  Finanzämter  die  Gewähr
bietet, dass der Steuergerechtigkeit Aufmerksamkeit
gewidmet wird. Wie erklären Sie sich dann aber die
Ausführungen  des  Rechnungshofs  Bremen  unter
anderem über fehlende Beachtungen der Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs und über weitere Feh-
ler bei der Steuerfestsetzung?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

 Senator Dr. Nußbaum: Dazu habe ich eine klare
Auffassung. Ich habe diese auch schon auf bundes-
politischer Ebene eingebracht: Solange es uns nicht
gelingt, nicht nur das materielle Steuerrecht zu ver-
ändern, zu vereinfachen, sondern auch die Steuer-
verfahren der Erhebung und Festsetzung wirklich
dramatisch zu vereinfachen, wird es uns trotz Schu-
lungen und trotz allergrößter Bemühungen unserer
Mitarbeiter, die wirklich versuchen, hier einen her-
ausragenden und sehr guten Job zu machen, sicherlich
nicht gelingen, Fehler zu 100 Prozent auszuschalten.

Das ergibt sich aus der Komplexität der Materie.
Steuerrecht ist selbst für absolute Profis sehr schwierig.
Wir sehen das ja auch daran, dass wir uns im Land
Bremen immer wieder der fachlichen Dienste von
außen bedienen, auch für gutes Geld. Es ist eine
schwierige Materie, und deswegen bin ich der fes-
ten Auffassung, solange es uns nicht gelingt, das
Steuerrecht wirklich zu vereinfachen, wird es immer
wieder dazu kommen, dass die Rechnungshöfe in
ihren Berichten feststellen, dass wir den einen oder

anderen Fehler gemacht haben. Ich verwahre mich
aber ausdrücklich dagegen, das den Mitarbeitern an-
zulasten, sondern das hängt mit Sicherheit am Sys-
tem, wie wir heute in Deutschland Steuern festset-
zen und erheben.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage?

(Abg. Manfred O p p e r m a n n  [SPD]:
Nein, danke!)

Vielen Dank, Herr Senator!

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Bau der
A 22“. Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten Günthner, Böhrnsen und Fraktion der
SPD.

Bitte, Herr Kollege Günthner!

Abg. Günthner (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Wir fragen den Senat:

Erstens: Was unternimmt der Senat, um einen Bau
der A 22 positiv zu begleiten?

Zweitens: Wie nimmt der Senat Einfluss darauf, dass
die A 22 möglichst nah an Bremerhaven an die A 27
angeschlossen wird?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Eckhoff.

Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu  Frage  eins:  Bremen  unterstützt  die  Planung
durch sein Engagement im Rahmen der Regionalen
Arbeitsgemeinschaft Bremen-Niedersachsen, RAG.
Aus RAG-Mitteln wurden 300 000 Euro für die Pla-
nung zur Verfügung gestellt. Darüber hinaus ist Bre-
men in der interministeriellen Arbeitsgruppe zur Pla-
nung der A 22 aktiv beteiligt. Die Realisierung der
A 22 wird von Bremen engagiert unterstützt.

Niedersachsen strebt die Aufnahme der A 22 in die
Liste der Transeuropäischen Verkehrsnetze an. Derzeit
finden  intensive  Verhandlungen  zwischen  Nieder-
sachsen und der EU statt.

Zu Frage zwei: Für die Trassenführung der A 22
erfolgte im Rahmen der verkehrswirtschaftlichen Un-
tersuchung im Zusammenhang mit dem Bundesver-
kehrswegeplan 2003 eine Bewertung von mehreren
Varianten. Grundsätzlich wurden zwei Trassenkor-
ridore betrachtet: ein südlicher Trassenverlauf mit un-
terschiedlichen Führungen um den Raum Stade und
ein so genannter Nordkorridor. Der Nordkorridor be-
inhaltet einen Anschluss der A 22 an die vorhande-
ne A 27 in Langen-Debstedt nördlich von Bremerha-
ven, das heißt, die A 22 würde mit einem Versatz über
die A 27 bis Loxstedt-Stotel südlich von Bremerha-
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ven und im weiteren Verlauf an den Wesertunnel bei
Dedesdorf geführt werden.

Durch beide Varianten wird das Oberzentrum Bre-
merhaven mit den Häfen verkehrlich wesentlich bes-
ser angebunden, als das heute der Fall ist. Die un-
tersuchte Nordvariante der A 22 hat etwas geringe-
re Verkehrsbelastungszahlen als eine Führung im Süd-
korridor. Der reine Fahrweg ist für die Verbindung
Elbquerung bei Glückstadt zur Weser zwar fünf Ki-
lometer länger, dennoch ergibt sich, bedingt durch
die um zirka 130 Millionen Euro geringeren Baukos-
ten, ein höheres Nutzen-Kosten-Verhältnis von 4,2
für  die  Nordvariante  im  Vergleich  zu  3,9  für  die
Südvariante.

Eine endgültige Entscheidung über den Trassen-
verlauf wird im Linienbestimmungsverfahren getrof-
fen. Im Rahmen dieses Verfahrens werden sich Bre-
men und Bremerhaven darüber abstimmen, für wel-
che Trassierungsvariante sie sich einsetzen.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie den Wunsch ei-
ner Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Günthner (SPD): Stimmen Sie mir zu, Herr
Senator, dass auch vor dem Hintergrund der von Ihnen
genannten Kosten für die A 22 der nördliche Anschluss
an die A 27 von hier aus gesehen oberhalb Bremerha-
vens die bessere Variante wäre?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Ich stimme Ihnen zu, dass es ins-
besondere aus Bremerhavener Gesichtspunkten eher
die wünschenswertere Variante wäre. Ich gehe davon
aus, dass wir es – wir möchten es nun nicht allein ab-
stimmen und allein festlegen – in enger Abstimmung
mit dem Magistrat in Bremerhaven dann auch ver-
folgen werden.

Vizepräsident Ravens: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. Vielen Dank, Herr Senator!

Senator  Eckhoff:  Ich  bleibe  gleich  stehen.  Die
nächste Frage ist auch von Herrn Günthner an mich,
ich habe die Antwort gleich mitgebracht, wenn es er-
laubt ist, Herr Präsident. Sonst setze ich mich natür-
lich wieder.

Vizepräsident Ravens: Natürlich ist es erlaubt.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf Lärmschutz in
Bremerhaven. Die Anfrage ist ebenfalls unterschrie-
ben von den Abgeordneten Günthner, Schildt, Böhrn-
sen und Fraktion der SPD.

Herr Günthner, bitte schön, stellen Sie die Anfra-
ge! Der Senator steht schon zur Beantwortung be-
reit!

Abg. Günthner (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident!
Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Streckenabschnitte der Bahn auf
dem Gebiet der Stadt Bremerhaven in Richtung des
Containerterminals sind noch nicht mit Lärmschutz
ausgestattet?

Zweitens: Welche Schritte unternimmt der Senat,
um eine Ausweitung des Lärmschutzes vom und zum
Containerterminal in die Wege zu leiten?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Fragen eins und zwei: Das Bundesministerium
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat in Zusam-
menarbeit mit der Deutschen Bahn AG ein Gesamt-
konzept zur Lärmsanierung an bestehenden Schie-
nenwegen der Eisenbahnen des Bundes erarbeitet.
Die Priorisierung der erforderlichen Maßnahmen er-
folgt auf der Grundlage einer Analyse der Lärmemis-
sionen. Vorrang bei der Umsetzung haben die Maß-
nahmen, die eine hohe Wirksamkeit ausgedrückt in
der jeweils erreichbaren Lärmminderung und der
Anzahl der damit zu schützenden Anwohner gewähr-
leisten. Zur Umsetzung dieses Lärmsanierungspro-
gramms stellt der Bund seit dem Jahre 1999 für Pla-
nung  und  Realisierung  jährlich  Mittel  in  Höhe  von
rund 51 Millionen Euro bereit.

Der Senat steht in engem Kontakt mit dem Bun-
desministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-
sen und der DB AG und informiert sich über die Um-
setzung des Programms im Land Bremen. In Bremer-
haven wurden entlang der Strecke Bremen–Bremer-
haven, DB-Streckennummer 1740 – falls sie Ihnen
etwas sagt, mir nicht! –, nördlich der Eisenbahnbrü-
cke Cherbourger Straße bereits auf einer Länge von
rund einem Kilometer Lärmschutzwände errichtet.

Die Planungen zu weiteren Lärmsanierungen für
den sich nördlich anschließenden Streckenabschnitt
bis zum Rangierbahnhof Speckenbüttel sowie für den
sich südlich anschließenden Streckenabschnitt bis zur
Landesgrenze, die zusammen eine Länge von 10,5
Kilometer  haben,  wurden  nach  Informationen  des
Bundesministeriums für Verkehr bereits aufgenom-
men. – Soweit die Antwort des Senats!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie den Wunsch, eine
Zusatzfrage zu stellen?

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Nein, vielen
Dank!)

Meine Damen und Herren, die achte Anfrage trägt
die Überschrift „Fördermittelcontrolling“. Die An-
frage ist unterschrieben von den Abgeordneten Liess,
Frau Wiedemeyer, Böhrnsen und Fraktion der SPD.

Ich bitte den Kollegen Liess, die Anfrage vorzutra-
gen!
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Abg. Liess (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident! Wir
fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die mittlerweile
vom Saarland in Echtzeitbetrieb eingesetzte Förder-
mitteldatenbank CONIFERE?

Zweitens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat,
mit einer entsprechenden Förderdatenbank auch in
Bremen  die  verschiedenen  Fördermittel  effizienter
einzusetzen und in ein umfassendes Controllingsystem
zu integrieren?

Drittens: Wie wird derzeit in Bremen sichergestellt,
dass bei den unterschiedlichen Förderprogrammen
der Ressorts und verschiedenen Zuständigkeiten der
Wirtschaftsförderung frühzeitig mögliche Rechtsver-
stöße oder nicht sachgerechte Mehrfachförderungen
– „Doppelförderung“ – erkannt werden?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Dr. Färber.

Staatsrat Dr. Färber: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu Frage eins: Der Senat verfügt über keine aus-
reichenden Informationen zu der im Saarland einge-
setzten Datenbank CONIFERE, welche eine Bewer-
tung zuließen.

Zu Frage zwei: Bereits seit 2001 wird in Bremen
im Echtzeitbetrieb zur Abwicklung der beliehenen
Programme der Wirtschaftsförderung die Fördermit-
teldatenbank „Contingent“ der Berliner Firma Sec-
torCon eingesetzt. Die Datenbank wird mittlerweile
sowohl von der BIG, Bremer Investitionsgesellschaft
mbH, und ihren Tochtergesellschaften WfG, Bremer
Wirtschaftsförderung mbH, und BIA, Bremer Inno-
vationsagentur GmbH, als auch von der BIS, Bre-
merhavener Gesellschaft für Investitionsförderung und
Stadtentwicklung mbH, und vom Senator für Wirt-
schaft und Häfen genutzt.

In dieser Datenbank werden alle Wirtschaftsförder-
programme mit sämtlichen Anträgen und Antragstel-
lern inklusive aller Dokumente, Bescheide, Abrech-
nungen, Prüfungen et cetera abgebildet und ein um-
fassendes Controlling ermöglicht. Die Ergebnisse aus
der Datenbank sind Grundlage für die Darstellungen
in den Controllingberichten der Gesellschaften so-
wie für den Zuwendungsnachweis des Senators für
Wirtschaft und Häfen an den Rechnungshof. Alle in
der BIG-Gruppe respektive der BIS mit Fördermit-
teln befassten Mitarbeiter können jederzeit auf die
Datenbank  zugreifen  und  eventuelle  Mehrfachför-
derungen identifizieren.

Zu Frage drei: Im Rahmen der Vergabe von Wirt-
schaftsfördermitteln werden die Zuwendungsemp-
fänger regelmäßig bei Antragstellung zur – im Sinne
des Paragraphen 264 StGB subventionserheblichen
– Angabe von weiteren bewilligten oder beantrag-

ten öffentlichen Förderungen sowie nach Abschluss
des Vorhabens zum detaillierten Nachweis der Ver-
wendung der Zuwendungen verpflichtet. Diese Ver-
wendungsnachweise werden überprüft und mit der
Datenbank abgeglichen. Darüber hinaus werden stich-
probenartig Vor-Ort-Kontrollen inklusive Belegprü-
fung vorgenommen. – Soweit die Antwort des Senats!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie den Wunsch einer
Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Liess (SPD): Erst einmal finde ich es ausge-
sprochen erfreulich, dass wir in diesem Fall dann ja
offensichtlich schneller sind als das Saarland. Das kann
ich nur begrüßen! Für mich stellt sich noch eine Fra-
ge: Ist die in Bremen eingesetzte Fördermitteldaten-
bank eigentlich umfassend genug eingesetzt? Ich frage
es vor dem Hintergrund, dass wir bei der Finanzie-
rungsförderung  auch  Dinge  wie  Bürgschaften  und
Kredite oder Ähnliches haben. Wäre es nicht eigentlich
notwendig, auch dies in eine solche Fördermittelda-
tenbank einzubeziehen?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Färber: Ich kann Ihnen im Moment
nicht beantworten, ob wir die Datenbank für Darle-
hen, die wir ja nur in besonderen Ausnahmefällen
praktizieren, hier auch genutzt haben. Bei der De-
signförderung, das wissen Sie, haben wir es einmal
probiert, nur, da hat es dann wieder keinen Antrag
gegeben. Ich werde der Sache noch einmal nachge-
hen. Im Prinzip ist es sicherlich sinnvoll. Aufgrund
der extrem geringen Fallzahl scheint mir das im Mo-
ment kein aktuelles Problem zu sein.

Vizepräsident Ravens: Eine weitere Zusatzfrage
durch die Kollegin Frau Wiedemeyer!

Abg. Frau Wiedemeyer (SPD): Wird die vom Wirt-
schaftsressort genutzte Datenbank auch von den an-
deren Ressorts genutzt, die Fördermittel vergeben?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Färber: Sie wird nur bei diesen Ge-
sellschaften für alle bei dieser Gesellschaft beliehe-
nen Programme genutzt. Das heißt, die Programme
des Arbeitsressorts, des Umweltressorts, des Wissen-
schaftsressorts werden hier unter Ausnutzung dieser
Datenbank abgearbeitet.

Vizepräsident Ravens: Eine weitere Zusatzfrage
durch die Abgeordnete Frau Busch! – Bitte sehr!

Abg. Frau Busch (SPD): Sie haben eine umfassen-
de  Übersicht  durch  die  Datenbank  „Contingent“.
Können Sie Angaben darüber machen, wie hoch der
Anteil von Rückforderungen ist, der aufgrund von
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vielleicht zu Unrecht ausgezahlten Fördermitteln in
den letzten Jahren besteht?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Färber: Die Angaben kann ich Ihnen
jetzt nicht machen. Ich weiß aber, weil wir das in un-
serem Haushaltssystem enthalten haben, dass es na-
türlich immer wieder zu Rückforderungen überzahlter
Mittel kommt. Ich behaupte einmal, Sie wissen aus
Ihrer früheren Tätigkeit vielleicht sogar mehr als ich.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Ich möchte
gern wissen, was daraus geworden ist!)

Sie haben damals die erste Förderdatenbank mit auf-
gebaut.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Ja, richtig!)

Die Frage lässt sich aber mit Sicherheit beantworten.
Ich reiche Ihnen die Antwort gern in der Deputation
nach.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Schönen Dank!)

Vizepräsident Ravens: Eine weitere Zusatzfrage
durch den Abgeordneten Köhler! – Bitte sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Ich wollte
fragen, ob irgendetwas dagegen spricht, diese Da-
tenbank zu veröffentlichen, jedem Steuerzahler zu
ermöglichen nachzuvollziehen, wohin Fördermittel
gehen.

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Färber: Das müsste ich einmal prü-
fen, inwieweit wir hier eine Vertraulichkeit bezüg-
lich der Förderung haben. Das ist, glaube ich, nicht
ganz so einfach. Wir können nicht über jeden Sach-
verhalt dieser Förderung informieren, weil einzelne
Projekte, gerade im innovativen Bereich, hier ja auch
einer gewissen Vertraulichkeit unterliegen. Ich sehe,
dass das möglicherweise ein Widerspruch ist, dass
man eine Transparenz herstellen muss, wofür öffent-
liche Mittel ausgegeben werden. Das müsste ich aber
etwas genauer rechtlich abprüfen lassen.

Vizepräsident Ravens: Eine weitere Zusatzfrage?
– Bitte sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Zur Frage,
wie ein bestimmter Bereich insgesamt subventioniert
wird, wäre es ja auch tatsächlich sinnvoll, dann eine
einheitliche  Datenbank  zu  haben,  in  der  auch  EU-
Förderprogramme oder andere Programme, die nicht
beliehen sind, enthalten sind, und genau das zu ver-
öffentlichen, so dass insgesamt eine öffentliche Be-

urteilung jedes Steuerzahlers möglich wird. Stimmen
Sie mir da zu?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Färber: Alle Programme, die wir ab-
wickeln, die unternehmensbezogen sind, sind belie-
hen und laufen dann über diese Datenbank. Ande-
re haben wir nicht im Hause bis auf Einzelprojekte,
die ihre Transparenz dadurch haben, dass sie in den
Wirtschaftsförderungsausschüssen oder in Deputa-
tionen extra beschieden werden. Jetzt habe ich die
zweite Hälfte Ihrer Frage vergessen.

(Heiterkeit – Abg. K ö h l e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Öffentliche Zurverfügungstel-

lung!)

Die Transparenz stellen wir zum Beispiel dadurch
her, dass wir Ihnen jedes Jahr einen Beleihungsbe-
richt vorlegen. Sie bekommen unterjährig das Quar-
talscontrolling, in dem Sie aggregierte Daten bekom-
men, und Sie bekommen einmal im Jahr einen Be-
leihungsbericht, dem auch eine Auswertung zugrunde
liegt, in dem nicht nur aggregierte Daten dargelegt
werden, sondern eine Auswertung bezüglich der Wir-
kungen dieser Programme auf Arbeitsplätze und an-
dere Effekte mit zugehörigem Verwaltungsaufwand
und sortiert nach kleinen und mittleren Unternehmen
und ähnlichen Kriterien. Da, denke ich, gestalten wir
einen vielfältigen Auswertungsumgang mit diesen Da-
ten, was diese Datenbank auch alles hergibt.

Vizepräsident Ravens: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. Vielen Dank, Herr Staatsrat!

Die neunte Anfrage der Fragestunde befasst sich
mit dem Thema „Lehrkräfte in Bremerhaven“. Die
Anfrage trägt die Unterschriften der Abgeordneten
Frau Stahmann, Frau Linnert und Fraktion Bündnis
90/Die Grünen.

Wie ich sehe, stellt nicht Frau Stahmann die An-
frage, sondern Frau Hoch. – Bitte schön!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Erstens: Wie viele Stellen der Lehrerinnen und Leh-
rer in Bremerhaven, die in den nächsten drei Jahren
in den Ruhestand gehen, werden nicht wieder be-
setzt?

Zweitens: Wie bewertet der Senat vor dem Hin-
tergrund der Antwort zu Frage eins die Antwort des
Senats auf die Frage „Arbeitsbelastung der Lehre-
rinnen und Lehrer“ in der Fragestunde im März 2005?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Lemke.
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Senator Lemke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage eins: Bis 2007 werden in Bremerhaven
voraussichtlich zirka 125 Lehrer und Lehrerinnen we-
gen Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze oder aus
gesundheitlichen Gründen beziehungsweise auf ei-
genen Antrag in den Ruhestand eintreten. Damit ist
gegenüber dem derzeitigen Stand ein effektiver Ver-
lust an Arbeitskraft im Umfang von zirka 85 Vollzeit-
stellen verbunden.

Der Haushalt für die Jahre 2006 und 2007 ist noch
nicht beschlossen. Vor diesem Hintergrund können
zurzeit keine gesicherten Aussagen über den Umfang
der zukünftigen Neueinstellungen von Lehrkräften
für den genannten Zeitraum gemacht werden. Vor-
aussichtlich wird aber ein großer Teil der Stellen durch
den Magistrat der Stadt Bremerhaven wieder besetzt
werden.

Zu Frage zwei: Der Senat hält an seinen Ausfüh-
rungen in der Antwort auf die Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen zur Arbeitsbelastung der Leh-
rerinnen und Lehrer vom März 2005 fest. – Soweit
die Antwort des Senats!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine Zusatzfra-
ge? – Bitte!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Sie ha-
ben gerade gesagt, dass es eine große Differenz ge-
ben wird. Um eine qualitativ vernünftige beziehungs-
weise eine hochwertige Arbeit zu leisten, wäre wel-
che Zahl der Neueinstellungen Ihrer Ansicht nach nö-
tig, um diese Arbeit auch leisten zu können?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Vielleicht ist es im Text nicht deut-
lich geworden, oder Sie haben es fehlinterpretiert.
Ich  habe  eben  zitiert,  dass  Neueinstellungen von
Lehrkräften für den genannten Zeitraum vorgenom-
men werden. Voraussichtlich wird aber ein großer Teil
der Stellen durch den Magistrat wieder besetzt wer-
den. Nur ein kleiner Teil wird also möglicherweise
durch den Magistrat nicht wieder besetzt werden. Ihrer
Frage habe ich eben entnommen, dass Sie gedacht
haben, der größere Teil könne nicht wieder besetzt
werden. Das würde sicherlich sehr, sehr schwer sein.
Das ist sicher nicht der Fall.

Es kann aber sein, dass durch Umstrukturierungs-
maßnahmen, ähnlich wie wir es in Bremen machen,
die eine oder andere Vollzeitstelle nicht durch Lehr-
kräfte, sondern, wie wir es auch hier in Bremen ma-
chen, durch Schulassistenten besetzt wird. Förder-
maßnahmen zum Beispiel in den Osterferien sind fast
ausschließlich durch Referendare beziehungsweise
Lehramtsstudenten durchgeführt worden. Es kann
sein, dass der Magistrat auch sagt, für bestimmte Auf-

gaben stellen wir jetzt nicht zusätzlich Vollzeitkräf-
te ein, sondern nehmen Schulassistenten, Referen-
dare oder Lehramtsstudenten, um mit den vorhan-
denen Ressourcen entsprechend auskommen zu kön-
nen.

Vizepräsident Ravens: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor.

Die zehnte Anfrage steht unter dem Betreff „Über-
gang vom Elementarbereich in die Grundschule“.
Die Anfrage ist unterzeichnet von den Abgeordne-
ten Frau Böschen, Böhrnsen und Fraktion der SPD.

Ich bitte Frau Böschen, die Anfrage vorzutragen!

Abg. Frau Böschen (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Maßnahmen wurden in den Insti-
tutionen des Elementarbereichs und der Grundschu-
len ergriffen, um einen systematischen und erfolg-
reichen Übergang vom Kindergarten in die Grund-
schule zu gestalten und die Schulanfängerinnen und
Schulanfänger kontinuierlich in ihrer Lernentwick-
lung zu unterstützen?

Zweitens: Wie ist die Kooperation der Kindergär-
ten und Grundschulen strukturiert, und wie wird der
kontinuierliche Austausch zwischen den Erzieherin-
nen und Erziehern und den zukünftigen Lehrkräften
über die Lernentwicklung der einzuschulenden Kin-
der organisiert?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage eins: Im Rahmen des vor zwei Jahren
begonnenen Modellprojektes „Frühes Lernen – Kin-
dergarten und Grundschule kooperieren“, an dem
80 Kindergärten und Grundschulen in der Stadtge-
meinde Bremen beteiligt sind, wird an folgenden vier
Zielsetzungen  gearbeitet:  Aufbau  von  Arbeits-  und
Kooperationsstrukturen im Kooperationsverbund Kin-
dergarten/Grundschule, Verstärkung der gemeinsa-
men Elternarbeit, Abstimmung der thematischen Ar-
beit zwischen Kindergarten und Grundschule sowie
Ausarbeitung von Themenbereichen für mehrere Ent-
wicklungsniveaus.

In den bestehenden Verbünden wurden und wer-
den unter Berücksichtigung der benannten Zielset-
zungen Standards und Herangehensweisen entwi-
ckelt und erprobt. Das Projekt wird durch Frau Pro-
fessor Carle von der Universität Bremen wissenschaft-
lich begleitet und von Lehrerinnen und Lehrern und
pädagogischen Fachkräften durch Beratung, Beglei-
tung und Moderation unterstützt. Der Abschlussbe-
richt der wissenschaftlichen Begleitung wird im Sep-
tember 2005 vorliegen.
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Neben den im Projekt organisierten Kernverbün-
den haben weitere Kindergärten und Grundschulen
ebenfalls kooperative Arbeitswege zur Stärkung ih-
rer gemeinsamen Arbeit gefunden. Die erforderlichen
Faktoren für einen effektiven Übergang werden durch
das von beiden senatorischen Behörden initiierte Pro-
jekt deutlich aufgezeigt und müssen für die Syste-
matisierung in der Breite entsprechend berücksich-
tigt werden.

Um in Bremerhaven einen systematischen und er-
folgreichen Übergang vom Kindergarten in die Grund-
schulen zu gestalten, wurde im Jahr 2001 ein gemein-
samer Fachtag der Abteilung Kinderförderung und
des Lehrerfortbildungsinstituts zur Thematik „Über-
gänge – vom Kindergartenkind zum Grundschulkind“
durchgeführt, an dem pädagogische Fachkräfte der
Grundschulen und der Kindergärten freier Träger, der
städtischen Einrichtungen sowie die Fachberatung
teilnahmen und Ideen und Grundsätze zum Thema
erarbeiteten.

Im April 2003 wurde in Bremerhaven eine Arbeits-
gruppe „Systematisierung des Übergangs vom Kin-
dergarten in die Grundschule“ eingerichtet. In die-
ser wirken Lehrkräfte der Grundschulen und Erzie-
herinnen und Erzieher städtischer Einrichtungen so-
wie  freier  Träger  mit.  Themenschwerpunkte  der
Arbeitsgruppe sind: Erarbeitung eines Gesprächsleit-
fadens für Kooperationsgespräche zwischen Kinder-
gärten  und  Grundschulen,  Austausch  über  inhalt-
liche Arbeitsschwerpunkte und pädagogische Ziel-
setzungen zwischen Kindergarten und Grundschu-
le, Vorbereitung von Hospitationen, Anpassung der
Schulkinderprojekte, inhaltlicher Austausch über die
Maßnahmen zur Sprachstandserhebung und -förde-
rung.

Zu Frage zwei: Die Kooperation zwischen den ein-
zelnen Kindergärten und Grundschulen in der Stadt-
gemeinde Bremen ist unterschiedlich strukturiert. So
unterscheiden sich zum Beispiel die Formen der Zu-
sammenarbeit zwischen einer Grundschule mit ei-
ner größeren Anzahl von kooperierenden Kindergär-
ten von den Strukturen einer Grundschule, die mit
nur einem Kindergarten zusammenarbeitet.

Über die Grundsätze für eine Verbesserung des
Übergangs vom Kindergarten in die Grundschule ist
inzwischen Konsens erzielt worden. Um einen sys-
tematischen Übergang vom Kindergarten in der Flä-
che zu erreichen, ist eine Normierung und Standar-
disierung in Vorbreitung.

Erstmalig zum Schuljahr 2005/2006 werden in Bre-
merhaven auf Grundlage eines von einer Arbeitsgrup-
pe  entwickelten  Gesprächsleitfadens  verbindliche
Kooperationsgespräche zum Übergang Kindergarten
und Grundschule geführt. Die Gespräche werden über
alle Kinder geführt, deren Eltern dem fünfzehnmi-
nütigen Informationsaustausch über ihr Kind zuge-
stimmt haben.

Eine gegenseitige Hospitation zwischen Kindergär-
ten und Grundschule wird empfohlen. An einzelnen
Standorten gibt es individuelle Kooperationen zwi-
schen Kindergärten und Grundschulen, die unter-
schiedlich strukturiert sind und nach Einzugsgebiet
der Schule, Größe des Kindergartens et cetera vari-
ieren. – Soweit die Antwort des Senats!

Vizepräsident Ravens: Besteht der Wunsch einer
Zusatzfrage, Frau Kollegin? – Bitte!

Abg. Frau Böschen (SPD): Frau Senatorin, zunächst
einmal freue ich mich natürlich über die vielfältigen
Maßnahmen, die ergriffen werden, um diesen sys-
tematischen Übergang zu organisieren. Ist denn auch
damit zu rechnen, dass nach Beendigung des Modell-
versuchs in der Stadtgemeinde Bremen eine Verste-
tigung dessen zustande kommt, was dort erarbeitet
wurde? Darüber hinaus würde ich noch ganz gern
fragen, inwieweit wir denn davon ausgehen können,
dass es nicht bei einer Empfehlung der Kooperation
zwischen Kindertagesstätten und Schule bleibt, son-
dern wirklich in nächster Zeit diese Kooperation über-
all tatsächlich stattfindet.

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Mir ist es ein wichtiges Anlie-
gen, dass wir es schaffen, die Erkenntnisse aus dem
Modellprojekt heraus, an dem ja nun wirklich schon
sehr viele Einrichtungen teilgenommen haben oder
teilnehmen, zu verstetigen, wie es hier so schön heißt,
in die Fläche zu überführen. Wir müssen dazu aller-
dings  erst  noch  einmal  den  Abschlussbericht  des
Projekts abwarten, der für Ende September angekün-
digt ist. Dann werden wir das sicherlich auch gemein-
sam in der Deputation für Jugend auswerten und da-
rüber einen Konsens erzielen, wie wir es sukzessive
in den einzelnen Bausteinen in die Fläche bringen.

Mir ist zum Beispiel sehr wichtig, dass wir es schaf-
fen, Entwicklungsdokumentationen schon im Kinder-
garten  auf  den  Weg  zu  bringen,  wo  Stärken  und
Schwächen von Kindern festgehalten werden, damit
dann ohne Brüche die Förderung der Kinder in die
Grundschule weitergeführt werden kann. So etwas
kann ich mir sehr gut vorstellen. Ich kann jetzt nur
für die Stadtgemeinde Bremen sprechen. Mir liegt
dann auch sehr daran, dass es nicht nur einen Emp-
fehlungscharakter hat, an etlichen Stellen ist es viel-
leicht sinnvoll, aber an vielen Stellen ist es auch not-
wendig, klare Vorgaben zu machen, die dann auch
von beiden Einrichtungen, Kindergarten und Grund-
schule, zu beachten sind.

Vizepräsident Ravens: Eine weitere Zusatzfrage?
– Bitte sehr!

Abg. Frau Böschen (SPD): Frau Senatorin, es ist bei
der Antwort in Bezug auf Bremerhaven gesagt wor-
den, dass die Eltern den Gesprächen über ihr Kind
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zustimmen müssen, das heißt also, dass auch daten-
schutzrechtliche Belange nicht tangiert sind. Nichts-
destoweniger hat es aber große Aufregung um den
Datenschutz in diesem Bereich gegeben. Können Sie
dazu vielleicht noch etwas sagen?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Meinen Sie den Datenschutzfak-
tor beim Sprachscreening?

(Abg. Frau B ö s c h e n  [SPD]: Nein, bei
der Entwicklungsdokumentation!)

Das ist dann ein spezifisches Bremerhavener Problem,
nehme ich an. Wir hatten hier ja Aufregung mit dem
Datenschutz beim Sprachscreening. Das haben wir
alles mit dem Datenschützer klären können, und ich
hoffe sehr, dass wir jetzt auch da mit dem Datenschüt-
zer, weil bei dem neuen Schulgesetz jetzt auch eini-
ge Regelungen in dieser Richtung getroffen werden
sollen, Einvernehmen hinbekommen und dort keine
Brüche haben, was die Informationsweitergabe be-
trifft. Das gilt natürlich auch für diesen Informations-
austausch, Gespräche über das Kind mit beiden Part-
nern der Einrichtungen zu führen.

Vizepräsident Ravens: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor.

Die elfte Anfrage trägt die Überschrift „Behörden-
service bei ausländischen Wissenschaftlern“. Die An-
frage trägt die Unterschriften der Abgeordneten Jä-
ger, Kastendiek und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Jäger!

Abg. Jäger (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die Inanspruch-
nahme der Meldestelle an der Universität Bremen,
BSU – Bremen Service Universität –, für Studieren-
de an der Universität Bremen?

Zweitens: Welche englischen Fremdsprachenkennt-
nisse sind bei den derzeitigen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Meldestelle an der Universität vor-
handen?

Drittens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat,
diese Stelle als bürgerfreundliche Anlaufstelle mit eng-
lischsprachiger Kompetenz für ausländische Wissen-
schaftler im Lande Bremen auszubauen, um insbe-
sondere aufenthaltsrechtliche Angelegenheiten, zum
Beispiel Visa, dort zu bearbeiten und den Ruf Bre-
mens als internationalen Wissenschaftsstandort zu
stärken?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Bürgermeister Röwekamp.

Bürgermeister Röwekamp: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Für
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Im Herbst 2000 wurde mit dem da-
maligen „Meldemobil“ eine dauerhafte Kooperation
zwischen dem Stadtamt und der Universität Bremen
begründet, die im September 2001 zur Gründung von
Bremen Service Universität führte. Die Zielsetzun-
gen dieses Kooperationsprojektes lagen und liegen
in der Gewinnung von Neubürgerinnen und Neubür-
gern sowie in einer Verbesserung des Services für
ausländische Studierende. Das Dienstleistungsange-
bot umfasst sämtliche für ausländische Studierende
relevanten  ausländerrechtlichen  Angelegenheiten
sowie Meldeangelegenheiten im üblichen Profil der
Meldestellen.

Der Senat bewertet Bremen Service Universität aus
folgenden Gründen als ein ausgesprochen gelungenes
und weiterhin förderungswürdiges Projekt: Die Ein-
richtung gilt als gut etabliert, sie wird sowohl von
Studierenden als auch von den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Universität und Beschäftigten im
Technologiepark sehr gut frequentiert und genutzt.
Über 10 000 registrierte Besucherinnen und Besucher
pro Jahr belegen dies.

Seit der Inbetriebnahme im September 2001 wur-
den dort über 6000 Neubürgerinnen und Neubürger
registriert. Im Rahmen der Neubürgerwerbekampa-
gne der Hochschule Bremen spielte Bremen Service
Universität eine zentrale Rolle; eine Abstimmung mit
den Zielen und Aktivitäten der Neubürgeragentur ist
gegeben.

Der Service für die steigende Zahl ausländischer
Studierender in Bremen konnte durch zügige Bear-
beitung der Anliegen und kurze Wege deutlich ver-
bessert  werden.  Mit  einem  geringen  Einsatz  von
Stammpersonal und der temporären zusätzlichen Un-
terstützung durch das Ausländeramt und den Mel-
debereich des Stadtamtes ist die Einrichtung effek-
tiv und ressourcensparend.

Zu Frage zwei: Im Sinne eines kundenfreundlichen
Services versuchen die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter selbstverständlich, mögliche sprachliche Hür-
den zu überwinden. Eine Konversation auf Englisch
ist daher Alltagspraxis. Die Kenntnisse der englischen
Sprache bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
sind dafür durchaus hinreichend, sie verfügen in der
Regel über gutes Schulenglisch.

Generell gilt aber: Die Kommunikation mit den Be-
sucherinnen und Besuchern von Bremen Service Uni-
versität erfolgt überwiegend auf Deutsch. Deutsch ist
Amtssprache, mögliche Unstimmigkeiten oder gar
rechtliche Unsicherheiten im Zuge nicht autorisier-
ter Übersetzungen sollen so vermieden werden. Zu-
dem ist zu berücksichtigen, dass Grundkenntnisse in
Deutsch Voraussetzung für ein Studium in Deutsch-
land sind; auch Studierende rein englischsprachiger
Masterstudiengänge benötigen Deutschkenntnisse
zur Orientierung in Bremen.

Zu Frage drei: Beide Kooperationspartner, Stadt-
amt und Universität, beraten regelmäßig über mög-
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liche und wünschenswerte Ausweitungen im Dienst-
leistungsangebot und wären gern bereit, solche zu
realisieren. Dazu gehören unter anderem die Befrie-
digung von Ansprüchen der Vertreter des Techno-
logieparks, die Möglichkeit, Beglaubigungen auszu-
stellen, und Ähnliches. Diese Vorhaben konnten und
können jedoch angesichts der angespannten perso-
nellen Situation beider Kooperationspartner abseh-
bar nicht realisiert werden.

Auch die Erweiterung der Zielgruppe für auslän-
derrechtliche Angelegenheiten auf ausländische Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler wurde mehr-
fach eingehend erörtert und als prinzipiell wünschens-
wert eingeschätzt. Aus Kapazitätsgründen können
deren Anliegen bei Bremen Service Universität ge-
genwärtig nur aufgenommen und dann zur weiteren
Bearbeitung an das Ausländeramt weitergeleitet wer-
den.

Die Hochschulen im Lande Bremen leisten Beträcht-
liches zur Stärkung des Ansehens Bremens als inter-
nationaler Wissenschaftsstandort. Es ist üblich, dass
die Hochschulen die Gastwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler selbst eingehend betreuen. Die Er-
ledigung der aufenthaltsrechtlichen Fragen stellt nur
einen von zahlreichen Aspekten dieser Betreuung dar.
Sicherlich könnte dieser durch ein ausgeweitetes An-
gebot von Bremen Service Universität noch optimiert
werden. Ziel des Senats ist es auch weiterhin, im Rah-
men der verfügbaren Ressourcen hier perspektivisch
zu bedarfsgerechten Verbesserungen zu kommen. –
Soweit die Antwort des Senats!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie den Wunsch, eine
Zusatzfrage zu stellen? – Bitte sehr!

Abg. Jäger (CDU): Herr Bürgermeister, der Erfolg
der Meldestelle an der Universität ist unbestritten und
kann sich auch im Vergleich mit anderen Hochschul-
standorten sehen lassen. Nichtsdestotrotz, die Gruppe
dieser Gastwissenschaftler, also Masterstudierender
und insbesondere High-Potentials an Instituten, um
die wir in unseren beiden Städten händeringend wer-
ben,  hat  in  Einzelfällen  negative  Erfahrungen  ge-
macht. Sind Sie bereit, was das Qualifikationsmerk-
mal der Mitarbeiter betrifft, im Rahmen der Perso-
nalentwicklung darauf zu achten, dass möglicher-
weise  das  Qualitätsmerkmal  gutes  Schulenglisch
vielleicht angehoben wird? Teilen Sie meine Auffas-
sung, dass man möglicherweise gezielt für diese Ziel-
gruppe eine Bündelung erreichen kann, damit die-
se Personengruppe dieser High-Potentials, die wir in
Bremen gewinnen und vor allen Dingen halten wol-
len, beim Ausländeramt gezielter und schneller be-
treut wird?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Röwekamp: Ich finde es außeror-
dentlich wünschenswert, dass wir eine optimale Be-

treuung sicherstellen. Ich selbst hatte das Vergnügen,
mich in den letzten Tagen in Englisch über die Grund-
züge des deutschen Glücksspielrechts auszutauschen.
Ich  gebe  zu,  dass  es  mit  Schulenglischkenntnis-
sen nur begrenzt möglich ist. So sind komplexe aus-
länderrechtliche Fragen sicherlich auch mit Schul-
englisch nur begrenzt beantwortbar.

Wir dürfen auch nicht aus den Augen verlieren, wel-
che Qualifikationsanforderungen wir bisher an die-
se Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gestellt haben.
Es sind in der Regel keine Akademiker, sondern Men-
schen, die eine Verwaltungsausbildung hinter sich
haben und nicht mehr mitbringen als das Schuleng-
lisch. Gleichwohl sind wir natürlich darum bemüht,
die leistungswilligen und leistungsfähigen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter auch in der Erlernung von
weiteren sprachlichen Qualifikationen zu unterstüt-
zen und sie dann auch primär in diesen Bereichen
einzusetzen, in denen sie diese Unterstützung haben.
Gleichwohl wird es nicht möglich sein, die gesamte
Bandbreite ausländerrechtlicher Themenstellungen
im perfekten Schulenglisch durch Verwaltungsange-
stellte versehen zu lassen, obwohl wir darum bemüht
sind, es in möglichst weitgehendem Umfang zu er-
möglichen.

Vizepräsident Ravens: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor.

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende
der Fragestunde angelangt, es sei denn, Sie sagen
zu mir, ich soll die letzten beiden Anfragen auch noch
aufrufen. Wenn es nicht der Fall ist, dann ist der Ta-
gesordnungspunkt eins beendet. Die letzten beiden
Anfragen werden dann schriftlich beantwortet.

Jahresbericht des Petitionsausschusses nach § 11 des
Gesetzes über die Behandlung von Petitionen durch

die Bremische Bürgerschaft
vom 2. Mai 2005

(Drucksache 16/596)

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält die Berichterstatterin Frau Sauer.

Abg. Frau Sauer, Berichterstatterin*): Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Wenn man einen Tä-
tigkeitsbericht vorlegt, ist es üblich, dass man ein paar
Worte dazu sagt. Ich will Sie nicht mit Statistiken zu
diesem Bericht langweilen, den hat ja jeder hier von
meinen Kolleginnen und Kollegen ausgiebig gele-
sen. Wir machen unsere Arbeit wie jeder hier im Hau-
se, und das ist gut so! Allerdings blüht der Petitions-
ausschuss im Verborgenen, weil er sich wenig für die
Öffentlichkeitsarbeit eignet. Die Daten und Anliegen
der Petenten sind uns dann doch zu sensibel.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Ich möchte nun ein paar grundsätzliche Anmerkun-
gen machen. Das Petitionsrecht ist ein Grundrecht.
Sowohl die Bremische Landesverfassung als auch das
Grundgesetz räumen allen Personen das Recht ein,
sich mit Bitten oder Beschwerden, Anregung und Kri-
tik an die Volksvertreter zu wenden. Leider wissen
dies viele Bürgerinnen und Bürger nicht, was even-
tuell auch an dem sperrigen Begriff liegen mag. Des-
halb heißen die Petitionsausschüsse in einigen an-
deren Bundesländern auch Eingabeausschüsse.

Die an den Ausschuss herangetragenen Eingaben
betreffen nicht nur die Lösung schwieriger Einzel-
fälle, in denen die Betroffenen nicht mehr allein wei-
terkommen. Zunehmend nutzen die Bürgerinnen und
Bürger das Petitionsrecht auch, um das Parlament auf
Missstände oder Lücken und Härten in der Gesetz-
gebung sowie der Verwaltung hinzuweisen. Die Men-
schen sehen in dem Petitionsrecht eine Möglichkeit,
ihre Vorstellungen an den Gesetzgeber weiterzuge-
ben. Das wird ganz besonders deutlich in der zuneh-
menden Anzahl von so genannten Massenpetitionen,
in denen viele Menschen gemeinschaftlich ein An-
liegen vorbringen.

Der Petitionsausschuss beurteilt die an ihn heran-
getragenen Sachverhalte nicht ausschließlich nach
der geltenden Rechtslage – dazu sind die förmlichen
Rechtsbehelfe vorgesehen –, vielmehr bemühen sich
die Mitglieder des Petitionsausschusses, pragmati-
sche Lösungen für die konkreten Anliegen zu finden.
Dabei sind sie relativ erfolgreich im Sinne der Peten-
ten.

So konnte der Petitionsausschuss im Berichtszeit-
raum in der Hälfte aller Fälle dem Begehren der Pe-
tenten, jedenfalls zum Teil, zum Erfolg verhelfen. Dank
des Engagements der einzelnen Abgeordneten las-
sen sich häufig einvernehmliche Regelungen zwi-
schen Petenten und Ressort finden. Förmliche Bitten
an den Senat, einem Petitionsbegehren abzuhelfen,
müssen  nur  relativ  selten  ausgesprochen  werden.
Viele Beispiele aus der Praxis zeigen, dass die Arbeit
des Petitionsausschusses da anfängt, wo die Gerichte
und Verwaltungen an die Rechtslage gebunden sind
und den Betroffenen deshalb nicht geholfen werden
kann. Das heißt natürlich nicht, dass sich der Petiti-
onsausschuss über das geltende Recht hinwegsetzt.
Vielmehr geht es darum, Sachverhalte in einen grö-
ßeren Zusammenhang zu setzen und teilweise mit
viel Phantasie andere Lösungswege zu finden, die
auch zum Ziel führen.

An dieser Stelle erlaube ich mir eine persönliche
Bewertung der Arbeit im Petitionsausschuss. In Ge-
sprächen mit den Mitgliedern des Petitionsausschusses
habe ich immer wieder gehört, dass die dort gemach-
ten Erfahrungen für die Arbeit als Abgeordnete sehr
hilfreich  sind.  Fraktionszwänge  gelten  dort  nicht,
vielmehr werden die Entscheidungen, zumindest in
der Regel, fraktionsübergreifend getroffen. Gerade
in der täglichen Arbeit des Petitionsausschusses be-
greifen sich die dort tätigen Abgeordneten als Ver-

treterinnen und Vertreter des Volkes, können sie doch
unmittelbar für die Belange Einzelner eintreten.

Noch einmal erwähnenswert ist, dass wir über die
Hälfte der Petitionen als abhilfefähig erklären konn-
ten, also dem Petenten und der Petentin zu ihrem
Recht verhelfen konnten. Auffällig sind die Rückgänge
der Petitionen in einigen Bereichen. Allerdings sind
sie wesentlich arbeitsintensiver geworden.

Ich möchte hier unter anderem die Mobilfunkpe-
tition und die Petition zur BWK erwähnen. Hier ist
es uns gelungen, eine Kommission einzusetzen, die
unter anderem mit dem Ausschussmitglied Frau Ar-
nold-Cramer besetzt ist. Auch möchte ich die immer
wiederkehrende Forderung nach einer Härtefallkom-
mission nicht unerwähnt lassen. In bestimmten Si-
tuationen kann es dazu kommen, dass, obwohl die
rechtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft sind, Härte-
fälle entstehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

In diesen Einzelfällen sollte es zukünftig möglich
sein, eine für den Betroffenen gute Lösung zu finden.
Die Meinungen über die Einrichtung einer Härtefall-
kommission gehen jedoch weit auseinander. Einer-
seits gibt es parlamentarische Gremien, in denen sich
Abgeordnete dieser Härtefälle annehmen, anderer-
seits ist ein externes Gremium denkbar, in dem ge-
sellschaftlich relevante Gruppen vertreten sind. Für
beide Positionen sprechen gute Gründe. Zurzeit wer-
den Lösungsvorschläge beraten, um eine entsprechen-
de Regelung zu finden.

Mein  Dank  für  hervorragende  Zusammenarbeit
geht besonders an meine Stellvertreterin Frau Ingrid
Reichert und an die Ausschussmitglieder. Wir arbei-
ten zu 98 Prozent parteiübergreifend gut und einver-
nehmlich zusammen. Dank auch an Frau Schneider,
der guten Seele des Ausschusses, sowie der Proto-
kollführung, die sich gerade bei unseren zahlreichen
Außenterminen als sehr schwierig gestaltet, da dort
nicht immer alles strukturiert laufen kann!

(Beifall)

Dank auch an Verwaltung und Senatsressorts, die
durch ihre detaillierten Stellungnahmen viel Arbeit
mit uns haben! Ich hoffe, ich habe niemanden ver-
gessen. Nochmals vielen Dank an alle! – Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem Jah-
resbericht des Petitionsausschusses nach Paragraph 11
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des  Gesetzes  über  die  Behandlung  von  Petitionen
durch die Bremische Bürgerschaft, Drucksache 16/596,
Kenntnis.

Gesetz zur Änderung des Bremischen Schulgeset-
zes und des Bremischen Schulverwaltungsgesetzes

Mitteilung des Senats vom 10. Mai 2005
(Drucksache 16/608)

1. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Senator Lemke.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Zum zweiten Mal innerhalb von
eineinhalb  Jahren  werden  Bremisches  Schulgesetz
und Schulverwaltungsgesetz novelliert. Im Februar
2004 hat die Bürgerschaft in ihrer letzten Sitzung im
Festsaal des Rathauses mit der Abschaffung der Ori-
entierungsstufe, der flächendeckenden Einführung
des achtjährigen gymnasialen Bildungsganges, der
Schaffung der Sekundarschule sowie dem Ende der
alten Bremer Stufenschule Pflöcke zur strukturellen
Veränderung der äußeren Struktur der Bremer Schul-
landschaft eingerammt.

Diese zweite, heute zu debattierende und in ers-
ter Lesung zu beschließende Novelle befasst sich im
Wesentlichen mit der inneren Struktur und Verfasst-
heit von Schule. Meine Damen und Herren, die Vor-
würfe gegen den Senat und die Koalition waren groß.
Die innere Demokratie von Schulen solle zerstört wer-
den oder auch der Schulleiter zum Diktator gemacht
werden. Wer sich die jetzt vorliegende Novelle an-
schaut, wird feststellen, dass dies nicht der Fall ist.

Worum geht es? Schulleiter erhalten zukünftig eine
leitende  Rolle  in  ihrer  Schule.  Worterklärung  ist
manchmal eine Sacherklärung, dies war in der Ver-
gangenheit manchmal leider nicht so. Der Schullei-
ter wird aber nicht der Tyrann, der irgendwo sitzt,
und alle müssen nach seiner Pfeife tanzen, sondern
auch sicherlich nach dem Vorbild unserer Landesre-
gierung: Der Schulleiter ist ein Primus inter pares, der
aber  zukünftig  nicht  nur  Verantwortung  für  seine
Schule bekommt, sondern diese Verantwortung auch
wahrnehmen muss. Damit setzen wir einen wesent-
lichen Punkt um, um auch die Entwicklung voran-
zutreiben. Dort, wo viele verantwortlich sind, fühlt
sich letztendlich keiner verantwortlich, und eine kol-
lektive Verantwortungslosigkeit hat unter anderem
zu den Pisa-Ergebnissen in Bremen geführt, wie wir
sie bescheinigt bekommen haben. Darum sind wir
als CDU-Fraktion der Auffassung und steht die große
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Koalition dazu, dass an Schulen Verantwortung über-
nommen werden muss.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Meine Damen und Herren, Schule ist und wird kein
demokratiefreier Raum, auch wenn sich die Aufga-
benbeschreibung und Aufgabenwahrnehmung von
Gremien in der Schule ändern werden. Mit dem Schul-
gesetz, das in der Ampelzeit 1994 bekanntermaßen
nicht mit Gegenliebe der CDU beschlossen wurde,
haben viele Gremien Aufgaben übertragen bekom-
men. Auch in Zukunft sind Schulkonferenz und Ge-
samtkonferenz wichtige Gremien in der Schule, dann
allerdings auch mit einer klaren Verantwortung und
einer Schulleitung, die in Zukunft in einer Schulkon-
ferenz auch ein Stimmrecht hat.

Es ist ein Unding gewesen, dass in der Vergangen-
heit der Schulleiter als beratender Gast in einer Schul-
konferenz saß und jemand anderes die Leitung hatte.
Er kann es in Zukunft delegieren. Das war ein we-
sentlicher Punkt in den Debatten, die in der Ver-
gangenheit liefen. Er hat aber in der Schulkonferenz
eben auch etwas zu sagen und mitzubestimmen.

Wir wollen gestärkte Schulleitungen, wir wollen
eine gestärkte Schule vor Ort. Schule, meine Damen
und Herren, wird nicht in der Bildungsbehörde ge-
macht, Schule wird vor Ort gemacht. Wir begreifen
dieses ganze Schulgesetz als notwendigen, als wich-
tigen Zwischenschritt, um Schulen zukünftig mehr
Selbständigkeit,  mehr  Eigenständigkeit  zu  geben,
dass Schulen vor Ort selbst entscheiden können, was
mit den ihnen zur Verfügung gestellten Ressourcen
passiert. Dazu fehlen uns in Bremen noch einige Struk-
turen, die dafür notwendig sind. Wir haben wieder
eine Schulaufsicht in Bremen, wir haben aber noch
kein Instrument, das als Institution für Qualität, für
Schulentwicklung sorgt. Eine solche Schulinspektion
oder auch einen Schul-TÜV wollen wir in kurzer Zeit
auf den Weg bringen und sind dort auch, was die ko-
alitionären Beratungen angeht, sehr weit gekommen.

Wir wollen, dass Schulen dann vor Ort im Rahmen
festgesetzter Normen und Standards den Schulall-
tag gestalten können. Das ist Frau Hövelmanns be-
liebtes  Thema,  der  45-Minuten-Takt,  genauso  wie
Fragen, wie Schüler eigentlich gefördert werden. Nur,
wichtig ist, meine Damen und Herren, dass wir eben
dann auch Instrumente haben, die Schulen beglei-
ten, die Schulen aber auch kontrollieren.

Zur Kontrolle gehört es eben nicht, dass da irgend-
jemand dann hinter der Tür steht, der ein bisschen
mitschreibt und lauscht, sondern das muss ein offe-
nes Verfahren sein. Schulen müssen da begleitet wer-
den. Die CDU-Fraktion hat in Vorbereitung dieser
Schulgesetznovelle eine Fachtagung durchgeführt,
bei der die hessische Kultusministerin Frau Wolff uns
gute  Beispiele  aus  ihrem  Bundesland,  aus  Hessen,
bringen konnte. Ich glaube, dass wir in Bremen von
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diesen guten Beispielen, es gibt auch andere gute Bei-
spiele zum Beispiel aus Baden-Württemberg, lernen
können.

Wir haben, meine Damen und Herren, mit diesem
Schulgesetz eine richtige, eine wichtige Diskussion
vorangeschoben. Wir wollen, dass dieses Schulge-
setz heute in erster Lesung beraten wird. Wenn Sie
sich erinnern, ein Kritikpunkt im letzten Jahr war, dass
das Schulgesetz in erster und zweiter Lesung beschlos-
sen werden musste. Wir haben dieses Mal einen sehr
langen Beratungszeitraum gehabt, in dem wir auch
mit dem Zentralelternbeirat sehr intensiv diskutiert
haben und auch der eine oder andere Punkt in die-
sen Beratungen, zum Beispiel was die Gremienarbeit
angeht, verändert werden konnte.

Ein weiterer wesentlicher Punkt ist die Frage, wie
werden in Zukunft Schulleiter gefunden und auch ein-
gesetzt. Dieses zum Teil, das sage ich sehr deutlich,
unsägliche Verfahren der Vergangenheit wird durch
ein transparentes, aber auch modernes, zukunftsfä-
higes Verfahren ersetzt, in dem ein Schulleiter in Zu-
kunft auch Qualifikationen vorweisen muss. Ein Punkt
war sicherlich, dass man vergessen hatte, die Beirats-
beteiligung, die auch ein hohes Gut ist, zu beachten.
Hier haben wir aber auch nachgebessert oder wur-
de von Seiten der Bildungsbehörde nachgebessert,
dass im Rahmen dieses Schulleiterfindungsverfahrens
es in Zukunft eben auch eine Beratung gibt, die über
die schulinternen Gremien hinausgeht, dass es eben
keine interne Kungelnummer mehr gibt, ich sage das
auch so deutlich, wie man in dem einen oder ande-
ren Fall in der Vergangenheit den Eindruck gehabt
haben könnte.

Meine Damen und Herren, wir wollen die Schu-
len weiter auf den Weg zur Selbständigkeit schicken.
Das bedeutet, dass wir Schulen unter verschiedenen
Gesichtspunkten fördern müssen. Das eine ist die
Frage Schulinspektion, Schul-TÜV. Wir können uns
im Übrigen vorstellen, dass mit freigesetzten Ressour-
cen  aus  der  Verwaltung  der  Bildungsbehörde  die
Schulen vor Ort auch Assistenzstellen bekommen, die
dann Schulen, bei größerer Eigenständigkeit ist auch
mehr zu organisieren, unterstützen können. Wir wol-
len das Geld, das im Bildungsressort im Gesamteck-
wert an Personal auch ist, nach Möglichkeit als Dienst-
leistung für die Schulen verstehen. Viele Schulen
haben schon hervorragende Fortschritte gemacht, nur
manchmal, das sagen sie uns auch sehr deutlich, brau-
chen sie dabei Hilfe und Unterstützung.

Meine Damen und Herren, auch, das will ich so
deutlich sagen, was den Bereich der Sonderpädagogik
angeht, wo es Veränderungen gibt, hat die Koaliti-
on lange Beratungen hinter sich. Das Ergebnis die-
ser Beratungen ist im Schulgesetzentwurf festgeschrie-
ben und bedeutet, dass es eben keinen Rückschritt
in die Sonderschule der fünfziger, sechziger und sieb-
ziger Jahre gibt. Wir haben in Bremen gewisse Haus-
haltsengpässe. Das bedeutet, dass wir mit unseren
eingesetzten  Ressourcen  sehr  sorgfältig  umgehen

müssen. Das haben wir im letzten Jahr in Einzelfäl-
len auch schon eingeleitet. Aber den Vorwurf zu ma-
chen, die Koalition würde auf dem Rücken von Men-
schen, die sich nicht wehren können, hier sparen, wie
das auch passiert ist, muss mit Entschiedenheit zu-
rückgewiesen werden.

Wir haben auch hier nicht nur einen schulischen
Auftrag, wir haben einen gesellschaftlichen Auftrag
zur Integration von Menschen mit Behinderungen.
Ich glaube, in Bremen kann sich niemand beschwe-
ren über diesen Grad von Integration, den wir ha-
ben. Wir müssen nur schauen, ob es überall verhält-
nismäßig ist. Auch das muss ich so deutlich sagen,
und darum ist es richtig, dass wir im Gesetz dann
zumindest den Verweis auf den Standard, der durch
die Sozialgesetzgebung gegeben ist, machen, dass
wir natürlich nur das machen und versprechen kön-
nen, wozu wir auch das Geld haben.

Für uns ist, und ich will schon zum Ende kommen,
weil wir noch die eine oder andere weitere schulge-
setzliche Änderung heute Nachmittag beraten, es
wichtig, dass wir mit dem heutigen Gesetz einen An-
satz finden, um Schulen Perspektiven für eine wei-
tere Entwicklung zu geben. Die CDU-Fraktion sieht,
wie gesagt, dieses Schulgesetz nur als Zwischenschritt
für einen großen Anlauf, der dann unserer Auffas-
sung nach noch in dieser Legislaturperiode kommen
muss, der dann folgen muss. – Ich darf mich für Ihre
Aufmerksamkeit bedanken!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die Ab-
geordnete Frau Hövelmann.

Abg. Frau Hövelmann (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Überschreiben könnte man die
heutige Debatte mit „Qualitätsverbesserung durch
einheitliche Standards“ und „höhere Verbindlichkeit
durch klare Verantwortung“. Das sind die Punkte.

Ich bin schon wieder zu laut.

(Abg. Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]:
Wir haben ja jetzt alle einen Hörpass!)

Das ist mein Temperament, ich kann es auch nicht
ändern.

Die SPD-Fraktion hat das Schulgesetz intensiv be-
raten mit vielen Beteiligten, und wir haben zahlrei-
che Änderungen eingearbeitet. Herr Oppermann, wir
haben uns die Mühen der Niederungen gemacht, nicht
nur die strategischen Höhen besetzt und haben wirk-
lich annähernd 20 Stunden mit allen Beteiligten zu-
sammengesessen und gerungen. Dabei sind einige
Punkte, Herr Rohmeyer hat es erwähnt, herausge-
kommen, eigentlich nicht nur einige, sondern zahl-
reiche, die auch als Änderungen eingeflossen sind,

(Beifall bei der SPD)
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zum Beispiel die Regelung zur Beteiligung der Bei-
räte. Die Schulleitungen werden gestärkt, das ist üb-
rigens mittlerweile unstrittig, selbst bei den Kritikern.
Die Gesamtverantwortung für die Qualität muss klar
zugeordnet sein. Sie liegt nun einmal bei der Schul-
leitung.

Wer Verantwortung trägt, braucht auch rechtlich
abgesicherte Entscheidungskompetenzen und -spiel-
räume. Der Schulleiter hat zur Unterstützung natür-
lich sein Schulleitungsteam. Er leitet die Gesamtkon-
ferenz und Schulkonferenz, kann übrigens dies auch
an geeignete andere Mitglieder delegieren. Der Schul-
leiter hat Einfluss auf die Besetzung des Leitungs-
teams. Der Schulleiter hat natürlich, und das ist der
Dreh- und Angelpunkt, sein Kollegium. Dieses Kol-
legium wählt einen Personalausschuss. In diesem Per-
sonalausschuss sind Vertreter und Vertreterinnen der
Beschäftigten, und mit denen müssen nach Ansicht
der SPD-Fraktion regelmäßig Informations- und Be-
ratungsgespräche geführt werden. Das ist notwen-
dig, damit die Kolleginnen und Kollegen frühzeitig
und auch aktiv in die Entwicklung der Schule ein-
bezogen werden, denn Schulentwicklung läuft nur
gemeinsam.

(Beifall bei der SPD)

Ich kann mir übrigens kaum einen verantwortungs-
bewussten Schulleiter vorstellen, der das nicht auch
von allein macht, aber ich finde es ganz wichtig, auch
zu signalisieren, dass wir diese Teamaufgabe auch
im Schulgesetz verankert sehen. Verbesserte Koope-
ration und Teamfähigkeit auch mit den Betreuungs-
kräften, dazu müssen alle Beteiligten weiter motiviert
werden.

Meine Damen und Herren, Schulleiter werden nur
auf Zeit bestimmt. Wenn dann die Person feststellt,
dass sie dazu doch nicht geeignet ist, dann muss sie
diese Last nicht ihr Leben lang tragen. Allerdings be-
kommen Schulleiter von Anfang an das angemessene
Gehalt. Ich kenne Fälle, in denen in der Vergangenheit
vier Jahre lang die Arbeit gemacht worden ist und
vier Jahre lang nicht die entsprechende Bezahlung
gekommen ist. Das hat sich jetzt geändert.

Meine Damen und Herren, ein verbindliches Schul-
konzept gehört zu jeder Schule. Dieses Konzept wird
in der Schulkonferenz, dem obersten Gremium der
Schule, beraten. Die SPD-Fraktion wünscht sich hier
eine noch intensivere Zusammenarbeit mit den El-
tern. Die Verantwortung für die Lernerfolge der Kinder
liegt nicht nur in der Schule.

(Beifall bei der SPD)

Neben der Stärkung der Schulleitung ist in mei-
ner Fraktion ganz besonders intensiv die Gestaltung
der sonderpädagogischen Förderung diskutiert wor-
den. Wir wollen und werden von dem eingeschlage-
nen Reformweg nicht abweichen. Isolierte Sonder-

schulen gehören in Bremen der Vergangenheit an,
und hier will ich einmal Frau Sauer zitieren und sa-
gen, und das ist gut so! Die kooperative und integrative
Unterrichtung von behinderten und von Behinderung
bedrohten Kindern hat sich bewährt. Eines sage ich
hier deutlich, das kostet eben Geld!

(Beifall bei der SPD)

Noch etwas sage ich ebenso deutlich: Die SPD-Frak-
tion wird mit Augenmaß und Fachkompetenz darauf
achten, dass hier nicht einseitig zu Lasten der behin-
derten Kinder gespart wird.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, zur Qualitätsverbesse-
rung zählt auch eine Stärkung der Eigenständigkeit
der Einzelschule. So soll Freiraum für Kreativität und
Verantwortung geschaffen werden. An dieser Ent-
wicklung, die zum Glück im Grundsatz im Großen
und Ganzen politisch unstrittig ist, führt kein Weg
vorbei. Größere Selbständigkeit motiviert Schulen,
sich mit Fantasie, gleichzeitig aber auch mit Boden-
haftung ständig weiterzuentwickeln.

Das heute in erster Lesung zu verabschiedende
Gesetz fordert ausdrücklich dazu auf. Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen sollen entwickelt und abge-
schlossen werden. Ich bin davon überzeugt, dass nach
der Verabschiedung des heutigen Gesetzes die bereits
eingeleitete innere Reform der Schulen zügig wei-
terentwickelt wird. Hierbei, und das ist das A und O
und der Dreh- und Angelpunkt, steht die Verbesse-
rung der Qualität von Schule klar im Vordergrund.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, wir stellen heute wei-
ter die Weichen für eine bessere Schule in Bremen
und Bremerhaven. Das geht nur gemeinsam. Ich weiß,
dass jeder dabei seinen Part hat und seine Verant-
wortung erfüllen muss, Politik genauso wie die Leh-
rerinnen und Lehrer, die Schüler genauso wie die El-
tern. Uns eint das Ziel, bessere Schulen und bessere
Ergebnisse für alle jungen Menschen in Bremen und
Bremerhaven müssen erreicht werden, denn das be-
deutet bessere Aussichten für qualifizierte Berufsaus-
bildung, das bedeutet bessere Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt, das bedeutet Stärkung des Standortes und
der Wirtschaftskraft. Mittlerweile wird das von kei-
nem einzigen mir bekannten ernst zu nehmenden Po-
litiker bestritten.

Gesetzliche Rahmenbedingungen sind notwendig,
aber entscheidend ist natürlich, was in der Schule pas-
siert. Hierzu bedarf es verlässlicher Rahmenbedin-
gungen, übrigens auch finanzieller Natur. Das Bre-
mer Parlament hat in der Vergangenheit bewiesen,
dass es zu besonderen finanziellen Anstrengungen
für unsere Schulen bereit und in der Lage ist. Im Hin-
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blick auf die anstehenden Haushaltsberatungen wer-
den wir uns auch daran messen lassen müssen.

Jetzt kommt es neben der anstehenden Qualitäts-
offensive darauf an, die Umsetzungen der gesetzli-
chen Veränderungen aufmerksam zu begleiten. Die
SPD-Fraktion hat sich darauf verständigt, dass spä-
testens nach einer Frist von zwei Jahren überprüft
werden soll, ob und wie die geplanten Maßnahmen
greifen. Ich bin persönlich davon überzeugt, dass auch
die übrigens überhaupt nicht mehr zahlreichen Kri-
tikerinnen und Kritiker der Gesetzesänderung bald
erkennen werden, welche Chancen die neue Bremer
Schule bietet. Da ich weiß, dass Bündnis 90/Die Grü-
nen sich noch nicht dazu überwinden kann, der Schul-
gesetzänderung heute zuzustimmen, und da ich mich
nicht noch einmal melden möchte, möchte ich aber
doch deutlich sagen, dass ich nicht verstehe, dass die-
ser Prozess, der doch ein sehr kommunikativer Be-
ratungsprozess zu dem Schulgesetz gewesen ist, dass
diese Prozessdynamik nicht auch die Opposition über-
zeugt hat, wenn selbst, ich habe es Ihnen gesagt, doch
starke Anfangsskeptiker mit ins Boot gewonnen wer-
den konnten.

Ich glaube, es war ein guter Prozess, und wir ma-
chen heute hier etwas Gutes für die Zukunft. Ich danke
allen für die Unterstützung!

(Beifall bei der SPD)

Präsident  Weber:  Als  nächste  Rednerin  hat  das
Wort die Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bevor
ich jetzt mit meinem Beitrag starte, der sich mit dem
Entwurf der Koalition für ein neues Schul- und Ver-
waltungsgesetz  beschäftigt,  möchte  ich  noch  zwei
Worte zu Frau Hövelmann sagen. Zwei Aspekte, Frau
Hövelmann! Die Zustimmung der Opposition zu dem
Thema „Die neue Bremer Schule“ werden Sie nicht
erringen, weil wir einer Schule, die die Kinder nach
Klasse vier aufteilt und Bildungschancen verschenkt,
inhaltlich nicht mittragen werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Dann schi-
cken Sie sie doch in die Integrierten Stadt-

teilschulen, Frau Stahmann!)

Zweitens, liebe Kollegin Hövelmann, dynamischer
Kommunikationsprozess! Ich sage hier zu den Kol-
leginnen und Kollegen, die nicht in der Deputations-
sitzung waren: Wir Grünen haben eine öffentliche,
gemeinsame Anhörung der Bildungsdeputation zu den
vorliegenden Gesetzentwürfen verlangt. Diese An-
hörung ist mit den Stimmen dieser großen Koalition
abgelehnt  worden,  und  das  kann  ich  nicht  als  dy-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

namischen Kommunikationsprozess hier in diesem
Hause bewerten!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Rohmeyer hat schon gesagt, er hat dann doch
noch eine Anhörung gemacht, das finde ich auch gut,

 (Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Eine Fach-
anhörung!)

ich hätte lieber eine Anhörung, eine Fachanhörung
gemacht, die haben wir hier in diesem Hause auch
gemacht. Auf den jetzt so leeren Senatorenbänken
saßen eine Menge Bremer Experten, die die Positi-
onen gesagt haben, vom Zentralelternbeirat bis zur
Schülervertretung und auch über die Personalräte der
Schulen und auch die Gewerkschaften und Verbän-
de, die sich mit dem Bereich Sonderpädagogik be-
schäftigt haben. Sie haben hier Stellung bezogen, und
ich kann bis zu diesem Zeitpunkt nicht feststellen,
Frau Hövelmann, dass es sich um eine kleine Anzahl
von Kritikern handelte. Der Vorsitzende des Verban-
des der Sonderpädagogen, das ist ein Verband, der
vertritt Eltern, Lehrerinnen und Lehrer, hat mir gestern
noch gesagt, dass sie weiterhin an ihrer grundsätz-
lichen Kritik zu diesem Schulgesetz festhalten, das
vorweggeschickt!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Gesetz be-
rührt zwei zentrale Themen. Erstens wird behaup-
tet, dieses Gesetz soll die Rolle der Schulleitung stär-
ken, das ist zu untersuchen. Schulleitungen sollen
mehr Verantwortung und Spielräume bekommen, um
die Qualität einer Schule zu steigern. Zweitens geht
es um die schulische Zukunft von Kindern mit beson-
derem Förderbedarf, was auch meine beiden Vorred-
ner schon angesprochen haben.

Sie werden feststellen, es wundert Sie nicht, die
grüne Bürgerschaftsfraktion lehnt dieses Gesetz ab.
Die Koalition legt ein Gesetz vor, für das gute und
richtige Ziele genannt werden, aber das Gegenteil
wird aus unserer Sicht eingeleitet. Statt Autonomie
auf der einen Seite wird es zu mehr Bürokratie füh-
ren, zu noch mehr Bürokratie statt Eigenständigkeit,
die wir hier schon in einem Bürgerschaftsantrag ge-
fordert haben und die man auch ohne Schulgesetz
auf  den  Weg  hätte  bringen  können,  noch  stärker
Schulleitung am Gängelband, und statt Integration,
liebe  Kolleginnen  und  Kollegen,  wird  es  doch  zu
einer  schleichenden  Ausgrenzung  kommen!  Dies
möchte ich noch einmal begründen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Koalition nennt die richtigen Ziele, macht aber
das Gegenteil, und bildlich gesprochen ist es nichts
anderes, als links zu blinken und rechts abzubiegen.
Vorwegschicken möchte ich, dass wir uns bei unse-
rer Anhörung sehr intensiv darüber unterhalten ha-
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ben,  kann  dieses  Gesetz,  und  das  ist  richtig,  das
teile ich auch, der Motor für eine Qualitätsoffensive
für die Schulen sein, erreicht dieses Gesetz das an-
visierte Ziel? Wir haben die Experten gefragt, was
macht Schulen stark, und die überwiegende Antwort
hat gelautet, dieses Schulgesetz nicht! Es wurde ge-
sagt, Schulen brauchten viel mehr Eigenverantwort-
lichkeit, sie brauchten Selbständigkeit und Autonomie,
dies bekommen sie aber nicht durch dieses Gesetz.

Weiterer  Kritikpunkt:  Das  Gesetz  führt  zu  einer
grundlegenden  Veränderung  der  Machtverteilung
zwischen den einzelnen Schulen und der Schulbü-
rokratie, aber nicht, wie behauptet wird, zugunsten
pädagogisch selbständiger Schulen, sondern zuguns-
ten der Behörde. Das ist nach wie vor ein Vorwurf
der Schulleiter, den wir ernst nehmen müssen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Schulleitungen befürchten, durch die vorgelegten
gesetzlichen Regelungen in Widersprüche verstrickt
zu werden, sie sehen sich durch das Gesetz nicht un-
terstützt, sondern fühlen sich als verlängerter Arm der
Behörde. Im Gesetzentwurf steht nämlich für den Be-
reich Autonomie und Selbständigkeit gar nicht so viel
Neues,  Herr  Rohmeyer.  Das  stand  auch  schon  im
letzten Schulgesetz, und was dazukommt, sind eine
Menge Sachbearbeitertätigkeiten für die Schulleitung,
so wurde uns das hier sehr anschaulich geschildert.

Das Terrain, auf dem sich Schulleitungen heute be-
wegen, ist schwierig. Immer häufiger sind Schullei-
tungen der Prellbock zwischen den verschiedenen
Interessen der an Schule Beteiligten, sie befinden sich
sozusagen in einer Sandwichposition. Schulleitungen
stehen zwischen den Behördenanweisungen und den
Lehrerkollegien und müssen sowohl den Absichten
des Senats als auch den Absichten und Ansichten der
Eltern und den Kollegien vor Ort gerecht werden.
Dazu kommt für sie der immer größer werdende Spa-
gat zwischen den Bildungsansprüchen, die an Kin-
der und Jugendliche gerichtet werden, und deren tat-
sächlicher Lebenswelt. Auch der Druck, kostspieli-
ge Reformen ohne zusätzliche finanzielle Mittel be-
wältigen zu müssen, erschwert den Schulleitun-
gen zunehmend die Arbeit.

Wir Grünen fordern, die Leitungsfunktion von Schul-
leitungen muss endlich auch durch mehr Leitungs-
stunden stärker anerkannt werden! Herr Rohmeyer,
liebe Frau Hövelmann, ich hätte mich gern mit Ih-
nen darüber geeinigt, dass wir künftig zum Beispiel
im Bereich der Grundschulen diesen Grundschullei-
tern mehr Stunden freischaufeln, damit sie eben nicht
unterrichten können, damit sie eben ihre Kollegen
anleiten können, damit sie eine Schule auch päda-
gogisch entwickeln und das Kollegium auch coachen
können. Das ist ein Punkt, den ich an diesem Gesetz
kritisiere, das erfüllt dieses Gesetz eben nicht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Schulleiterinnen und Schulleiter müssen unserer
Meinung nach stärker als bisher von diesen Unter-
richtsverpflichtungen befreit werden, und sie müssen
professionell  fort-  und  weitergebildet  werden,  und
zwar  vor  Übernahme  des  Amtes.  An  Grund-  und
Hauptschulen können Schulleitungsstellen teilweise
nicht oder nur mit erheblicher zeitlicher Verzögerung
nach mehrmaliger Ausschreibung besetzt werden. Ich
glaube, es ist schon fast jede siebte Stelle im Schul-
leitungsbereich, die nicht beim ersten Mal wieder be-
setzt werden kann, sondern wo es noch einmal in eine
Runde geht und noch einmal, weil diese Stellen ein-
fach zu unattraktiv sind.

Die  durch  die  Pisa-Untersuchung  offen  gelegten
Mängel sind aber nicht durch eine scheinbare Stär-
kung allein der Schulleiter, sondern nur durch eine
Stärkung des Systems Schule behebbar. Dazu gehört,
dass die Schulen in ihrer Eigenständigkeit gefördert
werden. Das kann schon heute das bestehende Schul-
gesetz von 1994, das habe ich auch in einer voran-
gegangen Bürgerschaftsdebatte vor drei Monaten hier
deutlich gemacht, dass wir, wenn wir es wie die an-
deren Bundesländer machen und Schulen in die Ei-
genständigkeit entlassen und Ortsgesetze lockern,
damit auch die Ergebnisse erreichen können, Herr
Rohmeyer, die Sie heute hier schon postulieren. Das
Schulgesetz von 1994 ist nämlich getragen von dem
Leitgedanken, dass gute Schule nicht durch Anord-
nungen von oben entsteht, sondern dass sie von un-
ten wachsen muss. Das ist für mich nach wie vor ein
richtiger Ansatz.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich stelle fest, allein der politische Wille hat der
Koalition bisher gefehlt, die Schulen eigenverantwort-
licher werden zu lassen und Bürokratie konsequent
abzubauen. Die grüne Bürgerschaftsfraktion hat be-
reits mehrfach die Initiative ergriffen für eine größere
Selbständigkeit von Schulen in wirtschaftlicher, in per-
soneller, aber auch, liebe CDU, nicht für eine Mini-
autonomie,  sondern  eine  Maxiautonomie,  und  die
heißt auch immer eine Autonomie in pädagogischer
Hinsicht! Das haben wir hier gefordert.

Was macht aber die Koalition? Sie formuliert Ver-
ordnungen über Verordnungen, so jüngst die verord-
neten Präsenzzeiten. Das haben Sie doch neulich hier
auch noch kritisiert, Herr Rohmeyer, und jetzt stim-
men Sie in der Deputation zu. Das will einer hier ver-
stehen!

Wir sagen, statt auf Detailregelungen zu setzen,
muss  der  Bildungssenator  Zielformulierungen  ma-
chen. Wie die Schulen dann diese Ziele erreichen,
das soll der Weg jeder einzelnen Schule sein, aber
man soll nicht jeder Schule bis ins Detail, bis in die
letzte Stunde, jedem Lehrer bis in das letzte Klassen-
zimmer vorschreiben, wie die Ziele erreicht werden
sollen, sondern das muss Sache der Schulen sein.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Verantwortung für den Unterricht und dessen Ergeb-
nisse, Transparenz über das pädagogische Handeln
und dessen Erfolg kann es nur geben, wenn die Schu-
len  die  Freiheit  haben,  ohne  detaillierte  Vorgaben
durch Erlasse und Verordnungen zu arbeiten. Dazu
gehört, dass die Behörde und die Bildungsbürokra-
tie zurückgefahren werden müssen.

Lieber Herr Senator, als ich jüngst mit einem pen-
sionierten Lehrer gesprochen habe, und ich gebe zu,
es war mein alter Klassenlehrer, hat dieser mich ge-
fragt, wie viele denn heute in der Bildungsbehörde
arbeiten. Ich sagte, genau weiß ich das nicht, sind es
300 oder wie viele? Er sagte, zu der Zeit, als ich in
seiner Klasse war, vor 20 oder 25 Jahren, waren es
unter hundert, und ich stelle die Frage: Können wir
nicht bei diesem Überhang, den auch Herr Rohmeyer
festgestellt hat, sinnvoll Bürokratie abbauen und das
Personal, das wir in dieser Behörde haben, auch diese
Masse an Geld und auch diese Leute mit Know-how
besser in den Schulen vor Ort einsetzen? Das, fände
ich, wäre doch einmal ein guter Vorschlag, den die
Grünen hier im Haus mittragen könnten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
R o h m e y e r  [CDU]: Das habe ich doch

eben hier gesagt!)

Zum Bereich der Förderzentren, ich komme jetzt
auch zum Schluss meiner Rede, Ihnen vorweg noch
einmal klipp und klar gesagt: Ich war bei unserer An-
hörung entsetzt, als wir feststellten, dass Sie bei den
Planungen nicht die Fachverbände wie die Lebens-
hilfe, den Martinsclub und den Verband der Sonder-
pädagogen von vornherein beteiligt haben. Diese ha-
ben das hier von diesem Rednerpult aus auch ganz
scharf formuliert, dass sie es sehr bedauerlich finden,
dass es hier in Bremen schon so auf den Hund ge-
kommen ist, man muss es einmal sagen, dass man
hier nicht mehr bei solchen wichtigen Gesetzesvor-
haben als Interessenvertretung mit eingebunden wird.

Da muss ich sagen, liebe große Koalition, Sie ha-
ben eine große Mehrheit, aber Sie tragen auch eine
große Verantwortung für die Demokratie hier im Land,
und dazu gehört, dass man sich auch mit Meinun-
gen, die nicht der eigenen ähnlich sind, auseinander
setzt! Das gilt gerade auch für dieses Schulgesetz!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die große Koalition stellt die gesamte Arbeit der
Förderzentren unter Haushaltsvorbehalt, so wurde
es hier formuliert, und das geschieht unverblümt mit
der Formulierung, die zwar schon entschärft ist, aber
immerhin noch immer so lautet: „Soweit inhaltlich
und wirtschaftlich sinnvoll“, das ist der Paragraph 22
Absatz 1. Das bedeutet konkret, dass die behinder-
ten Kinder künftig nicht nach Bedarf, sondern nach
Kassenlage gefördert werden können. Das ist eine
Formulierung, die die Koalition, lieber Herr Rohmeyer,

liebe Frau Hövelmann, doch niemals für die Gym-
nasien in so ein Schulgesetz hineinschreiben würde,
oder?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
R o h m e y e r  [CDU]: Was ist denn das für

eine Argumentation?)

Da dieser Bezug zur Wirtschaftlichkeit ausschließlich
bei den Förderzentren auftaucht, lieber Kollege, ist
das als Diskriminierung zu werten, und ich warte auf
die Eltern, die dagegen klagen.

Die Schulleitungen im Bereich der Förderzentren
werden durch das Gesetz geschwächt und nicht ge-
stärkt –

(Glocke)

ich komme zum Schluss, Herr Präsident –, dies macht
der Paragraph 35 Absatz 4 mit seiner Aussage deut-
lich, die Entscheidung über den Förderort trifft der
Senator für Bildung. Eine Entscheidung über den För-
derort muss immer prozesshaft und dialogisch gestaltet
werden im Sinne einer Suche nach einer integrati-
onsorientierten Lösung, nicht statisch als reines Ver-
waltungshandeln, das dann von den Schulleitungen
vollzogen werden muss.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieses Schulge-
setz erfüllt aus Sicht von Bündnis 90/Die Grünen nicht
die gesteckten Ziele. Es schwächt die Schulleitungen
und  entmündigt  die  Kollegien.  Daraus  wird  kein
Qualitätsschub für die Schulen erwachsen. Schule
muss sich verändern, aber, wie ich versucht habe zu
beschreiben, eben nicht von oben, Herr Senator, son-
dern sie muss von unten aus den Schulen wachsen,
und  dabei  müssen  Sie  die  Schulen  unterstützen!  –
Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir haben in den letz-
ten Jahren gemeinsam in verschiedenen Bereichen
die Schulpolitik dieses Landes in eine andere Rich-
tung gebracht, die erstens dafür gesorgt hat – ich
spreche nicht von der Zukunft –, bereits in der Ver-
gangenheit zu ersten ganz konkreten Erfolgen zu
kommen. Das ist Ihnen, liebe Frau Stahmann, sicher-
lich auch nicht entgangen, dass wir im Bereich der
Grundschulen durch zusätzliche Stunden, durch zu-
sätzliches Personal, durch zusätzliche Fördermaßnah-
men  erreicht  haben,  dass  die  Leistungen  unserer
Grundschüler bereits in den letzten Jahren so deut-
lich besser geworden sind, dass wir es bemessen kön-
nen, so wie in VERA im letzten Herbst nachgewie-
sen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)
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Auf diesem Weg, der längst überfällig war, sind
übrigens alle auf dieser Regierungsbank mit mir ei-
ner Meinung, und ich bin sicher, dass ich die über-
große Mehrheit auch in diesem Haus in dieser Fra-
ge hinter mir habe, diese Reform im Schulbereich war
dringend und längst überfällig. Jetzt argumentiere
ich nicht wie Sie, liebe Frau Stahmann, sondern ich
argumentiere aus Sicht der Kinder: Wie kann es an-
gehen, dass Bremer und Bremerhavener Kinder im
Vergleich zu Kindern aus anderen Großstädten – ich
argumentiere nicht mit Flächenstaaten, sondern mit
Großstädten – deutlich geringere Bildungs- und Aus-
bildungschancen haben als die Kinder in anderen Be-
reichen?

Das ist doch ein Unding. Da zu sagen, weiter so
wie bisher, und es muss von unten kommen, ist –
Entschuldigung bitte – der völlig falsche Weg. Wir
gehen einen anderen Weg. Wir setzen die Ziele. Wir
haben dabei Visionen, aber wir arbeiten sie konse-
quent ab.

Liebe Frau Stahmann, was hat es hier für einen Är-
ger um die Einführung der verlässlichen Grundschule
gegeben! Das hat die große Koalition – ich darf sa-
gen, vielleicht auch mit nur ein bisschen mehr Druck
von der SPD-Seite, ich will es aber nicht schmälern
– gegen den erbitterten Widerstand der Grünen ge-
meinsam vorangetrieben. Man war dagegen, man hat
gesagt, es sei kein Erfolgsmodell, wenn wir Mütter
in die Schulen hinein geben, wenn wir die verlässli-
che Grundschule auf dem von uns vorgeschlagenen,
realisierbaren Weg einführen. Was ist das Ergebnis,
liebe Frau Stahmann? Das Ergebnis ist, dass mittler-
weile 90 Prozent der Eltern in diesem Land hinter der
verlässlichen Grundschule stehen und dies eine fa-
milienpolitische Maßnahme ist, die von den Müttern,
von den Vätern, von den Familien total akzeptiert wor-
den ist, obwohl Sie, und das können Sie in den Pro-
tokollen nachlesen, damals erbittert dagegen gestrit-
ten haben.

(Beifall bei der SPD – Zuruf der Abg. Frau
S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die Grünen])

Das Zweite, liebe Frau Stahmann: Wir haben ge-
meinsam mit der großen Koalition die strukturellen
Veränderungen durchgeführt, gegen Ihre Argumen-
tation, gegen Ihre Debattenlagen hier im Haus, aber
auch draußen. Was ist das Ergebnis gewesen? Die
Stärkung der Gesamtschulen, auch die Stärkung ei-
nes Teils der Gymnasien! Nicht etwa die Parteipro-
gramme entscheiden, wo sie ihre Kinder hingeben
können, sondern die Eltern werden gestärkt. Auch
in diesem Gesetz, meine Damen und Herren, darüber
sind wir uns völlig klar, werden die Rechte der El-
tern gestärkt. Ich finde es richtig, dass wir die Rech-
te der Eltern stärken. Das ist ein Ansatz dieses Ge-
setzes.

(Beifall bei der SPD)

Die strukturellen Veränderungen haben übrigens
dazu geführt, dass ein Prozent der Eltern nicht zu-
frieden war mit der Anwahl, so wie sie durchgeführt
worden ist. Wir haben aber auch bei diesem einen
Prozent nachjustiert und haben mittlerweile in den
Bereichen, die wir uns sehr, sehr genau anschauen,
Erfolge zu vermelden.

Jetzt kommen wir zu einem dritten Schritt, einer
dritten Phase. Das ist von Frau Hövelmann und von
Herrn Rohmeyer eigentlich schon ausführlich darge-
stellt worden. Ich will ihn nur noch einmal in Ihr
Bewusstsein zurückrufen. Wir haben einen runden
Tisch eingerichtet. Dieser runde Tisch hat gesagt,
überall da, wo Schulen stark sind, wo sie starke Füh-
rungen haben, sind sie in einem guten Zustand. Der
Unterricht wird überprüft, die Lehrer sind in einer
guten Kommunikation, Präsenzzeiten sind eine Selbst-
verständlichkeit, Fortbildungen sind eine Selbstver-
ständlichkeit. Das alles macht für unsere Kinder eine
gute Schule aus.

Das ist leider, und das wissen Sie so gut wie ich,
nicht an allen Schulen der Fall. Wir, und dafür trage
ich die politische Verantwortung, wollen aber, dass
die Kinder an allen Schulen die Chancen haben, die
sie in anderen Bundesländern haben. Deshalb glaube
ich, dass es völlig richtig ist, dass wir uns an diesem
Vorschlag des runden Tisches orientieren. Übrigens
vom Jahre 2002, weil ich irgendwo einmal gelesen
habe, der Senator macht einen Schnellschuss! Da habe
ich heftig gelacht, wenn wir 2002 die Ergebnisse des
runden Tisches vorliegen haben, sie in 2003 disku-
tieren, in 2004 umsetzen und heute, nach einer un-
glaublich langen Diskussionsphase – –.

Es ging übrigens damit los, liebe Frau Stahmann,
dass ich als Allererstes den Referentenentwurf mit
der  Vorsitzenden  des  ZEB  diskutiert  habe,  um  zu
sehen,  ob  ich  hier  eine  Akzeptanz  bei  den  Eltern
finde.  Danach  habe  ich  mich  mit  Schulleitern  aus
Bremen und Bremerhaven in Verbindung gesetzt, um
sie zu befragen: Wie steht ihr dazu, ist es der rich-
tige Weg, werden wir dadurch besser, werden wir
dadurch stärker?

Die Zielsetzung – das ist vielleicht die einzige Brü-
cke, die ich wieder zu Ihnen schlagen kann – ist die
Eigenständigkeit von Schulen, aber auch die Vorgabe
von Standards. Wir müssen die Ziele für unsere Schu-
len setzen. Wir müssen sagen, was nach Klasse vier,
sechs,  acht  und  zehn  und  demnächst  zwölf,  heute
noch 13, zu erreichen ist. Wir dürfen nicht zufrieden
sein und sagen, die Standards in anderen Bundes-
ländern interessieren uns nicht. Es interessieren mich
die anderen Standards in den anderen Bundeslän-
dern. Das haben wir aber lange vernachlässigt, lie-
be Frau Stahmann. Wir haben gar nicht geschaut, wie
sie in anderen Ländern ihre Abiturleistungen gemacht
haben. Auch, glaube ich, in der Verantwortung, als
die Grünen hier mit im Senat dabei waren, ist es leider
vernachlässigt worden. Wir schauen darauf, und wir
wollen nicht schlechter sein in den Leistungen, und
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ich höre nicht auf, darüber mit Ihnen zu streiten, dass
unsere Kinder das Recht darauf haben.

Der andere Aspekt, dass wir den nicht vergessen:
Die soziale Koppelung, unter der wir alle besonders
leiden, ist, dass Kinder aus bildungsfernen Familien
soviel weniger Chancen haben als Kinder aus bil-
dungsnahen Familien, müssen wir auch stärker an-
packen, als es vorher, in früheren Jahren geleistet
worden ist. Sie wissen es, Frau Stahmann, dass viele
Programme laufen: Sommercamps, Ostercamps, Lese-
intensivkurse und viele, viele andere Fördermaßnah-
men, dass diese Kinder keine Klasse wiederholen,
sondern wir wollen es durchaus weiter offensiv an-
gehen.

Morgen, Frau Stahmann, das soll mein letzter Satz
sein, kommt Bundesministerin Bulmahn nach Bremen.
Das ist kein Zufall.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Abschieds-
besuch!)

Das ist ein bisschen frech, Herr Rohmeyer!

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Wo ich
Recht habe, habe ich Recht!)

Jetzt will ich Ihnen einmal sagen, weshalb ich mor-
gen sehr gern zum Flughafen fahre, weil durch das
Engagement von Frau Bulmahn und durch die Initi-
ative der Bundesregierung wir in die Lage versetzt
worden sind, hier im Land Bremen für 28 Millionen
Euro in Ganztagsschulen zu investieren. Dafür bin
ich der Bundesregierung dankbar, und deshalb emp-
fange ich sie morgen auch am Flughafen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Herr Rohmeyer, Sie wissen doch, ein Spiel wird nach
90 Minuten abgepfiffen, und ich würde noch nicht
frohlocken. Möglicherweise bestraft der Wähler es,
wenn man vor Ablauf der 90 Minuten so frohlockt,
wie Sie es eben getan haben.

Ein letztes Wort, meine Damen und Herren! Frau
Stahmann hat hier eben gesagt, die Behörde sei ja
viel zu groß. Ich weiß nicht, ob Sie es so auch einmal
in der Personalversammlung den Behördenmitarbei-
tern sagen würden. Vielleicht ist es Ihnen nicht be-
kannt, aber eigentlich sollte es Ihnen bekannt sein,
Frau Stahmann: Wir haben seit 1995  28 Prozent der
Bediensteten in der Behörde abgebaut, und wir ha-
ben im Koalitionsausschuss beschlossen, weitere 15
Prozent aus der Behörde abzubauen. Wenn Sie mir
irgendwo eine Behörde in Bremen nennen, die in die-
sem Umfang abgebaut hat und noch weiter bereit ist
abzubauen, dann bin ich sehr interessiert. Ich wür-
de mich dann freuen und gebe dann auch einen aus,
wenn Sie eine entsprechende Behörde finden wür-
den. Ich glaube, Sie finden sie nicht.

Sie haben eben vorgeworfen, dass wir ehrlich, auf-
richtig und glaubwürdig sagen, wir können nicht in
dem  Maße  weiter  Integrations-  und  Kooperations-
prozesse ohne jede Rücksicht auf die vorhandenen
Mittel weiter voranziehen, und haben gleichzeitig den
gymnasialen Segmenten vorgeworfen, dass darauf
überhaupt nicht geachtet wird. Frau Stahmann, wenn
Sie es ernsthaft behaupten, dann haben Sie keine Ah-
nung, was in unseren Schulen los ist. Entschuldigung
bitte!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Wir  haben  an  den  Gymnasien  im  Augenblick  in
den fünften Jahrgängen 33 Schüler. Es waren noch
niemals so viele wie heute. Ich habe deswegen kei-
ne Beschwerden bekommen, sondern die Eltern, die
Lehrer akzeptieren es zähneknirschend, weil wir das
Geld nicht dafür haben, mehr Lehrerstunden in die-
se Schulen hineinzustecken.

Bitte behaupten Sie hier nicht vor dem Parlament,
dass wir nur auf die Kooperationsklassen schauen und
andere Bereiche außer Acht lassen! Wenn wir genü-
gend Geld hätten, hätte ich überhaupt keine Probleme
zu sagen, nein, es ist gar keine Frage, es wird wei-
ter kräftig ausgebaut. Wir machen auch keine Fre-
quenzen in den Gymnasien über 27 oder 29. Das ist
dann schon etwas fragwürdig.

Selbstverständlich würde ich auch den Schulleitern
mehr Entlastungsstunden geben. Entlastungsstunden
hatten wir übrigens in Bremen früher zuhauf. Wir
hatten, als ich anfing, 350 Lehrerinnen und Lehrer,
die nicht in den Schulen gearbeitet haben. Dies ha-
ben wir Gott sei Dank abgearbeitet und sie zum Teil
in die Schule zurückgeführt oder als Sparquote mit
eingebracht. Stellen Sie es sich doch bitte einmal vor:
350 Lehrerinnen und Lehrer, A 12, A 13 und höher,
die nicht im Unterricht gearbeitet haben! Eigentlich
unvorstellbar, aber bitte, Frau Stahmann, sagen Sie
nicht hier im Haus, dass wir da noch reichlich Mas-
se hätten!

Ich glaube, dass das Schulgesetz und das Schul-
verwaltungsgesetz ein weiterer richtiger Schritt sind.
Ich bin den Abgeordneten aus den Fraktionen – auch,
wenn Sie so wollen, Ihnen, liebe Frau Stahmann –
dankbar, dass das so ausführlich und breit in unse-
rer Gesellschaft diskutiert worden ist, dass wir ganz
viele Punkte mit aufgenommen haben. Das hat uns
der Personalrat gerade noch in der letzten, vorletz-
ten Woche ausdrücklich bestätigt, und ich glaube, dass
es ähnlich wie bei der verlässlichen Grundschule,
ähnlich wie bei der Schulstruktur dazu führen wird,
dass die Leistungen unserer Schülerinnen und Schüler
im Lande Bremen besser werden, und darauf kommt
es an!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident  Weber:  Als  Nächste  hat  das  Wort  die
Abgeordnete Frau Stahmann.
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Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
hatte vor kurzem Rainer Domisch hier zu Gast. Er
arbeitet im finnischen Zentralamt für Unterrichtswe-
sen. Herr Domisch hat mich gebeten, zu Herrn Lemke
zu sagen: Immer an Finnland denken! Ich habe mit
Herrn Domisch ganz tüchtig über das Thema „Eltern-
rechte stärken“ diskutiert. Ich finde, er hat etwas sehr
Kluges gesagt, was ich Ihnen auch einmal deutlich
machen möchte.

Herr Domisch hat gesagt, die Elternrechte zu stär-
ken ist sicherlich nichts Falsches, aber man muss sich
bewusst machen, dass die Interessen der Eltern höchst
subjektiv sind. Sie beziehen sich nämlich auf ihr ei-
genes Kind, das am besten den besten Bildungsweg
durchlaufen soll. Das soll man sich bewusst machen,
das muss man an dieser Stelle auch wissen: Die Fin-
nen geben den Eltern beispielsweise kaum Mitspra-
cherechte im Schulsystem, haben aber trotzdem ein
Schulsystem, das ja bekanntlich gute Ergebnisse er-
reicht hat, zwei Mal bei Pisa auf dem vorderen Platz
war.

Auch das Thema kollegiale Schulleitung, darauf
sind Sie leider nicht eingegangen, wird immer ein
bisschen als Widerspruch aufgebaut, dass man sagt,
kollegiale Schulleitung verträgt sich nicht mit einer
starken Schulleitung. In Schweden habe ich gesehen,
es gibt auch eine kollegiale Schulleitung. Ein Schul-
leiter, und das meine ich, Herr Senator, der vom Un-
terricht freigestellt ist, der dieses Amt des Schullei-
ters personell und inhaltlich auch ausfüllen kann, der
eine exzellente Ausbildung hat, der aus- und fortge-
bildet ist, der junge Kolleginnen und Kollegen an-
leiten kann und der der Schule auch ein pädagogi-
sches Profil vorgeben kann, wird dann von zwei Kol-
legen als Team in der Schulleitung unterstützt, eine
Person verantwortlich für den Bereich der wirtschaft-
lichen Führung der Schule, eine Kollegin oder ein Kol-
lege zuständig für die Personalentwicklung.

Ich finde, das ist ein höchst modernes System, von
dem wir uns auch noch einiges abgucken könnten
und von dem wir in Bremen auch Ansätze haben, die
wir nicht aufgeben müssen, sondern die wir eigent-
lich ausbauen sollten. Wir sollten die Leute ermun-
tern zu diesen Führungsrollen, und es sind ja Schul-
leiterinnen und Schulleiter da, die auch diese Füh-
rungsrolle an der Schule wahrnehmen. Dazu sollten
wir sie auch ermuntern.

Jetzt haben Sie gesagt, ich solle einmal auf der
Personalversammlung sagen, ich als Grüne verlan-
ge, dass hier die Hälfte in die Wüste oder in die Schule
geschickt wird. Ich versuchte deutlich zu machen, dass
eine Behördengröße auch etwas damit zu tun hat, was
die Politik und was der Bildungssenator eigentlich
alles an Daten erhoben haben will, und was soll hier
eigentlich alles an Statistiken mit auf den Tisch ge-
legt werden. Da muss ich mich auch selbst an die Nase
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

fassen, klar, danach fragen die Grünen auch und fra-
gen, wie viel Geld wurde da ausgegeben oder wie
viele Kinder sind hier nicht versetzt worden. Es geht
aber doch grundsätzlich darum, dass wir hinschau-
en, wo die Länder sind, die es besonders gut machen.
Ich sage, Schweden hat eine Schulbehörde, die hat
so viele Mitarbeiter wie die Bremer Bildungsbehör-
de, und das für ein ganzes Land! Das habe ich ver-
sucht deutlich zu machen, Herr Senator, das ist doch
die  Richtung,  in  die  wir  gehen  müssen,  zu  einem
schlanken Überbau und zu starken Schulen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Eigentlich habe ich mich wegen der verlässlichen
Grundschule gemeldet. Das machen Sie ja bei jeder
Debatte ganz gern, wenn man auf den Grünen ein
bisschen herumtrommeln muss, dass man sagt, die
Grünen waren gegen die verlässliche Grundschule.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Ein
wunder Punkt!)

Liebe Kollegin Hövelmann, da müssten Sie eigent-
lich sofort sagen, Frau Stahmann ja nicht, sie unter-
stützt die Koalition in dieser Frage, und wir haben
hier auch in diesem Haus in dieser Legislaturperio-
de und auch schon mein Kollege Mützelburg die Be-
schlüsse mitgetragen und sind auch der Auffassung,
dass die verlässliche Grundschule in Bremen der Stan-
dard sein sollte.

Es ist ja auch so, dass die Eltern schon zu 90 Pro-
zent – –.

(Abg. P i e t r z o k  [SPD]: Aber im Jugend-
hilfeausschuss haben Sie mich dafür ver-

prügelt!)

Ja, soll ich mich jetzt verprügeln lassen? Wollen Sie
sich jetzt verprügeln lassen, was ehemalige SPD-
Abgeordnete hier gesagt haben, Herr Pietrzok? Das
müssen Sie einmal so deutlich sagen, ob man jetzt
hier in Haftung genommen wird – –.

(Unruhe)

Ich  habe  dafür  gestritten,  dass  es  qualifiziertes
Personal gibt, dass es nicht zu einer Aufbewahrung
kommt. Dahinter stehe ich heute immer noch, lieber
Kollege Pietrzok.

(Glocke)

Präsident Weber: Sehr geehrte Frau Stahmann,
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Hö-
velmann?

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Ja
bitte, wenn es etwas Nettes ist! Etwas Unnettes neh-
me ich auch.
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Präsident Weber: Bitte, Frau Hövelmann!

Abg. Frau Hövelmann (SPD): Liebe Kollegin Stah-
mann, ich nehme es zur Kenntnis, was Sie eben zur
verlässlichen Grundschule gesagt haben, und ich weiß
es ja auch, dass Sie es als Bildungspolitikerin unter-
stützt haben. Ich verspreche Ihnen hier, dass ich per-
sönlich diese Bemerkung nicht mehr machen wer-
de, weil ich keine Geschichtsbetrachtung betreiben
will. Ich hoffe, dass ich es später auch beim Schul-
gesetz so machen kann. Danke schön!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Das
war ja eine strategische Bemerkung. Jetzt noch ein-
mal eine strategische Bemerkung zum Bildungsse-
nator! Der Bildungssenator hat gesagt, ich könnte an
den Kindern, die an den Grundschuluntersuchungen
VERA teilgenommen haben, schon sehen, dass die
große Koalition schon super Sachen gemacht hat, seit-
dem sie am Ruder ist.

Im Bereich der Grundschule, das wurde aufgezählt,
hat man die Leseförderung intensiviert und so wei-
ter, aber, Herr Senator, ich habe in der Bildungsde-
putation nachgefragt, Herr Rohmeyer hat eine Pres-
semitteilung gemacht und gesagt, jetzt können die
Grünen hier einmal etwas lernen, an VERA kann man
sehen, die große Koalition macht alles richtig in der
Schulpolitik: Die Kinder, die diesen Test gemacht ha-
ben, haben noch gar nicht an den Kursen, die Sie be-
schlossen haben, und an diesen Sonderstunden teil-
genommen. Da bitte ich doch auch um eine Klarstel-
lung!

(Zuruf des Abg. R o h m e y e r  [CDU])

Sie können sich noch einmal melden, Herr Roh-
meyer, aber soweit, finde ich, muss man auch fair
bleiben und das auch richtig stellen. Die Kinder, die
an den Vergleichsarbeiten teilgenommen haben, ha-
ben eben noch nicht diese Sonderstunden und Son-
derprogramme bekommen. – Danke schön!

(Beifall bei Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Herr
Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Frau Stahmann, nur zwei kurze Erwiderun-
gen! Dass Sie ernsthaft Herrn Domisch zitieren und
sagen, nehmt einmal die Elternrechte nicht so ernst,
das finde ich sehr beeindruckend!

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Nein!)

Das schreibe ich mir auf für weitere Debatten mit dem
Zentralen Elternbeirat. Für mich ist diese Position ab-
solut nicht in Ordnung! Wir nehmen die Elternrech-

te sehr wohl sehr ernst. Sie haben eben etwas ande-
res  erzählt.  Sie  haben  mir  freundliche  Grüße  von
Herrn Domisch ausgerichtet, der erzählt hat, mit den
Eltern nehmen wir es auch nicht so ernst, die sind
sehr subjektiv, wenn es um ihre Kinder geht.

(Abg. Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]:
Das erzählen wir ihm nächste Woche! – Abg.
Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Die CDU fährt ja nach Finnland, die

kann ja noch etwas lernen!)

Zu VERA! Da können Sie gleich Frau Schön fra-
gen, die wird Ihnen das berichten können, dass ich
bei der Reise der Wissenschaftsdeputation in Zürich
mit großem Interesse zur Kenntnis genommen habe,
dass der dortige Rektor der Eidgenössischen Tech-
nischen Universität, einer der besten Hochschulen der
Welt, in seiner Präsentation vorgestellt hat, was al-
les zu den Ergebnisverbesserungen geführt hat. Unter
anderem führte er an, dass die Standards, die Vor-
gaben, die Vordiplome et cetera dazu geführt haben,
dass die Leistungen deutlich verbessert worden sind.

Jetzt komme ich auf meine Antwort zu Ihrer Erwi-
derung: Selbst die Ankündigung derartiger Standards
hat dazu geführt, dass die Hochschullehrer so viel Gas
gegeben haben in ihren Vorlesungen, in ihren Se-
minaren, dass sie die Studenten zu besseren Leistun-
gen mitgerissen haben. Genau das ist bei uns, an
unseren Grundschulen passiert, obwohl sie, wie Sie
richtig analysiert haben, nicht in den Genuss der Lese-
intensivkurse gekommen sind, ist es uns gelungen,
die Lehrerinnen und Lehrer mitzunehmen, den Kin-
dern bis zum Anfang der vierten Klasse mehr beizu-
bringen. Das, finde ich, ist in Ordnung so!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  das  Gesetz  zur  Änderung  des  Bremischen
Schulgesetzes und des Bremischen Schulverwaltungs-
gesetzes, Drucksache 16/606, in erster Lesung be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])
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Meine Damen und Herren, ich stelle fest, die Bür-
gerschaft (Landtag) beschließt das Gesetz in erster
Lesung.

Gesetz zur Änderung des Privatschulgesetzes

Mitteilung des Senats vom 10. Mai 2005
(Drucksache 16/609)

1. Lesung

D a z u

Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen

vom 24. Mai 2005

(Drucksache 16/632)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Lemke.

Gemäß Paragraph 34 Absatz 1 der Geschäftsord-
nung findet in der ersten Lesung zunächst eine all-
gemeine Besprechung statt. Ihr folgt in der Regel die
Einzelberatung. Ich schlage Ihnen jedoch vor, dass
wir den Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen mit der Drucksachen-Nummer 16/632 mit
in die allgemeine Aussprache einbeziehen. Ich höre
keinen Widerspruch, dann werden wir so verfahren.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die allgemeine Aussprache ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die Schulen in freier Trägerschaft,
allgemein auch Privatschulen genannt, leisten in Bre-
men eine hervorragende Arbeit und sind eine we-
sentliche Bereicherung der bremischen Schulland-
schaft. Mit dem Privatschulgesetz heute tragen wir
gewissen Veränderungen der Zuweisung, die sich
auch aufgrund unserer schulstrukturellen Verände-
rung vom vergangenen Jahr ableiten lassen, Rech-
nung.

Der zweite wesentliche Punkt dieser Schulgesetz-
novelle im Privatschulgesetzbereich behandelt die
Frage der Ergänzungsschule. Wir haben in Bremen
die International School of Bremen, die seit einigen
Jahren in ganz hervorragender Art und Weise auf-
wachsend hier arbeitet und die eine Anerkennung
braucht, weil das Schulgeld zurzeit auch nicht abzugs-
fähig ist, und ich finde, dass dies auch zur Attrakti-
vität eines Wirtschafts- und Handelsstandortes wie
Bremen gehört, dass internationale Manager, die zum
Beispiel hier für einige Jahre in Bremen sind und ihr
Kind in englischer Sprache erziehen lassen wollen,
dafür auch ein adäquates Schulangebot finden. Diese
Schule braucht eben auch diese Möglichkeit, die die
anderen Schulen auch haben.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Von daher, meine Damen und Herren, bitte ich für
die CDU-Fraktion, ich denke, auch im Namen der gro-
ßen Koalition um die Zustimmung zu ihrem Gesetz.
Das, was von den Grünen als Änderungsantrag hier
eingereicht wurde, haben wir auch schon lange in
der Bildungsdeputation debattiert, diskutiert und zum
Schluss verworfen.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, es wurde immer ausgesetzt,

deshalb haben wir nicht mitdiskutiert!)

Es wurde in der letzten Befassung der Deputation dis-
kutiert, Frau Kollegin Stahmann! Es war im ursprüng-
lichen Entwurf enthalten. Es ist verworfen worden,
und Sie bringen es heute noch einmal ein. Ich sage
Ihnen, diesen Antrag lehnen wir ab. Ich bitte um Zu-
stimmung zur Gesetzesänderung! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Köhler.

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Dass Privatschu-
len eine sehr gute Arbeit leisten, die sowohl in Wort
als auch in Tat Unterstützung verdient, ist hier im
Hause, glaube ich, unstreitig. Einzelne Privatschu-
len bieten ein Angebot, das es im öffentlichen Sys-
tem so nicht gibt, sei es wegen konkreter historischer
Hintergründe oder weil das öffentliche Schulsystem
bisher nicht flexibel genug gewesen ist, selbst die
nötige inhaltliche Vielfalt anzubieten, zum Beispiel
Waldorfpädagogik, die eigentlich auch in einem öf-
fentlichen  System  mit  pädagogisch  selbständigen
Schulen möglich sein sollte und teilweise auch prak-
tiziert wird.

Manche Privatschulen wie zum Beispiel die dama-
lige Freie Kinderschule oder das Institut für Erwach-
senenbildung,  IfE,  haben  die  allgemeine  bildungs-
politische Debatte bereichert, auch wenn leider zu
wenig Konsequenzen aus diesen positiven Beispie-
len für die öffentlichen Schulen gezogen worden sind.

Politisch unverantwortlich ist es hingegen, wenn
der Privatschulbereich in dieser Haushaltsnotlage, in
der wir uns befinden, gegenüber allen anderen Trä-
gern besser gestellt wird, die unbestritten sinnvolle
soziale Dienstleistungen maßgeblich finanziert durch
den Steuerzahler erbringen.

Einer der wesentlichen Gründe, weshalb die Bil-
dungsbehörde ursprünglich das Privatschulgesetz än-
dern wollte, war ein Fehler, der sich bei der vorheri-
gen Änderung des Privatschulgesetzes eingeschlichen
hatte. Es geht dabei um eine Regelung, die eine au-
tomatische Anpassung der Subventionierung der Pri-
vatschulen an die Veränderungen der Beamtenbe-
soldung vorsieht. Mit Genehmigung des Präsidenten
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zitiere ich aus der Vorlage für die Bildungsdeputa-
tion aus dem Dezember letzten Jahres:

„Mit der letzten Änderung des Privatschulgeset-
zes ist die vormalige unpräzise Messgröße Gehälter
durch die Messgröße Dienstbezüge ersetzt worden.
Dieser Begriff schließt jedoch nicht die jährlichen Son-
derzahlungen wie das Weihnachtsgeld ein, so dass“,
und jetzt kommt das Wesentliche, „die Beibehaltung
dieses Begriffes zu einer nicht beabsichtigten Bes-
serstellung der Privatschulen bei einer Kürzung des
Weihnachtsgeldes bei den öffentlichen Bediensteten
führt. Dies muss durch die korrekte Begrifflichkeit Be-
soldung korrigiert werden.“

Das  schreibt  der  Bildungssenator  im  Dezember
2004, und er hat Recht damit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben mit genau derselben wortwörtlichen Be-
gründung diesen Punkt hier als Änderungsantrag ein-
gebracht, weil die Koalition inzwischen beschlossen
hat, den Fehler des Bildungsressorts nicht zu korri-
gieren. Mit anderen Worten, bei Erhöhungen der Ge-
hälter sollen die Privatschulen profitieren, aber bei
der erfolgten Absenkung sind die Privatschulen außen
vor. Das ist in einer Zeit, in der die anderen privaten
Träger, zum Beispiel im Bereich Jugend und Sozia-
les genauso wie die öffentlichen Schulen, einem mas-
siven Spardruck ausgesetzt sind, nicht zu vertreten.
Da muss es wohl ganz heiß hergegangen sein zwi-
schen SPD und CDU.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Ach
was!)

Es  geht  hier  immerhin  um  einen  nennenswerten
Betrag in Höhe von immerhin 600 000 Euro jedes Jahr,
der durch diesen Fehler an die Privatschulen zusätzlich
ausgezahlt wird. Es ist gerecht, zumindest die Kür-
zungen in der Bezahlung im öffentlichen Dienst auch
bei den Privatschulen nachzuvollziehen. Damit wäre
immer noch keine Gleichbehandlung mit den ande-
ren freien Trägern hergestellt, die zu Jahresanfang
völlig unabhängig von ihrer Beschäftigungssituati-
on eine fünfprozentige Kürzung ihrer Mittel hinneh-
men mussten, also immer noch mehr, als es bei der
korrekten Begrifflichkeit der Fall gewesen wäre.

Es geht hier um eine politische Schwerpunktset-
zung der großen Koalition. Im öffentlichen Schulsys-
tem regiert der Rotstift, und die Privatschulen bekom-
men extra! Sie werden wahrscheinlich gleich sagen,
dass es den Privatschulen finanziell auch nicht gut
geht. Da gibt es in der Tat sehr unterschiedliche Aus-
gangslagen. Dieses Schicksal aber teilen sie mit ganz
vielen sinnvollen Projekten in dieser Stadt und in
diesem Land. Wir sehen überhaupt keinen Grund
dafür, den Bereich der Privatschulen von Sparmaß-
nahmen per se auszunehmen. Wenn Sie unseren An-
trag ablehnen, dann erzählen Sie bitte niemandem

mehr, dass für das eine oder andere sinnvolle Pro-
jekt im öffentlichen Schulsystem oder auch für Zu-
wendungen an Träger im Sozialbereich, im Jugend-
bereich kein Geld da ist! Das geben Sie nämlich durch
die Ablehnung unseres Antrags den Privatschulen
extra als Sonderzuwendung, 600 000 Euro jährlich
durch eine irrtümlich falsche Formulierung im Ge-
setz, die Sie aus ideologischen Gründen nicht bereit
sind zu korrigieren!

Bei den übrig gebliebenen Änderungen handelt es
sich teilweise um Anpassungen an die veränderte
Schulstruktur in Bremen, die wir so nicht mittragen,
beziehungsweise um die Gleichbehandlung bei be-
stimmten steuerlichen Subventionstatbeständen, über
die wir heute Morgen geredet haben. Wir werden,
wenn  Sie  den  Änderungsantrag  ablehnen,  uns  bei
dem restlichen Gesetz enthalten. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident  Weber:  Als  Nächste  hat  das  Wort  die
Abgeordnete Frau Hövelmann.

Abg. Frau Hövelmann (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Erstens: Die SPD-Fraktion wird
der Änderung des Privatschulgesetzes zustimmen.
Zweitens: Bei der Begründung dazu schließen wir uns
dem an, was eben vom Koalitionspartner gesagt wor-
den ist. Ich will Sie nicht mit den Sachen Internatio-
nale Schule et cetera langweilen.

(Zuruf des Abg. R o h m e y e r  [CDU])

Soll  ich  das  wiederholen?  Dann  würde  ich  Sie  ja
doch langweilen, Herr Rohmeyer. Reine Rücksicht-
nahme!

Drittens, dass ich mich hier heute hinstellen muss
und diese wirklich völlig überzogene Begründung von
Ihnen, Herr Köhler, zurückweisen darf und sozusagen
das, was Sie versucht haben, hier zu skandalisieren,
auch einmal auf die Ebene der Realität zurückbrin-
gen, das habe ich vorhin nicht gedacht.

Ich wollte zum Ausdruck bringen, dass ich durchaus
Sympathie dafür gehabt hätte, mich Ihrem Antrag an-
zuschließen, wir uns aber nicht einigen konnten. Bei
der Begründung, die Sie soeben gegeben haben, be-
daure ich das nicht mehr. Sie versuchen hier etwas
aufzubauschen, das in der Realität gar nicht so ist.
Schauen Sie sich bitte einmal die Gehälter der Pri-
vatschullehrerinnen und -lehrer an, und vergleichen
Sie diese bitte mit den Gehältern, die wir, selbst wenn
wir absenken in der Grundschule von A 13 auf A 12,
sonst im öffentlichen Dienst zahlen!

Das ist übrigens nicht irgendeine Initiative oder ir-
gendeine gute zusätzliche Leistung, die da erbracht
wird, das ist eine Pflichtaufgabe. Wenn es die Privat-
schulen nicht geben würde, dann wären diese Schü-
lerinnen und Schüler im öffentlichen Schulwesen. Von
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daher ist das, was Sie hier versucht haben zu sug-
gerieren, völlig überzogen. Ich weise die Vorwürfe
für meine Fraktion zurück. Wir haben uns den Sach-
verhalt angeschaut, und wir haben durchaus über-
legt, ob es sich lohnt, an dieser Stelle in eine Ausei-
nandersetzung mit dem Koalitionspartner einzutre-
ten. Ich habe mir die Mühe gemacht anzuschauen,
wie viel Zuwendung die Privatschulen erhalten, wie
viel Schulgeld, von den Eltern übrigens, da gezahlt
wird. Deshalb wird die SPD-Fraktion dieser Ände-
rung zustimmen. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Herr
Senator Lemke.

 Senator Lemke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich beziehe mich ausdrücklich auf die Bei-
träge von Frau Hövelmann und Herrn Rohmeyer. Ich
möchte Ihnen lediglich antworten, Herr Köhler: Wir
haben im ersten Teil gehört, wie vorzüglich die Leis-
tungen der Schulen sind. Das sage ich Ihnen, nach-
dem ich mittlerweile alle Schulen besucht habe und
deren Arbeit kenne, Sie haben völlig Recht! Die Leh-
rerinnen und Lehrer verdienen deutlich weniger als
die Kolleginnen und Kollegen im staatlichen System.
Der Staat gibt deutlich weniger aus für diese Schü-
lerinnen und Schüler als für die Kinder im staatlichen
System, und wir haben den Privatschulen damals, als
es um die Edith-Stein-Schule in Bremerhaven ging,
versprochen, wir bringen euch in den nächsten Jah-
ren auf den Durchschnitt der Leistungen, die in an-
deren Bundesländern erbracht werden. Das haben
wir noch längst nicht erreicht.

Jetzt kommen die Privatschulen zu uns und sagen,
lieber Herr Lemke, da, wo wir die Kinder bis zum
Abitur bringen, müssen wir es demnächst logischer-
weise auch in zwölf Jahren. Die Eltern zahlen aber
logischerweise das Schulgeld, das wir ihnen abver-
langen, für zwölf Jahre. Wir können ja nicht sagen,
wir zahlen 13 Jahre.

(Zuruf des Abg. K ö h l e r  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Ich habe es verstanden, aber wir denken ein bisschen
über den Tellerrand dieser einen Frage hinaus, und
wir haben uns hier in dieser Frage ganz eindeutig
geeinigt und haben gesagt, an der Stelle stehen wir
zu unserem Wort, das wir damals gegeben haben, und
kehren in dieser Frage nicht um. Ich sage das noch
einmal, wir werden es nicht schaffen, so wie wir es
ursprünglich im Timing geplant haben, den Durch-
schnitt des Bundes zu erreichen, aber wir stehen auch
bei diesen Schulen im Wort, sie nicht abzuhängen und
allein zu lassen.

Bedenken Sie bitte, was für eine große Herausfor-
derung es für die Schulen ist angesichts des Weggangs

ihrer Lehrerinnen und Lehrer, die mittlerweile ver-
beamtete Stellen in staatlichen Schulen vorziehen!
Wir wollen Ihrer Darstellung, wie gut diese Arbeit ist,
folgen und wollen sagen, wir lassen sie nicht kaputt-
gehen. Deswegen haben wir an der Stelle diese Kehrt-
wende, das will ich ganz klar sagen.

Wir haben im Dezember diesen Vorschlag hier
eingebracht. Dann kam der Wunsch der Schulen nach
mehr Geld wegen des zwölfjährigen Abiturs. Dann
haben wir gesagt, dafür gibt es nichts extra, weil wir
in dieser furchtbaren Haushaltssituation sind, aber
bei den Vergütungen hier im Bereich der Sonderzu-
wendungen kommen wir ihnen entgegen, um zu
unserem Wort zu stehen. Nichts anderes machen wir,
und ich finde, es wäre total ungerecht gegenüber den
Leistungen dieser Schulen, wenn wir Ihrem Vorschlag
folgen würden. Die Schulen, da haben Sie Recht, ha-
ben eine hervorragende Arbeit geleistet, und dafür
dürfen wir sie nicht noch schlechter stellen und müssen
deshalb auch zu unserem Wort dort stehen. – Vielen
Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Das Wort hat der Abgeordnete
Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Insbesondere die letzten Sätze des
Kollegen Köhler haben mich doch noch einmal nach
vorn getrieben. Ich weiß nicht, welches Bild Sie von
den Schulen in freier Trägerschaft haben, Herr Kol-
lege Köhler. Sie hatten in der Vergangenheit schon
hin und wieder den Eindruck erweckt, dass Sie dann
doch eher einer wie auch immer gearteten staatlichen
Einheitsschule für alle, wie lange auch immer, das
sagt Frau Stahmann dann immer, anhängen und für
die privaten Schulen nichts übrig haben. Ich will noch
einmal sagen, diese Schulen sind eben der Stachel
im Fleisch dieses staatlichen Bremer Systems gewe-
sen, der jetzt der Anreiz ist, dass die Schulleiter aus
den staatlichen Schulen zu den Privatschulen gehen
und sich anschauen, wie man eine gute Schule or-
ganisiert.

Wir haben die politische Verabredung in dieser Ko-
alition getroffen, ich darf betonen, insbesondere auch
auf Initiative der CDU, für diese Schulen, die in Bre-
men jahrelang deutlich unter den Frequenzen anderer
Bundesländer gefördert wurden, und den ganzen In-
vestitionsbereich lasse ich einmal außen vor, wo an-
dere Bundesländer viel mehr leisten können und zum
Teil auch leisten wollen als Bremen, so dass wir hier
immer noch weit hinterherhinken.

Ich will ganz deutlich dem Eindruck, den Sie hier
hinterlassen haben, widersprechen. Ich habe mitge-
nommen, dass Sie mit der guten Arbeit der Schulen
in freier Trägerschaft nichts anfangen können, und
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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wir werden trotzdem weiter dafür einstehen, dass die
Schulen in freier Trägerschaft in Bremen gestärkt wer-
den.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Köhler.

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Ich wollte nur ei-
nes klarstellen: Es geht hier nicht um irgendeine Ak-
tion, die politisch gegen Privatschulen gerichtet ist,
das ist überhaupt nicht unser Ansinnen, sondern es
geht darum, freie Träger gleich zu behandeln und
nicht von vornherein eine bestimmte Art von Unter-
stützung von Kürzungen auszunehmen beziehungs-
weise dort aufgrund eines Verwaltungsfehlers noch
etwas dazuzugeben. Das ist das Problem. Dieser Be-
reich untersteht einem bestimmten politischen Schutz
im Gegensatz zu anderen Bereichen, die ebenfalls
sinnvoll sind und wo eben nicht das finanziert wer-
den kann, was man alles so auf der Liste „ich wün-
sche mir etwas“ haben kann.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]:  Das  hat
nichts mit „wünsche mir etwas“ zu tun!)

Aus diesem Grund sagen wir, das geht so nicht. Dieser
Fehler muss korrigiert werden, und das ist unser An-
trag. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident  Weber:  Das  Wort  hat  Herr  Senator  Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich glaube, das vermittle ich Ihnen noch ein-
mal, damit dieser Widerspruch aufgeklärt wird: Sie
bekommen nicht mehr, sondern sie werden langsa-
mer an das herangeführt, was wir ihnen versprochen
haben.

Ich wollte aber noch etwas anderes, sehr Schönes
sagen, weil es hier in diese Debatte so gut hinein-
passt. Ich habe immer davon gesprochen, Schulen in
privater Trägerschaft, Sie haben die Waldorfschule
genannt, die Freie Evangelische Bekenntnisschule,
was die Organisation, die Struktur, das Schulklima
angeht, ich kann auch das Ökumenische Gymnasi-
um nennen, das ich aus dem Effeff in seiner Arbeit
verfolge, sind ohne Frage mit Privilegien, zum Bei-
spiel, was die Elternschaft angeht, was die Schüler-
schaft angeht, Schulen, die in Bremen eine Leucht-
turmfunktion haben.

Als ich vor sechs Jahren ins Amt kam, hatte zum
Beispiel das Ökumenische Gymnasium eine Anmel-
deliste, und Eltern in bestimmten Kreisen Bremens
haben ihre Kinder bei der Geburt dort angemeldet.

Damals habe ich mir vorgenommen, dafür zu sorgen,
dass die anderen Schulen so an Attraktivität gewin-
nen, dass die Eltern ihre Kinder nicht mehr dort an-
melden müssen.

Ich kann Ihnen mittlerweile aus den Erfahrungen
sagen, aus den Stadtteilen ist die Nachfrage nach den
Privatschulen bei weitem nicht mehr so, wie sie vor
einigen  Jahren  war.  Das  heißt,  unsere  staatlichen
Schulen sind deutlich besser geworden, die Eltern ha-
ben das Vertrauen, ihre Kinder auch auf die staat-
lichen  Schulen  zu  schicken.  Das,  finde  ich,  ist  ein
großer Erfolg.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die allgemeine Aussprache geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Gemäß Paragraph 51 Absatz 7 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich zuerst über den Änderungsantrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit der Druck-
sachen-Nummer 16/632 abstimmen.

Wer  dem  Änderungsantrag  der  Fraktion  Bünd-
nis 90/Die Grünen seine Zustimmung geben möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Änderungsantrag ab.

Ich lasse jetzt über das Gesetz zur Änderung des
Privatschulgesetzes,  Drucksache  16/609,  in  erster
Lesung abstimmen.

Wer das Gesetz zur Änderung des Privatschulge-
setzes in erster Lesung beschließen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Bündnis 90/Die Grünen)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.
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Gesetz zur Änderung des Lehrerarbeitszeit-
aufteilungsgesetzes

Mitteilung des Senats vom 10. Mai 2005
(Drucksache 16/610)

1. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Lemke.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Hövelmann.

Abg. Frau Hövelmann (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Damit Sie auch die Gelegenheit
bekommen, noch andere Stimmen als nur die Stim-
men der Bildungsdeputierten heute Nachmittag zu
hören, nur zwei Sätze dazu! Das Lehrerarbeitszeit-
aufteilungsgesetz müssen wir heute ändern, um eine
Ungerechtigkeit zu beseitigen. Lieber würde ich sa-
gen, wir senken die Unterrichtsverpflichtung bei al-
len Ganztagsschullehrern. Das geht nicht, sondern
wir müssen jetzt für die Ganztagsschullehrer der Ge-
samtschulen die Pflichtstundenzahl erhöhen, um eine
gerechte Gleichbehandlung zu haben.

Eine Angleichung nach unten ist finanziell nicht
darstellbar, deshalb kann ich hier heute mit großem
Bedauern Richtung Gesamtschule Ost, Gesamtschule
West nur sagen, liebe Kolleginnen und Kollegen, es
tut mir Leid, aber da wir nicht bei den anderen Ge-
samtschulen, die als Ganztagsschulen geführt wer-
den, die Stundenzahl senken können, ist dieser Schritt
notwendig. Das zeigt übrigens, Kollegin Stahmann,
dass es in alle Richtungen geht und dass wir auf kei-
nem Auge blind sind. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU)*):  Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich probiere, es kürzer hinzu-
bekommen als Frau Kollegin Hövelmann. Um Gerech-
tigkeit zu schaffen und da wir nicht an vielen ande-
ren Standorten etwas absenken können, muss hier
die Unterrichtsverpflichtung erhöht werden. Das ist
ein Einschnitt. Den haben wir in der Vergangenheit
auch einmal als Beendigung der Besserstellung ge-
wisser Schularten, das musste sein, Frau Hövelmann,
bezeichnet. Von daher stimmen wir dem zu. Wie ge-
sagt, es ist gut, wenn alle gleich behandelt werden.
– Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Das Wort hat die Abgeordnete
Frau Stahmann.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich
mache es länger als Frau Hövelmann und Herr Roh-
meyer, damit man auch als Außenstehender versteht,
was sich hinter einem Lehrerarbeitszeitaufteilungs-
gesetz im Kern verbirgt. Der Senat hat heute ein Ge-
setz vorgelegt mit der Bitte um Beschlussfassung. Wir
werden diesem Gesetz nicht zustimmen, das möch-
te ich begründen.

Das Bremische Lehrerarbeitszeitaufteilungsgesetz
sieht in Paragraph 5 vor, dass die Unterrichtsverpflich-
tung von Lehrerinnen und Lehrern an Gesamtschu-
len mit Ganztagsbetrieb 26 Unterrichtsstunden je
Woche beträgt. Sie liegt damit um eine Stunde un-
ter der Unterrichtsverpflichtung im übrigen Bereich
der  allgemeinen  Sekundarstufe  I.  Diese  Regelung
greift bislang für die Gesamtschule Ost, die eben hier
schon  erwähnt  worden  ist,  und  die  Gesamtschule
West. Diese beiden Schulen verfügen seit 30 Jahren
und somit über die längste Erfahrung in Bremen als
Schulen im Ganztagsbereich. Das sind seit 30 Jah-
ren  verbindliche  Ganztagsschulen,  die  immer  so
gearbeitet haben mit einer Unterrichtsverpflichtung
von 26 Unterrichtsstunden und so auch ihr pädago-
gisches Konzept gebaut haben.

Die guten Anmeldezahlen zeigen, dass diese pä-
dagogischen  Konzeptionen  und  Profile  die  Eltern
überzeugen. Es melden sich viele Kinder an. Die Ge-
samtschule West hatte allein in diesem Jahr einen
Überhang an Anmeldungen von über 70, die nicht
aufgenommen werden konnten. Die Schulen werden
gerade deswegen angewählt, weil sie ein gutes in-
tegriertes Bildungsangebot machen, und wir haben
uns als Grüne mit den Elternvertretungen der Ge-
samtschulen getroffen und das Gespräch gesucht, weil
wir wussten, dass sich eine Entscheidung in der Sa-
che abzeichnet.

Die Eltern haben darauf hingewiesen, dass sie ei-
nen Vergleich der Gesamtschulen mit den Ganztags-
schulen für unzulässig halten. Dem kann ich mich
inhaltlich anschließen. Sie weisen darauf hin, dass
der gesamte Schulbesuch einschließlich der Nach-
mittage für alle Schülerinnen und Schüler verbind-
lich ist und dass an den Nachmittagen normaler Un-
terricht stattfindet. Es wird also kein Freizeitangebot
gemacht. Der Elternbeirat will dies so beibehalten,
und aus Sicht der Eltern wurde gesagt, dass gerade
diese Arbeitsgemeinschaften, die es an diesen Schulen
auch darüber hinaus gibt, ein unverzichtbarer Be-
standteil  des  Unterrichtsplans  sind  genau  wie  die
Hauptfächer.

Sofern die geplanten Änderungen ab dem kom-
menden Schuljahr umgesetzt würden, fielen wichti-
ge Stunden weg. Das heißt für die Gesamtschule Ost,
sie verliert zwei Lehrer, richtig in Personen, und die
Gesamtschule West verliert eineinhalb Lehrerstellen.
Das wird sich natürlich in der pädagogischen Arbeit
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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vor Ort zeigen, dass es da zu einer Veränderung kom-
men muss.

Es fielen damit wichtige Stunden weg wie die Klas-
senlehrerstunde oder die Übungsstunde, und zusätz-
lich würde eine Ungleichbehandlung der Wahlpflicht-
fächer eingeführt, denn Fremdsprachler erhalten den
Unterricht vierstündig, die anderen Kinder erhalten
nur drei Stunden Unterricht. Die Eltern haben uns um
eine Prüfung dieses Punktes gebeten. Darauf weiß
ich leider noch keine Antwort, und vom Ressort habe
ich auch keine gehört. Vielleicht kann das den El-
tern noch beantwortet werden, wie damit künftig um-
gegangen werden soll.

Wir vom Bündnis 90/Die Grünen sind der Auffas-
sung, dass die Kürzung der Stundentafel für die Ge-
samtschulen  um  alle  Ganztagselemente  und  den
Wahlpflichtbereich zurückgenommen werden sollte.
Diese drastische Einschränkung – drastisch kann man
nicht sagen, es klingt ja niedlich, eine Stunde mehr
unterrichten, aber in der Konsequenz ist es schon eine
Einschränkung –, diese Einschränkung hat zur Kon-
sequenz, dass elementare Anteile der Gesamtschu-
le ersatzlos gestrichen werden.

Wir sprechen uns an dieser Stelle gegen die Erhö-
hung der Unterrichtsverpflichtung aus. Der Deutsche
Beamtenbund wirft im Umkehrschluss eine berech-
tigte Forderung auf und fragt, ob nicht eine Absen-
kung der Unterrichtsverpflichtung für alle Lehrerinnen
und Lehrer an den Schulen mit Ganztagsbetrieb um
eine Stunde möglich und notwendig ist. Frau Hövel-
mann hat gesagt, dafür möchte die Koalition kein Geld
bereitstellen, und hält das für nicht bezahlbar.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Kann!)

Sie  haben  gesagt  kann!  Wir  finden,  das  ist  ein
Vorschlag, den man ernsthaft diskutieren muss. Der
DGB formuliert in seiner Stellungnahme treffend, wie
ich finde, die seit vielen Jahren bestehende Unter-
richtsermäßigung für Lehrkräfte an Ganztagsgesamt-
schulen ist ein notwendiger Ausgleich für die im Rah-
men des Ganztagsbetriebs anfallenden zusätzlichen
Aufgaben.  Aus  nachvollziehbarem  Grund  beträgt
dort die wöchentliche Unterrichtsverpflichtung nicht
wie üblich 27, sondern 26 Stunden. Wer qualitative
Ganztagsschulen  will,  liebe  Kolleginnen  und  Kol-
legen, muss diese entsprechend ausstatten und den
Lehrkräften ausreichende Unterrichtsentlastung zur
Verfügung stellen, so sagt der DGB.

Wir  vom  Bündnis  90/Die  Grünen  unterstützen
diese Position ausdrücklich, und wir werden damit
diesem vorliegenden Gesetzentwurf nicht zustimmen.
– Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich muss nun doch noch
etwas sagen, eigentlich wollte ich mich beziehen auf
das, was zuvor gesagt worden ist. Frau Stahmann,
Sie provozieren mich logischerweise, es ist auch nicht
schlimm,  das  gehört  ja  auch  dazu.  Nur  manchmal
fehlt mir dann natürlich das Verständnis. Bei jeder
Initiative, die wir machen, Ihren Widerspruch zu er-
fahren, das ist gewöhnungsbedürftig, aber okay, das
sind eben die Spielregeln zwischen Regierung und
Opposition.

Bei meinen Besuchen in den Ganztagsgesamtschu-
len Ost und West habe ich völlig im Gegensatz zu
Ihrem Verständnis und Ihren Eindrücken erlebt, dass
sie exzellent ausgestattet sind und dass sie exzellent
arbeiten.  Sie  sind  im  Vergleich  zu  allen  anderen
Ganztagsschulen viel besser ausgestattet. Ich finde,
es geht nicht an, da wir als große Koalition von den
anderen Ganztagsschulen fordern, bessere Angebote
zu machen, verbindliche Angebote zu machen, den
Unterricht und die Freizeit zu rhythmisieren, also nicht
morgens Unterricht, dann Suppenküche womöglich
und Freizeit, da sind wir absolut einer Meinung, son-
dern wir wollen die Rhythmisierung des Schultages,
und  die  wird  eines  Tages  dazu  führen,  dass  viele
Schulen sich auf den Weg der Gesamtschulen Ost und
West begeben werden! Das ist gut und richtig.

Nur, wenn wir sagen, das Ganze ist nur dann mög-
lich, wenn der Finanzsenator uns die entsprechen-
den zehn oder 20 Prozent mehr Lehrerstunden gibt,
dann wird es nicht gehen. Wir werden in den nächsten
Jahren, mit ziemlicher Sicherheit bis 2009, nicht etwa
unendlich viel mehr Geld haben, sondern ich befürch-
te, liebe Frau Stahmann, wenn ich die Debatten der
letzten  Tage  und  auch  die  Debatte  heute  um  den
Nachtragshaushalt  gehört  habe,  wir  werden  nicht
mehr Geld zur Verfügung haben, sondern wir wer-
den  weniger  Geld  zur  Verfügung  haben,  und  wir
können sagen, wir packen ein und machen Schluss,
oder wir sagen, wie bekommen wir diese schwieri-
ge Situation gemeinsam gemeistert! Wenn wir sagen,
eine Stunde nehmen wir euch weg, wird das hervor-
ragende Konzept der Gesamtschulen Ost und West
nicht zusammenbrechen. Das garantiere ich.

Natürlich können Sie sagen, zwei Lehrerstellen hier,
eineinhalb Lehrerstellen dort, die werden entfallen,
das ist für die betroffenen Personen, für die Schule
nicht angenehm, aber wie will ich angesichts der Un-
gleichmäßigkeit der Ausgestaltung der Gesamtschule
am Leibnizplatz, der Gesamtschule Mitte oder der
vielen anderen Ganztagsschulen denn da von Ge-
rechtigkeit sprechen, wenn ich die einen Schulen
derartig üppig ausgestalte und die anderen so stief-
mütterlich behandle? Hier muss ich die Solidarität –
das ist übrigens ein Wort, das in diesen beiden Schulen
in den letzten Jahrzehnten immer sehr groß geschrie-
ben worden ist – einfordern von den Schulen, dass
sie  sagen,  wir  sind  bereit,  dort,  wo  es  so  eng  und
schwierig ist, ein wenig abzugeben, dass wir mehr
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Ganztagsschulen in Bremen einrichten können und
nicht sagen müssen, weil die nicht bereit sind, auch
nur eine Stunde abzugeben, können wir nicht wei-
tere Angebote in Ganztagsschulen machen. Deshalb,
meine Damen und Herren, ist es eine Frage der Ge-
rechtigkeit.

Ich würde auch lieber wie der Beamtenbund sa-
gen, wir reduzieren bei allen Ganztagsschulen, und
selbstverständlich die Erwachsenenschule soll wie
bisher auch 100 Stunden zusätzlich bekommen, weil
die Lehrer auch abends unterrichten müssen. Das Geld
haben wir aber nicht, meine Damen und Herren, und
es ist aus meiner Sicht absolut zumutbar, dieses Opfer
zu bringen, es ist ein Opfer der Solidarität für weite-
re nachwachsende Ganztagsschulen! – Danke sehr!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Lehrerarbeits-
zeitaufteilungsgesetzes, Drucksache 16/610, in ers-
ter Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Abg. W e d l e r
[FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen und
Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Gesetz zur Änderung des Bremischen
Besoldungsgesetzes

Mitteilung des Senats vom 10. Mai 2005
(Drucksache 16/611)

1. Lesung

Dazu  als  Vertreter  des  Senats  Herr  Senator  Dr.
Nußbaum.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Wiedemeyer.

Abg.  Frau  Wiedemeyer  (SPD)*):  Herr  Präsident,
meine Damen und Herren! Auch das Gesetz zur Än-
derung des Bremischen Besoldungsgesetzes befasst
sich in diesem Fall mit der Schule und den Lehrern.
Unserer Haushaltssituation entsprechend überprü-
fen wir alle Ausgabenkomplexe, die wir haben, vor
allen Dingen auch im Verhältnis mit anderen und ver-
gleichbaren Bundesländern oder Städten.

Es hat in Bremen und Hamburg die besondere Mög-
lichkeit gegeben, Lehrer der Sekundarstufe in der
Eingangsstufe A 13 zu besolden. Diese Möglichkeit
wurde bisher auch in Anspruch genommen. Wir wer-
den zukünftig von dieser Möglichkeit nicht mehr
Gebrauch machen. Ich glaube, dass das eine vertret-
bare Maßnahme ist, wir können ja einmal schauen,
es gibt andere Bereiche, wo Leute auch hoch quali-
fizierte Ausbildungen haben, wo wir durch Reformen
beschlossen  haben,  dass  man  mit  bestimmten  Zu-
gangsvoraussetzungen und nur noch mit Hochschul-
studium in den öffentlichen Dienst eintreten kann,
wo wir ganz andere Eingangsbesoldungen haben.

Gleichzeitig werden wir aber in Höhe von 40 Pro-
zent der vorgesehenen Planstellen die Möglichkeit
einräumen, Beförderungen auszusprechen, und ich
glaube, dass das auch dem Gedanken entgegenkommt,
dass wir Leistungsanreize schaffen wollen, dass wir
auch Qualität in den Schulen verbessern wollen und
besonders motivierten und engagierten Lehrern hier
auch die Möglichkeit geben wollen, ihre Arbeit ent-
sprechend zu belohnen. Ich denke, man braucht zu
diesem Gesetz nicht viel mehr zu sagen. Wir werden
diesem Gesetz in erster Lesung zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Ravens.

Abg. Ravens (CDU): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Die Frau Kollegin Wiedemeyer hat al-
les so schön gesagt, dass ich mich ganz kurz fassen
kann. Wir haben einige Initiativen gestartet für leis-
tungsgerechte Bezahlung der Lehrer. Das soll auch
so  bleiben,  trotz  der  Absenkung.  Das  Gesetz  sieht
auch vor, dass wir weiterhin Beförderungsmöglich-
keiten nach A 13 haben. Wir sind für ein Grundge-
halt und dafür, zusätzlich dann Anreize zu schaffen
für  Leistungsbereitschaft,  für  Engagement,  um  damit
eine zusätzliche Besoldung zu geben, die Leistungen
belohnt.

Wir haben im März 2004 den Senat danach gefragt,
und da ist deutlich geworden, dass Bremen nicht über
eine Leistungsstufenverordnung verfügt. Der Senat
hat dann in der Antwort Folgendes festgehalten, das
möchte ich kurz zitieren: „Die vereinbarte Absiche-
rung der Eingangsbesoldung bringt eine Absenkung
der Personalkosten je Lehrkraft, außerdem werden
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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durch die Neuentscheidungen das vergleichsweise
hohe Durchschnittsalter und damit die Durchschnitts-
aufwendungen je Lehrer gesenkt. Es bietet eine neue
Gestaltungsgrundlage für die Bereitstellung von Per-
sonalmitteln zwecks Verwendung für leistungsbe-
zogene Bezahlung oberhalb der Grundvergütung.“

Meine Damen und Herren, an diesem Ziel wollen
wir weiterhin festhalten. Ich nehme an, dass alle mit-
ziehen. Die Haushaltsnotlage lässt zwar keinen Raum,
doch leistungsbezogene Bezahlung ist wichtig, um
die Qualität im Bildungssystem und die Motivation
bei den Lehrkräften zu steigern. Lassen Sie uns ge-
meinsam dieses Gesetz beschließen! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident  Weber:  Als  nächste  Rednerin  hat  das
Wort die Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich über die-
ses Gesetz länger ausgetauscht, und auch verschie-
dene Positionen gibt es in unserer Fraktion, aber wir
werden dem Gesetz trotzdem zustimmen. Das möchte
ich hier jetzt deutlich machen.

Herr Kollege Ravens, ich finde, es ist ein kleines
Märchen in der deutschen Bildungspolitik, dass man
meint, die, die die größten Kinder haben, würden auch
die größten Leistungen und die größte Arbeit in der
Schule absolvieren. Es ist eigentlich eher umgekehrt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Eigentlich müssten wir ein Gesetz verabschieden,
das eine einheitliche Besoldung aller Lehrerinnen und
Lehrer auf den Weg bringt mit Leistungsanreizen und
auch mit Aufstiegsmöglichkeiten, und zwar solchen,
die nicht etwa bei A 13 aufhören, sondern vielleicht
auch noch weiter gehen auch für die Grundschulleh-
rerinnen und -lehrer, weil das auch Anreize schafft
für Fortbildungen und auch für die Übernahme neuer
Aufgaben. Ich finde, es ist eben nicht hinnehmbar,
dass eine Grundschullehrerin 500 Euro weniger ver-
dient als ein Lehrer an der Sekundarstufe II. Das ist
eine große Ungerechtigkeit, und das muss sich auch
in diesem Land ändern. In anderen Ländern ist schon
längst an der Tagesordnung, dass auch im Elemen-
tarbereich, also im Kindergarten, fachlich qualifiziertes
Personal arbeitet, das pädagogisch ausgebildet ist und
eben auch ähnliches Geld verdient. Das heißt natür-
lich, dass das Niveau von oben dort abgesenkt wird.

Bremen hat sich mit fünf anderen Bundesländern
auf eine einheitliche Lehrerausbildung geeinigt, alle
anderen Länder stellen ihre Berufsanfängerinnen und
-anfänger, die in der Grundschule, in der Sekundar-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

stufe I anfangen, nach A 12 ein. Wir sind der Auf-
fassung, dass sich Bremen als Haushaltsnotlageland
nicht erlauben kann, künftig Berufsanfängerinnen und
-anfänger  dann  als  einziges  Bundesland,  obwohl
gleich ausgebildet wird, nach A 13 einzustellen. Auch
das ist mit dem Blick nach Karlsruhe, sollte es zu ei-
ner Klage kommen, ein Tatbestand, der uns negativ
ins  Stammbuch  geschrieben  würde,  wenn  wir  hier
unterschiedlich bezahlten im Gegensatz zu Nieder-
sachsen und Hamburg. Aus diesem Grund werden
die Grünen, schmerzhaft, aber wir werden dieser Ab-
senkung zustimmen mit dem Hinweis darauf, dass
auf bundesgesetzlicher Ebene eigentlich noch wei-
tere Änderungen geplant sind. Ob die jetzt kommen,
weiß ich nicht, aber da wird derzeit eine viel tiefer
greifende Form der Beamtenbesoldung diskutiert. An
dieser Stelle also Zustimmung von den Grünen! –
Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Be-
soldungsgesetzes  mit  der  Drucksachen-Nummer
16/611 in erster Lesung beschließen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Ihr Ein-
verständnis vorausgesetzt rufe ich jetzt noch die Ta-
gesordnungspunkte auf, die ohne Debatte sind.

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 31
vom 26. April 2005

(Drucksache 16/595)

Wir verbinden hiermit:

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 32
vom 10. Mai 2005

(Drucksache 16/607)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh-
lenen Art seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!
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Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

11. Änderung des Landschaftsprogramms Bremen
1991  Arberger/Mahndorfer  Marsch  (Gewerbege-
bietsentwicklung) im Zusammenhang mit der 2. Än-
derung des Flächennutzungsplans in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31. Mai 2001 (ehemals 108.
Änderung des Flächennutzungsplans Bremen 1983)

Mitteilung des Senats vom 10. Mai 2005
(Drucksache 16/614)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der 11. Änderung des Landschaftsprogramms
Bremen 1991 Arberger/Mahndorfer Marsch, Gewer-
begebietsentwicklung,  im  Zusammenhang  mit  der
2. Änderung des Flächennutzungsplans in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2001, Druck-
sache 16/614, seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

(Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
entsprechend zu.

Nachwahl für den Landesjugendhilfeausschuss

Mitteilung des Senats vom 10. Mai 2005
(Drucksache 16/620)

Der  Wahlvorschlag  ist  in  der  Mitteilung  des  Se-
nats enthalten.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation
für Soziales, Jugend, Senioren und Ausländer-

integration

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen auch hier schrift-
lich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds der Parlamentarischen
Kontrollkommission

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen auch hier schrift-
lich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Meine  sehr  geehrten  Damen  und  Herren,  da-
mit sind wir an das Ende unserer heutigen Tagesord-
nung gekommen.

Ich schließe die Sitzung, und wir treffen uns mor-
gen um Punkt 10.00 Uhr im Plenarsaal der Bremischen
Bürgerschaft wieder. Ich wünsche Ihnen noch einen
schönen, angenehmen Abend und nicht zu viele Ter-
mine.

(Schluss der Sitzung 17.47 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) vom

25. Mai 2005

Anfrage 12: Evaluation von Bremen in T.I.M.E.

Wir fragen den Senat:

Erstens: Zu welchen abschließenden Ergebnissen
kommt die begleitende Evaluation zum T.I.M.E.-Pro-
gramm, mit der das BAW Institut für Wirtschaftsfor-
schung für den Zeitraum vom 1. September 2001 bis
zum 31. Dezember 2004 beauftragt war?

Zweitens: Zu welchen Ergebnissen kommt die Eva-
luation des Programms insbesondere bei den kurz-
fristig-projektbezogenen und langfristig-strukturel-
len Arbeitsmarkteffekten?

Drittens: Wie werden die abschließenden Ergeb-
nisse der Evaluation und über die Arbeitsplatzeffekte
den zuständigen parlamentarischen Gremien bekannt
gegeben?

Frau Stahmann, Möhle, Frau Linnert
und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Antwort des Senats:

Zu Frage eins: Der Auftrag für die begleitende Eva-
luation ist auf das Jahr 2005 ausgedehnt worden, und
die Erkenntnisse werden in die Gesamtevaluierung
des  T.I.M.E.-Programms  2001  bis  2005  integriert.
Abschließende Ergebnisse liegen daher noch nicht
vor. Im Zusammenhang mit dem Maßnahmenpaket
für das Jahr 2005 hat der Senat am 10. Mai 2005 be-
schlossen, vor jeglichen weiteren Entscheidungen die
bisherige Programmphase durch einen externen Gut-
achter bis zum 31. Oktober 2005 zu evaluieren.

Zu Frage zwei: Siehe Antwort zu Frage eins.

Zu Frage drei: Nach Abschluss der Evaluation wer-
den die parlamentarischen Gremien angemessen über
die entsprechenden Ergebnisse informiert.

Anfrage 13: Überprüfung der Einhaltung der Ta-
riftreueerklärung

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie wird die Einhaltung der Tariftreue-
erklärung von Firmen, die im bremischen Auftrag tätig
werden, überwacht?

Zweitens: Welche Behörde ist für die Kontrolle zu-
ständig, und wie wird sie durchgeführt?

Drittens: Sind dem Senat Verstöße gegen die Ta-
riftreueerklärung in den Jahren 2004 und 2005 be-
kannt geworden?

Möhle, Frau Linnert und Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen

Antwort des Senats:

Zu Frage eins: Die Überwachung der Einhaltung
der Tariftreueerklärung ist Aufgabe des Auftragge-
bers. Die Vergabestellen kontrollieren bei der Auf-
tragsvergabe, ob Tariflöhne gemäß Kalkulation in An-
satz gebracht wurden. Wenn Verdachtsmomente vor-
liegen, führen die Vergabestellen Kontrollen gemäß
Paragraph  8  Landesvergabegesetz  durch.  Weitere
Überprüfungen werden im Rahmen der Innenrevi-
sion wahrgenommen.

Zu Frage zwei: Wie in der Antwort zu Frage eins
dargestellt, obliegt die Überwachung dem jeweiligen
Auftraggeber. Gemäß Paragraph 8 des Bremischen
Landesvergabegesetzes hat jeder Auftraggeber das
Recht, Kontrollen durchzuführen. Eine zentrale Stelle,
die diese Kontrollen durchführt, existiert bisher nicht.
Eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe erarbeitet
derzeit ein Konzept für eine Organisationseinheit, die
zentral für alle bremischen Auftraggeber die Kontroll-
tätigkeit auf den Baustellen im Land Bremen wahr-
nehmen soll.

Zu Frage drei: Vorauszuschicken ist, dass es kei-
ne Statistik oder zentrale Dokumentation über Ver-
stöße gegen die Tariftreueerklärung gibt. Insofern liegt
dem Senat kein repräsentatives Daten- oder Zahlen-
material vor. Dem Senat liegen aber Erkenntnisse über
mehrere Einzelfälle vor. In einem Fall wurde ein Ver-
stoß festgestellt und der Bieter von dem Vergabever-
fahren ausgeschlossen. In mehreren weiteren Fällen
haben sich die Verdachtsmomente bei den Kontrol-
len auf den Baustellen nicht bestätigt.

Druck: Hans Krohn · Bremen
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